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Ferner  wurden  noch  benutzt  die  Protokolle  der  Generalver- 
sammlungen der  Bank  für  Handel  und  Industrie  von  1853  an. 
Als  weitere  Unterlage  der  Arbeit  dienten  noch  verschiedene  Aus- 
künfte der  Direktion  der  Darmstädter  Bank. 


Einleitung. 

Lage  des  deutschen  Bankwesens  um  die  Mitte 

des  19.  Jahrhunderts. 

Die  letzte  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  brachte  tief 
umwälzende  Wandlungen  im  deutschen  Wirtschafts- 
leben. Bis  in  die  1840er  Jahre  war  Deutschland  noch 
vorzugsweise  ein  Ackerbau  treibender  Staat,  da  die 
Städteindustrie  des  Mittelalters  in  den  unseligen  Reli- 
gionskriegen untergegangen  war.  Ein  neues  Leben  er- 
wachte erst  mit  der  Gründung  des  deutschen  Zoll- 
vereins, durch  den  die  Grundlage  jeden  Handels  und 
jeder  Industrie,  nämlich  ein  großer  Markt,  geschaffen 
wurde.  Jetzt  trat  die  Verbindung  der  bisher  getrennten 
Landesteile,  mit  der  Verbindung  der  Austausch,  und  mit 
dem  Austausch  Wettbewerb  in  einer  Weise  ein,  daß 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  mit  erstaunlicher  Rasch- 
heit vor  sich  ging.  Nicht  nur  stieg  die  Produktion 
und  der  Verbrauch  von  Gütern,  sondern  auch  die 
Ansammlung  von  Besitz  und  Kraft  und  deren  Be- 
tätigungen in  friedlichem  Wettkampfe.  So  wurden 
Handel  und  Verkehr,  Industrie  und  Landwirtschaft 
überall  von  neuem  Leben  und  nie  dagewesener  Tätig- 
keit ergriffen,  und  es  ist  klar,  daß  auch  das  befruch- 
tende und  vermittelnde  Kapital  in  diesen  Kreis  der 
allgemeinen  Bewegung  mit  hereingezogen  wurde. 
Durch  die  Konzentrierung  zerstreut  liegender  Kapitalien 
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zum  Bankbetrieb  in  der  Form  der  Aktiengesellschaften 
wurde  es  ermöglicht,  Unternehmungen  ins  Leben  zu 
rufen,  die  der  Einzelkapitalist  nie  hätte  in  Angriff 
nehmen  können.  Von  dieser  Zeit  an  gelangte  Deutsch- 
land zu  immer  höherer  Entwicklung.  Durch  die  groß- 
artigen Erfindungen  auf  dem  Gebiete  der  Dampfkraft 
und  durch  die  gewaltigen  Fortschritte  in  der  Technik 
des  Maschinen-  und  Elektrizitätsbetriebes,  wurde  der 
menschliche  Unternehmungsgeist  vielseitig  angeregt 
und  betätigt.  Die  gewerbliche  Produktion  entwickelte 
sich  zur  Großindustrie,  der  kommerzielle  Verkehr  zum 
Welthandel.  Besonders  die  Industrie  gelangte  zu  nie 
geahnter  Größe,  dank  ihres  innigen  Zusammenhangs 
mit  den  Banken,  die  in  den  letzten  50  Jahren  die 
einflußreichsten  und  charakteristischsten  Glieder  der 
neuen  kreditwirtschaftlichen,  privatkapitalistischen  Ent- 
wicklung geworden  sind.  ,, Ihnen  ist  zweifellos  ein  guter 
Teil  des  Aufschwungs  des  deutschen  Wirtschaftslebens 
zuzuschreiben,  und  sie  sind  geradezu  die  Beförderer 
des  Unternehmungsgeistes  geworden,  die  Schrittmacher 
für  Industrie  und  HandeU).“  Und  der  bekannte  fran- 
zösische Gelehrte  Blondel  äußerte  sich  dahin,  ,,daß 
die  deutschen  Banken  einen  sehr  bedeutenden  Anteil  an 
dem  glänzenden  industriellen  und  kommerziellen  Auf- 
schwung Deutschlands  genommen  hätten,  was  als  eines 
der  großartigsten  Ereignisse  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte zu  bezeichnen  sei-).'' 

Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  setzt  die  Ent- 
wicklung unserer  modernen  Kreditbanken  schon  kräftig 
ein  mit  einem  gewaltigen  Aufschwung  des  Börsenbe- 
triebes unter  lebhafter  Beteiligung  von  Spekulation  und 

1)  Sombart  a.  a.  O.  S.  217. 

2)  Nationalzeitung  12.  Oktober  1901. 
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Privatkapital.  Nach  den  Napoleonischen  Kriegen  zu 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  hatte  in  Deutschland  das 
Bankwesen  mit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  nicht 
gleichen  Schritt  gehalten.  Gegen  Anfang  der  40  er  und 
50  er  Jahre  vollzog  sich  nun  der  große  Umschwung 
in  unserem  Wirtschaftsleben.  Der  Übergang  vom  Klein- 
zum  Großbetrieb,  der  Bau  von  Eisenbahnen,  die  wach- 
senden Bedürfnisse  der  Städte  und  Staaten  und  die 
Neugründung  von  Industrie-  und  Erwerbsgesellschaften 
stellten  jetzt  ungeheure  Anforderungen  an  den  Geld- 
und  Kapitalmarkt,  denen  aber  unter  den  bestehenden 
Verhältnissen  nicht  nachgekommen  werden  konnte. 
Hatten  bis  dahin  die  Privat-  und  Notenbanken  den 
Ansprüchen,  welche  Handel  und  Industrie  an  sie 
stellten,  vollkommen  genügt,  so  konnte  jetzt  das  Privat- 
kapital den  Bedarf  an  Kreditmitteln  nicht  mehr  be- 
friedigen, und  man  sah  sich  gezwungen  in  Form  von 
Aktiengesellschaften  Industrielle  Unternehmungen  ins 
Leben  zu  rufen ; dazu  bedurfte  man  aber  notwendiger- 
weise der  Kapitalvermittlung,  d.  h.  leistungsfähiger 
Kreditbanken,  die  aber  in  jener  Zeit  gänzlich  fehlten. 
Wohl  bestanden  bis  1853  in  Berlin,  Stettin,  München, 
Leipzig  und  Dessau  Zettelbanken,  doch  diese  konnten 
sich  wegen  des  damit  verbundenen  Risikos  an  Grün- 
dungsgeschäften nicht  beteiligen.  (Vergl.  zum  folgenden 
Geschäftsbericht  der  Bank  für  Handel  und  Industrie 
von  1853.)  Banken  und  Bankhäuser  für  den  täglichen 
Verkehr  der  Industrie  und  für  die  Vermittlung  ihrer 
Beziehungen  zum  In-  und  Auslande,  berufen,  die  Grün- 
dung zeitgemäßer,  großer  industrieller  LJnternehmungen 
anzuregen  und  zu  fördern,  bestanden  in  größerem  Um- 
fange fast  nur  im  preußischen  Rheinland  — 1848 
Gründung  des  A.  Schaafhausenschen  Bankvereins  in 
Köln,  erste  Vereinigung  von  Gründungs-  und  Depo- 
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sitenbanken  in  Deutschland.  — Das  Bankgeschäft  der 
deutschen  Börsenplätze  beschränkte  sich  größtenteils 
auf  Operationen  in  Fonds  und  Aktien  und  nur  sehr 
selten  wurde  der  Industrie  ein  mäßiger  Akzeptkredit 
bewilligt.  Diese  Unzulänglichkeit  der  in  Deutschland 
bestehenden  Bank-  und  Kreditinstitute  war  seit  Jahren 
eine  allgemein  anerkannte  und  von  mannigfaltigen  Vor-  j 

Schlägen  begleitete  Tatsache,  jedoch  ohne  jeglichen 
praktischen  Versuch  der  Abhilfe.  Dieser  Mißstand 
wurde  um  so  fühlbarer,  je  mehr  die  deutsche  Industrie 
sich  entwickelte,  je  mehr  Produktion  und  Export 
stiegen,  und  je  mehr  mit  großartigen  Mitteln  ausge- 
rüstete Aktiengesellschaften  auf  den  verschiedensten 
Gebieten  der  Industrie  die  dem  Bedürfnisse  des  Gegen- 
wart entsprechende  Konzentration  der  Kräfte  und 
Kapitalien  herbeiführte.  Man  forderte  allgemein  die 
Gründung  neuer  Banken  zur  Erweiterung  und  Erleich-  , 

terung  des  industriellen  Kredits,  Banken,  denen  die 
Industrie  vorübergehend  die  zu  ihrem  Betriebe  die- 
nenden Kapitalien  verzinslich  in  laufender  Rechnung 
überweisen  oder  von  denen  sie  zur  Verstärkung  ihres 
Betriebskapitals  vorübergehend  Vorschüsse  in  laufender 
Rechnung  entnehmen  konnte.  In  der  Tat  war  für  die 
weitere  wirtschaftliche  Entwicklung  Deutschlands  eine 
vollständige  Änderung  des  bestehenden  Kredit-  und 
Banksystems  unbedingt  notwendig,  „um  dem  auf- 
strebenden Unternehmungsgeist  der  deutschen  Nation 
durch  die  Schöpfung  großartiger  Kreditinstitute  die 
Wege  zu  ebnen,  und  der  steigenden  industriellen  Be- 
wegung durch  die  Expansionskrafl  und  Elastizität 
großer  Geldinstitute  ein  wirksamer  Schutz  gegen  die 
vorübergehenden  Krisen  zu  bilden  i).“ 


1)  Hansen  a.  a.  O.  S.  645. 
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Da  wurde  durch  die  Gründung  der  Societe  gene- 
rale du  Credit  Mob  Hier  in  Paris  eine  neue  Ära 
im  Bankwesen  eröffnet.  Die  Brüder  Emile  und  Isaak 
Pereire,  eifrige  Anhänger  und  Schüler  Saint-Simons, 
gründet^^n  im  November  1852  mit  einem  Aktienkapital 
von  60  Millionen  Frs.  und  dem  Recht  bis  600000  Frs. 
i eigene  Obligationen  auszugeben,  den  Credit  Mobilier, 

um  die  Pläne  Saint-Simons  in  die  Tat  umzusetzen  und 
einen  vollständigen  Umschwung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse herbeizuführen.  Die  Banken  sollten  der  Mittel- 
punkt des  kommenden  industriellen  Systems  werden  i). 
Es  galt  die  Durchsetzung  des  ganzen  Wirtschaftlebens 
mit  dem  Kredit  zur  Hebung  und  Förderung  der  In- 
dustrie, des  Handels  und  Verkehrs.  Das  von  den 
Brüdern  Pereire  ins  Leben  gerufene  Bankinstitut,  das 
alle  Zweige  der  heutigen  modernen  Kreditbanken  be- 
treiben sollte,  in  Sonderheit  das  Reportgeschäft,  fand 
die  lebhafteste  Unterstützung  von  seiten  der  franzö- 
sischen Regierung.  Nach  dem  Staatsstreich  vom 
2.  September  1851  wollte  Napoleon  111.  auch  der  wirt- 
schaftliche Reformator  Frankreichs  werden,  um  durch 
eine  Ära  allgemeiner  Prosperität  widerstrebende  Teile 
des  Volkes  mit  dem  ungesetzlichen  Ursprung  seiner 
Herrschaft  auszusöhnen -).  Hatte  vorher  Louis  Philipp 
seine  Mornarchie  auf  die  Unterstützung  der  wohl- 
habenden Bourgeosie  aufgebaut,  so  wollte  jetzt  Na- 
poleon die  Gunst  der  Massen  durch  Demokratisierung 
des  Kapitals  gewinnen.  Die  Schöpfung  des  Credit 
< Mobilier  schien  seinen  Zwecken  auf  das  beste  zu  dienen. 

Eine  seiner  Hauptsorge  war  der  systematische  Ausbau 
des  französischen  Eisenbahnnetzes,  und  da  der  Credit 


*)  Plenge  a.  a.  O.  S.  47. 

2)  Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  84. 
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Mobilien  seine  Hauptaufgabe  darin  sah,  dem  öffent- 
lichen Anleihe-  und  industriellen  Kredit  planmäßig 
Kapitalien  zuzuführen,  und  die  Emissionstätigkeit  auf 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  besonders  zu  pflegen, 
so  erfreute  sich  dieses  Institut  des  besonderen  Wohl- 
wollens Napoleons  III.  In  den  ersten  Jahren  seines 
Bestehens  arbeitete  der  Credit  Mobilier  mit  glänzendem 
Erfolge.  So  verteilte  er 

1853  13,4  0,) 

1854  11,8  0,) 

1855  40,74  0,) 

1856  23  0,0 

Dividende.  Als  der  Credit  Mobilier  im  Zenith  seines 
Ruhmes  stand,  da  erwarb  er  sich  nicht  nur  in  Frank- 
reich, sondern  auch  in  Deutschland,  Österreich,  Spa- 
nien Anhänger,  die  mit  Begeisterung  für  die  Ideen  und 
die  Errichtung  credit-mobilierartiger  Bankinstitute  ein- 
traten. ,, Allseitig  begegnete  man  der  Errichtung  dieser 
Banken  mit  großer  Sympathie,  da  dieselben  in  erster 
Linie  gegründet  waren,  um  die  Übermacht  des  Hauses 
Rothschild  zu  brechen,  und  ihm  ein  mit  ähnlichen 
Mitteln  ausgerüstetes  Institut  entgegenzustellen,  wel- 
ches sich  an  allen  größeren  Börsenoperationen  betei- 
ligen konnte.  Hatten  sich  doch  an  verschiedenen 
Punkten  Europas  in  den  Händen  einzelner  Bankhäuser 
enorme  Vermögen  angesammelt,  die  durch  das  Massen- 
verhältnis ihres  Kapitals  alle  Geschäfte  beherrschten. 
Geschäfte,  die  einen  ungewöhnlichen  Kredit  bean- 
spruchten, konnten  nur  ihnen  angetragen  werden,  weil 
sie  allein  diesen  Kredit  zu  gewähren  vermochten.  Sie 
stellten  dann  ihre  Bedingungen  wie  die  Besitzer  eines 
Monopols  1).“  So  waren  dem  voluminösen  Vermögen 

0 Deutsche  Vierteljahrsschrift  3.  Heft,  1S56. 
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die  einträglichsten  Geschäfte,  die  höchsten  Gewinne, 
und  mit  diesen  ein  neuer  Kapitalzuwachs  gesichert 
und  eine  neue  Steigerung  des  Monopols.  Nirgends 
war  abzusehen,  welche  Schranken  dieser  Tendenz  ge- 
setzt werden  könnten.  Das  Monopol  ließ  sich  nur 
brechen,  wenn  man  dem  einen  großen  Kapital  ein  noch 
größeres  entgegenzusetzen  hatte. 

Dem  Credit  Mobilier  lag  also  doch  unleugbar  ein 
gesunder  Gedanke  zugrunde.  Die  Frankfurter  Zeitung 
erkennt  in  einem  Rückblick  1873  den  Credit  Mobilier 
als  epochemachend  für  die  ,, riesige  internationale 
Konzentrierung  in  mächtigen  Finanzgesellschaften“  und 
erklärt  dann  weiter;  „Der  Credit  Mobilier  ist  tot, 
allein  die  Ideen,  welche  ihn  ins  Leben  gerufen,  sind 
geblieben.“  (Vergl.  hierzu  die  Geschichte  der  Frank- 
furter Zeitung.)  Der  schließliche  Erfolg  der  credit- 
mobilierartigen  Institute  war  ganz  von  der  Leitung 
abhängig.  War  diese  gut  und  solide,  so  brachte  auch 
die  Anstalt  gute  Früchte,  war  die  Direktion  eine  fehler- 
hafte, so  wäre  es  ein  Wunder  gewesen,  wenn  das 
Institut  prosperiert  hätte.  Das  Mutterinstitut  der  Credit- 
Mobilierbanken,  das  Unternehmen  der  Gebrüder 
Pereire  ging  hauptsächlich  an  der  wahnsinnigen  Divi- 
dendenpolitik, den  Kurstreibereien  und  der  wilden 
Agiotage  zugrunde.  Ein  Unternehmen  nach  dem  andern 
wurde  ins  Leben  gerufen,  einzig  und  allein  des  Gründer- 
gewinnes halber,  selbst  wenn  kein  Bedürfnis  vorlag. 
Anstatt  darauf  bedacht  zu  sein,  durch  Stärkung  der 
Reserven  eine  liquide  Bilanz  zu  erreichen,  versuchten 
die  Leiter  dieses  Unternehmens  vielmehr  ihre  weiten 
Pläne  alle  auf  einmal  zu  verwirklichen  und  förderten 
dadurch  direkt  das  Börsenspiel  und  den  Aktien- 
schwindel. Ein  weiterer  Grund  für  den  Zusammenbruch 
des  Credit  Mobiler  war  der  Umstand,  daß  er  dem 


16 


reeu  lären  Bankgeschäft  nicht  die  geringste  Aufraerk- 
LTkeit  schenkte.  Da. 

sr:-— 

zahlreicher  Tochtergesellschaften  anlegte.  Da  nun  de 
CrMit  Mobilier  auch  an  diese  Oesellschaften  dauernde 
VortchLe  gab,  so  hatte  dies  notwendigerwetse  e.ne 
völhge  Immobilisierung  des 

und  es  ist  aus  diesen  Gründen  kein  Wunder,  da» 
dieses  großartige  Unternehmen  mit  s«nen  viel  zu  x^e.^ 
gesteckten  Zielen  und  Planen  im  Jahr 

Credit  Mobilier  äußerst  anregend  auch  m Deutsc 
fand  und  hatte  zur  Folge,  daß  ^ie  Regi^ungen^md 

Konzessionsgesuchen  bestürmt  wurde  . 

sich  nun  die  deutschen  Bundesstaaten  dazu . Trotz 
dem  der  CrMit  Mobilier  auf  der  Hohe  seines  Er- 
tlges  stand,  glaubten  Preußen  und  die  andern 
g°SLn  Sta;ten  nicht  an  die  Solidität  des  neuarbgen 

fnstitutes,  und  lehnten  deshalb  ; 

/pssionsgesuch  ab,  nicht  aber  ohne  daß  vorher  ube 

den  Credit  Mobilier  eingehende  ^^''^^Sungen  namen  ^ 
lieh  in  Preußen,  stattgefunden  'matten  ,, 
der  preußischen  Regierung  nicht  zvveifelha  , 

Anstalt  dieser  Art,  wenn  ihre  Verwaltung  nach  richtig 
und  gemeinnützigen  Grundsätzen  geführt  wurde,  nac 
Vielen  Seiten  hin  den  Unternehmungsgeist  m nutz 
et;  W i e wohl  zu  fördern  geeignet  sein  wurde,  und 
r «Lunte  nicht,  daß  eine  größere  Kreditanstal  , 
welche  durch  eine  solide  Organisation  und  geordne  e 
Llwallg  das  vertrauen  Pubhkums  zu  v rdie^^^^^^^ 

„nd  zu  bewahren  wüßte,  Kapitalien,  welche  sich  bisne 
in  anderweitigen  Unternehmungen  zersplitterten,  |e  e 
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Zwecke  zugänglich  zu  machen,  wohl  geeignet  sei,  und 
somit  dem  gemeinen  Besten  Nutzen  gewähren  könnte. 
Die  Regierung  war  aber  der  Ansicht,  daß  diesen  bedingt 
anzunehmenden  Vorteilen  erhebliche  Nachteile  und 
Gefahren  gegenüberstehen  würden,  und  sie  erblickte 
dieselben  zunächst  in  der  bedenklichen  monopolartigen 
Gewalt,  welche  ein,  über  sehr  beträchtliche  Mittel  ge- 
bietendes Institut  auf  dem  Geldmärkte  zu  erwerben 
imstande  sei,  und  welche  demnächst  geltend  zu  machen 
und  zu  seinem  besonderen  Vorteile  auszunutzen,  dessen 
natürliches  Bestrebei  sein  müsse.  Ebenso  wie  dasselbe 
die  zu  seiner  Verfügung  gestellten,  dem  allgemeinen 
Geldmärkte  entzogenen  Kapitalien  nützlichen  Bestre- 
bungen zuwenden  kann,  ebenso  wird  es  auch  imstande 
sein,  die  Unterstützungen  mit  seinem  Kapitale  sol- 
chen Unternelimungen  zu  versagen,  resn.  zu  entziehen, 
welche  ihm  aus  einem  oder  dem  anderen  Grunde  un- 
willkommen sein  müßten.  Es  könnte  hiermit  gerade 
schädlich  wirken  und  die  solchen  Unternehmungen  zu- 
gewandten Bestrebungen  der  Staatsregierung  neutrali- 
sieren. Die  Annahme,  daß  die  auf  solide  gemein- 
nützige Unternehmungen  gerichteten  Bestrebungen  in 
Preußen  ohne  die  Hilfe  einer  größeren  renommierten 
Kapitalmacht  zu  einer  erfreulichen  Entwicklung  über- 
haupt nicht  gelangen  könnten,  steht  mit  der  Erfahrung 
der  letzten  Jahre  auf  das  entschiedenste  im  Wider- 
spruch. Wenn  immerhin  anerkannt  werden  mag,  daß 
für  die  Realisierung  mancher  wünschenswerter  Bestre- 
bungen noch  der  Mangel  disponibler  Kapitalien  ein 
nicht  zu  übersteigendes  Hindernis  gewesen  ist,  so  darf 
doch  auch  in  keiner  Weise  verkannt  werden,  daß  der 
lebhafte  Fortschritt  in  allen  Teilen  des  Landes  und 
in  allen  Zweigen  der  Industrie  vorhanden  ist,  und 
daß  der  Assoziationsgeist  es  verstanden  hat,  auch  ohne 
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die  Vermittlung  eines  größeren,  ausschließlich  für 
diesen  Zweck  bestimmten  Kreditinstitutes,  die  gesam- 
melten Kapitalien  in  solche  Kanäle  zu  leiten,  in  denen 
sie  fruchtbringende  Verwendung  finden.  Und  den  an- 
geregten Projekten,  größere  Kreditinstitute  zur  Förde- 
rung der  Industrie  in  Preußen  zu  gründen,  sei  zur  Zeit 
weiter  keine  Folge  zu  geben  i).“ 

Durch  diese  ablehnende  Haltung  erreichte  die  Preußi- 
sche Regierung  ihren  Zweck  nur  teilweise;  denn  die 
Gründer  gingen  einfach  in  die  benachbarten  Kleinstaaten, 
dicht  an  die  preußischen  Grenzen  und  errichteten  dort- 
selbst  credit-mobilierartige  Bankinstitute  mit  gewaltigem 
Aktienkapital,  deren  Tätigkeit  doch  offensichtlich  für 
den  großen  Nachbarstaat  bestimmt  war.  In  Preußen 
selbst  wußte  man  sich  in  anderer  Weise  zu  helfen. 
Merkwürdigerweise  waren  die  Kommanditgesellschaf- 
ten auf  Aktien,  die  doch  sich  im  großen  und  ganzen 
von  den  Aktiengesellschaften  nicht  allzu  sehr  unter- 
scheiden, an  die  Genehmigung  der  preußischen  Re- 
gierung nicht  geknüpft.  Man  gründete  mit  dem  Sitze 
in  Berlin  in  jener  Zeit  die  Diskontogesellschaft  mit 
einem  Aktienkapital  von  10  Millionen  Talern,  und  zwar 
zuerst,  im  Jahre  1851,  als  Kreditgesellschaft  und  im 
Jahre  1856  als  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien;  des- 
gleichen 1856  die  Berliner  Handelsgesellschaft  mit 
einem  Aktienkapital  von  15  Millionen  Talern,  wovon 
jedoch  nur  ein  kleiner  Teil  eingezahlt  wurde.  Als 
Aktiengesellschaft  wurde  ferner  1853  die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  mit  dem  Sitze  in  Darm- 
stadt gegründet. 

Die  Geschichte  und  Entwicklung  der  Bank  für 
Handel  und  Industrie,  die  interessanteste  Bankgrün- 


1)  Poschinger  a.  a.  O.,  S.  218,  220 — 22. 
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düng  in  dieser  Zeit,  soll  im  folgenden  Gegenstand  der 
Abhandlung  bilden,  war  sie  doch  das  Vorbild  für  all 
die  andern  Banken,  die  in  Deutschland  in  jener  Zeit 
ins  Leben  gerufen  wurden.  Ihr  genialer  Gründer 
Gustav  von  Mevissen  sagte  in  der  Generalversammlung 
von  1856:  „Wir  müssen  die  moralische  Verantwortung 
dieser  Erscheinung  übernehmen,  denn  unser  Vorgehen 
war  es,  was  zur  Nachfolge  reizte,  und  unsere  Satzungen 
sind  es,  die  meistenteils  als  Vorbild  dienten.“  Im 
Mai  1856  schrieb  er:  „Die  Bank  für  Handel  und  In- 
dustrie hat  in  vielen  deutschen  Staaten  Nachahmung 
gefunden  und  Deutschland,  das  ein  Jahrhundert  auf 
dem  Gebiet  des  Bankwesens  zurückgeblieben  war,  wird, 
dank  dem  gewaltigen  Impuls,  den  die  Gründung  der 
Bank  für  Handel  und  Industrie  gegeben,  im  Laufe 
weniger  Jahre  an  Zahl  und  Großartigkeit  seiner  Bank- 
institute die  andern  Länder  überflügelt  haben  ^).“ 


Hansen  a.  a.  O.,  S.  658  u.  663. 
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1.  Teil: 

Die  Entwicklung 

der 

Bank  für  Handel  und  Industrie. 

(Darmstädter  Bank.) 


i 


I.  Kapitel. 

Gründung  der  Bank. 

Die  älteste  und  typischste  Credit-Mobilierbank  in 
Deutschland,  „ein  ausgesprochenes  Abbild  der  Mutter- 
anstalt in  Paris,,  ist  die  am  2.  April  1853  von  Groß- 
herzog Ludwig  III.  in  Hessen-Darmstadt  konzessio- 
nierte „Bank  für  Handel  und  Industrie“. 

Ursprünglich  für  Frankfurt  a.  M.  bestimmt,  sah 
sich  die  Bank  infolge  des  Widerstandes  des  Frankfurter 
Senats  gezwungen,  in  der  hessen-darmstädtischen  Resi- 
denzstadt ihr  Domizil  aufzuschlagen,  wenn  auch  das 
eigentliche  Feld  ihrer  Tätigkeit  Frankfurt  sein  sollte  und 
tatsächlich  war.  Der  von  den  beiden  Brüdern  Pereire 
ins  Leben  gerufene  Credit  Mobilier  machte  infolge 
seiner  schnellen  und  glänzenden  Erfolge  einen  ge- 
waltigen Eindruck  auf  die  Kölner  Finanzwelt,  zumal 
das  führende  Kölner  Bankhaus  Oppenheim,  zu  den 
Hauptgründern,  den  Pariser  Bankhäusern  B.  L.  Fould 
& Oppenheim,  die  mit  den  Brüdern  Pereire  mehr  als 
die  Hälfte  des  60  Millionen  betragenden  Aktienkapitals 
des  Credit  Mobilier  gezeichnet  hatten,  in  den  engsten 
verwandtschaftlichen  Beziehungen  stand;  hatte  doch 
Benoit  Fould,  der  Chef  obiger  Firma  und  Bruder  des 
französischen  Finanzministers  Achille  Fould,  eine 


1)  Kautsch,  Das  Bank-  und  Börsen  wesen.  Stuttgart  1872. 
S.  216. 
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Schwester  A,  Oppenheims  zur  Frau,  eine  politisch  sehr 
interessierte  Dame,  in  deren  gastfreiem  Hause  viele 
französische  Staatsmänner  ein-  und  ausgingen  *).  An- 
geregt durch  die  Erfolge  des  Credit  Mobiiier  traten 
schon  im  Dezember  1852  A.  Oppenheim  und  Gustav 
A4evissen,  der  eigentliche  Gründer  und  langjährige 
Präsident  der  Bank  für  Handel  und  Industrie,  in  ein- 
gehende Erörterungen  zwecks  Gründung  eines  ähn- 
lichen Bankinstituts  in  Deutschland  2).  Mevissen  stand 
dieser  Art  Banken  ganz  besonders  sympathisch  gegen- 
über, erhoffte  er  doch  durch  dieselbe  Handel  und 
Industrie  zu  befruchten  und  zu  hoher  Blüte  zu  bringen. 
Auch  Gustav  Mevissen  hatte,  wie  die  Brüder  Pereire, 
seine  ersten  Anregungen  und  Ansichten  über  das  wirt- 
schaftliche Leben  von  Saint  Simon  bekommen*).  Schon 
in  seiner  Jugend  war  er  durch  Heinrich  Heine  auf  Saint 
Simon  gekommen  und  hatte  sich  mit  dessen  Schriften 
intensiv  beschäftigt.  Zeitlebens  waren  diese  Ideen 
nicht  ohne  Einfluß  auf  ihn  geblieben.  Mevissen  be- 
trachtete immer  die  Banken  als  Mittelpunkt  der  Volks- 
wirtschaft: „sie  sollten  die  regulierende  Sammelstelle 
der  Kapitalbewegung  sein  und  auf  die  Industrie,  den 
Handel  und  das  Verkehrswesen  anregend  und  be- 
fruchtend einwirken.“  Somit  nimmt  es  kein  Wunder, 
daß  er  von  dem  lebhaften  Wunsche  beseelt  wurde, 
dem  Credit  Mobiiier,  der  doch  auch  seine  volkswirt- 
schaftlichen Ansichten  in  die  Praxis  umsetzte,  auch 
in  Deutschland  Eingang  zu  verschaffen. 

Oppenheim  und  Mevissen  waren  sich  der  Schwie- 
rigkeiten, die  der  Gründung  eines  credit-mobilier- 
artigen  Unternehmens  in  den  größeren  deutschen 

’)  Ehrenberg  a.  a.  O.  S.  86. 

u.  •^)  Zum  Folgenden  vergl.  Hansen  a.  a.  O.  S.  60  u.~606. 
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Bundesstaaten  gegenüberstanden,  wohl  bewußt.  In- 
sonderheit konnte  eine  Effektenbank  mit  dem  Privileg 
der  Notenausgabe  wegen  der  bestehenden  gesetzlichen 
Vorschriften  überhaupt  nicht  auf  eine  Verwirklichung 
rechnen. 

Da  versuchten  nun  Oppenheim  und  Mevissen  auf 
einem  anderen  Wege  zu  ihrem  Ziele  zu  gelangen, 
indem  sie  an  ein  von  Moritz  von  Haber,  dem  Mit- 
besitzer des  gleichnamigen  in  Karlsruhe  dominierenden 
Bankhauses,  entworfenes  und  der  hessischen  Regierung 
in  Darmstadt  vorgelegtes  Projekt  anknüpften.  Moritz 
von  Haber,  ein  Schwager  A.  Oppenheims,  hatte  schon 
im  Jahre  1846  ein  Gesuch  an  die  hessische  Regie- 
rung gerichtet  zwecks  Gründung  einer  Bank  für 
Süddeutschland  mit  dem  Sitze  in  Darmstadt,  und  mit 
dem  Recht  der  Notenausgabe  und  zu  gleicher  Zeit 
der  kräftigen  Förderung  von  Handel  und  Industrie. 
M.  V.  Haber  erhielt  die  vorläufige  Zusage  unter  noch 
näher  zu  vereinbarenden  Bestimmungen  für  den  Fall,  ,,daß 
sich  eine  Anzahl  renommierter,  namentlich  deutscher 
Bankiers,  mit  an  die  Spitze  des  Unternehmens  stellen 
würden“  i).  Aufbauend  auf  diesen  Verhandlungen  von 
Habers  mit  der  großherzogl.  Regierung,  entwarfen  nun 
Mevissen  und  Oppenheim  ein  neues,  geteiltes  Pro- 
jekt, nämlich  die  Errichtung  zweier  Banken  in  Darm- 
stadt, und  zwar  einer  Kreditbank  für  das  gewöhnliche 
Geld-,  Wechsel-,  Anlage-  und  Emissionsgeschäft  und 
einer  Notenbank,  die  in  erster  Linie  dazu  beitragen 
sollte,  die  Zirkulationsmittel  zu  vermehren  und  den 
Geldumlauf  zu  beeinflussen  und  zu  regulieren.  Diese 
Notenbank,  die  Bank  für  Süddeutschland,  wurde  erst 
1856  ins  Leben  gerufen  und  sollte  „fortan  der  Bank 


1 ) Hecht  a.  a.  O.  S.  102. 
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für  Handel  und  Industrie  selbständig  und  dennoch 
wesentlich  ergänzend  zur  Seite  stehen.  Sie  sollten 
sich  gegenseitig  unterstützen  und  dadurch  ihre  Kräfte 
steigern  und  verdoppeln“  ^). 

Am  6.  Januar  1853  schlossen  nun  Abraham  Oppen- 
heim, Mitinhaber  des  Kölner  Bankhauses  S.  Oppen- 
heim & Cie.,  Gustav  Mevissen,  Wilhelm  Ludwig  Deich- 
mann und  Victor  Wendelstadt,  die  drei  Direktoren 
des  A.  Schaaffhausenschen  Bankvereins,  mit  Moritz 
von  Haber  einen  Vertrag,  dahingehend,  „daß  dieser 
auf  Grund  der  gepflogenen  Vorverhandlungen  und  der 
erhaltenen  Zusicherung  bei  der  hessischen  Regierung 
in  Darmstadt  die  Konzession  zur  Begründung  einer 
Zettelbank  und  einer  Aktienbank,  der  Bank  für  Handel 
und  Industrie,  nachzusuchen,  und  zu  erwirken  habe“-). 
Haber  reiste  sofort  nach  Darmstadt,  und  dank  seiner 
vorzüglichen  persönlichen  Beziehungen  zum  Ministe- 
rium und  zum  Hofe  gelang  es  ihm,  die  Pläne  baldiger 
Verwirklichung  näher  zu  bringen.  Schon  am  9.  Januar 
reichte  er  die  Konzessionsgesuche  ein  und  fügte  am 
25.  Januar  die  von  Mevissen  ausgearbeiteten  Sta- 
tuten bei. 

Bekanntlich  sollten  die  großen  Aktienbanken  ebenso 
wie  der  Credit  Mobilier,  in  erster  Linie  dazu  dienen, 
ein  Gegengewicht  gegen  die  private  Geldmacht  der 
Rothschild  zu  bilden,  eine  ,, Emanzipation  des  Wirt- 
schaftslebens von  dem  Druck  der  Cielddespoten  unter 
den  Privatbankiers“ -^).  Als  nun  an  der  Frankfurter 
Börse,  trotz  aller  Geheimhaltung,  die  Pläne  mit  denen 
sich  Mevissen  trug,  bekannt  wurden,  da  setzte  eine 


9 Geschäftsbericht  1856. 

-)  Hansen  a.  a.  O.  S.  649  ff. 
•*)  Hansen  a.  a.  O.  S.  381. 
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lebhafte  Gegenagitation  der  Frankfurter  Bankiers,  die 
es  naturgemäß  mit  dem  Hause  Rothschild  hielten,  ein, 
und  es  bedurfte  der  wiederholten  persönlichen  Eingriffe 
Mevissens  und  des  Prinzen  Felix  von  Hohenlohe- 
Oehringen,  eines  Freundes  des  großherzogl.  Minister- 
präsidenten von  Dalwigk,  um  die  Angriffe  abzuwehren, 
das  Mißtrauen  zu  beseitigen  und  das  Projekt  zu  fördern. 
Im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  Ministerium  für  die 
Errichtung  der  Bank  für  Handel  und  Industrie  immer 
günstiger  gestimmt,  so  daß  schließlich  am  2.  April 
1853  die  landesherrliche  Konzession  erteilt  wurde,  wäh- 
rend die  amtliche  offizielle  Bekanntmachung  der  Darm- 
städter Bankgründung  am  13.  April  erfolgte. 

Kurze  Zeit  darauf  ^),  am  28.  April,  erhielt  Mevissen 
und  Oppenheim  die  Konzession  zur  Errichtung  der 
geplanten  Zettelbank  für  Süddeutschland;  doch  machte 
die  hessische  Regierung  die  definitive  Gewährung  der 
Konzession  abhängig  von  der  Ausführung  eines  großen 
Unternehmens  zum  Vorteil  des  Landes.  Mevissen  und 
Oppenheim  sollten  eine  Aktiengesellschaft  gründen  zum 
Bau  einer  Eisenbahn  von  Aschaffenburg  über  Darm- 
stadt nach  Mainz  zum  Anschluß  an  die  hessische 
Ludwigsbahn.  Die  hessische  Regierung  hatte  am 
3.  April  1853  von  ihnen  verlangt,  daß  sie  sich  verpflich- 
teten, diese  Rhein-Main-Eisenbahngesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  8 Millionen  fl.  zu  gründen  und  den 
Bau  innerhalb  5 Jahre  zu  vollenden.  Die  Erfüllung 
dieser  Bedingung  bedeutete  aber  eine  Aufschiebung 
des  Notenbankprojektes,  und  in  der  Tat  wurde  erst 
Ende  1855  endgültig  die  Konzession  zur  Errichtung 
dieser  Bank  für  Süddeutschland  erteilt. 

Ehe  nun  die  Bank  für  Handel  und  Industrie  (im 


9 Hecht  a.  a.  O.  S.  162.  Hansen  a.  a.  ü.  S.  651. 
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Folgenden  wollen  wir  sie  kurz  Darmstädter  Bank 
nennen)  im  vollen  Umfange  ihre  Tätigkeit  aufnehmen 
konnte,  galt  es  noch  eine  ganze  Reihe  von  Schwierig- 
keiten zu  überwinden.  Das  deutsche  Kapital  war  An- 
fangs gar  nicht  für  die  Übernahme  der  ersten  auf  10 
Millionen  fl.  berechneten  Aktienemission  zu  interes- 
sieren, und  weder  an  der  Berliner,  Frankfurter  noch 
Hamburger  Börse  zeigte  man  sich  geneigt,  irgend- 
welches Kapital  zur  Verfügung  zu  stellen.  Namentlich 
an  der  Frankfurter  Börse  begegnete  man  dieser  neuen 
Bankgründung  mit  großem  Mißtrauen.  Der  Frank- 
furter Senat  maß  der  offiziell  erfolgten  Bekanntmachung 
der  Konzessionserteilung  eine  große  Tragweite  bei.  An 
demselben  Tage,  am  13.  April  1853,  richtete  das 
Recheneiamt  an  die  Handelskammer  das  Ersuchen 
„sich  unter  Benehmen  mit  anderen  Autoritäten  des 
Frankfurter  Handelsstandes  gutachtlich  darüber  zu 
äußern,  inwieweit  die  genannte  Bank  das  Interesse  des 
Frankfurter  Handelsstandes  und  des  Platzes  überhaupt 
gefährde,  und  welche  Mittel  zu  ergreifen  sein  möchten, 
um  den  etwa  drohenden  Nachteilen  entgegenzuwirkeiTh 

Bereits  am  19.  April  hielt  die  Handelskammer  in 
der  fraglichen  Angelegenheit  eine  Sitzung  ab,  die  von 
allen  Finanzgrößen  der  Stadt,  Rothschild  nicht  aus- 
genommen, besucht  war.  Die  Handelskammer  glaubte 
es  als  ein  allgemein  vorherrschendes  Gefühl  des  Frank- 
furter Handelsstandes  bezeugen  zu  sollen,  daß  dies 
Institut,  wenn  ihm  nicht  kräftig  genug  entgegenge- 
arbeitet werde,  wenn  man  ihm  nicht  ein  starkes  Gegen- 
gewicht entgegenstelle,  ein  harter  Schlag  für  Frank- 
furts Interessen  und  Wohlfahrt  sei,  einmal,  weil  diese 
Bank  viele  Geschäfte  dem  Platze  entziehe  und  dann, 

1)  Poschinger  a.  a.  O.  S.  293  ff. 
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weil  die  kundgegebene  Verbindung  mit  dcrSocietc  gene- 
rale de  Credit  Mobilier  zu  großen  Besorgnissen  Anlaß 
gäbe.  Dazu  kamen  noch  andere  Erwägungen.  Die 
'Handelskammer  hielt  dafür,  der  Wirkungskreis  der 
Bank  entbehre  nach  der  Fassung  der  §§  10,  17—19 
ihrer  Statuten  der  für  die  Sicherheit  derartiger  Anstalten 
notwendigen  Beschränkungen,  ein  Mangel,  der  keinesfalls 
durch  die  bloß  formelle  Oberaufsicht  des  Staates  ersetzt 
werden  könne.  Ferner  könne  in  der  Art  von  Unter- 
nehmungen, die  einen  Hauptgegenstand  der  Tätigkeit 
der  Darmstädter  Bank  bildeten,  keine  entspre- 
chende Fundierung  für  die  von  ihr  unter  dem  Namen 
Schuldscheine,  Geldanweisungen  und  Obligationen  aus- 
zugebenden auf  den  Inhaber  gestellten  Bankzettel  ge- 
funden werden.  Dieser  Gefahr  entgegenzuarbeiten  gäbe 
es  nur  ein  Mittel,  nämlich  die  Errichtung  einer  auf 
soliden  Grundsätzen  basierenden  Bank  in  Frankfurt. 
Aus  all  diesen  Gründen  wurde  zur  Abwehr  beschlossen 
eine  Kommission  von  neun  angesehenen  und  er- 
fahrenen Frankfurter  Kaufleuten  zu  ernennen,  um  die 
Beratung  der  Vorschläge  zur  Gründung  einer  solchen 
Bank  zu  übernehmen,  ln  ganz  kurzer  Zeit,  am  12.  Mai, 
wurde  an  den  Frankfurter  Senat  schon  das  Gesuch  um 
Gründung  der  Frankfurter  Bank  und  Bestätigung  der 
Statuten  eingereicht.  U.  a.  wurde  dargelegt,  daß  der 
gegenwärtige  Augenblick  nicht  unbenützt  vorübergehen 
dürfe,  wenn  Frankfurts  Handel  nicht  dem  darmstädti- 
schen Unternehmen  tributär  werden  solle,  da  doch 
die  Bank  für  Handel  und  Industrie  ihren  ma- 
teriellen Sitz  in  Frankfurt  a.  M.  aufschlagen 
werde.  Das  Konzessionsgesuch  war  unterzeichnet  von 
Crunelius  & Co.,  .M.  A.  von  Rothschild  ß:  Söhne  und 
dem  Verwaltungsrat  der  Vereinskasse. 

Es  ist  also  leicht  erklärlich,  daß  die  Darmstädter 
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Bankaktien  nur  äußerst  schwer  Eingang  an  der  Frank- 
furter Börse  fanden,  hielten  doch  fast  alle  übrigen 
Bankhäuser  zu  Rothschild,  der  die  Frankfurter  Börse 
fast  ganz  beherrschte.  Nur  das  alteingesessene  Bank- 
haus von  Bethmann  in  Frankfurt  übernahm  4000 
Aktien  ä fl.  250  al  pari  zur  Subskription. 

Auch  in  Berlin  hatte  die  Darmstädter  Bank  die  Auf- 
merksamkeit und  den  Widerstand  der  leitenden  Kreise 
erregt  1),  befüchtete  man  doch  durch  die  in  § 30  der 
Statuten  geplante  Errichtung  von  Agenturen  und  Fili- 
alen eine  Durchkreuzung  der  preußischen  Bankpolitik. 
Man  gab  deshalb  deutlich  zu  verstehen,  daß  einem 
eventuellen  Gesuch  nicht  stattgegeben  würde. 

Um  nun  die  Gründung  endgültig  durchführen  zu 
können,  sah  man  sich  genötigt,  französisches  Kapital 
dafür  zu  interessieren  und  die  Aktien  mit  Hilfe  des 
Credit  Mobilier  an  der  Pariser  Börse  zu  plazieren. 
Am  12.  April  schloß  S.  Oppenheim  als  Vertreter 
Mevissens  & A.  Oppenheims  einen  Vertrag  mit  dem 
Credit  Mobilier,  der  diesem  Institute  auf  6 Monate 
das  alleinige  Verkaufsrecht  der  ersten  Emission  im 
Namen  eines  Syndikats  übertrug,  dem  auch  die  beiden 
Pariser  Bankhäuser  B.  L.  Fould  und  Fould-Oppenheim 
angehörten.  Die  erste  Emission  bestand  aus  40  000 
Aktien  ä fl.  250,  von  denen  bekanntlich  dem  Frankfurter 
Bankhaus  Bethmann  4000  al  pari  zur  Subskription 
überlassen  worden  waren.  Der  ,, unselige  Vertrag“  mit 
dem  Credit  Mobilier,  wie  ihn  Mevissen  in  einem 
Briefe  nannte,  bestimmte,  daß  die  Hälfte  des  Agioge- 
winnes den  Pariser  Häusern  zufiele  und  daß  ihnen 
14  000  Aktien  al  pari  überlassen  und  gewisse  Vor- 
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1)  Poschinger  a.  a.  O.  S.  215. 

2)  Hansen  a.  a.  O.  S.  654  ff. 
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rechte  für  die  zweite  Emission  zugestanden  wurden. 
Auch  an  der  Pariser  Börse  war  die  Unterbringung 
der  Darmstädter  Bankaktien  nicht  sehr  leicht,  da  Roth- 
schild und  die  deutschen  Bankiers  alles  anwendeten, 
um  dem  neuen  Unternehmen  zu  schaden  und  die 
Kurse  zu  drücken.  Um  den  Kurs  zu  halten,  ließ  sich 
^ der  Credit  Mobilier  zu  großen  Rückkäufen  bewegen, 

die  ganz  und  gar  die  Mißbilligung  Mevissens  erregten  i), 
und  als  gar  Emile  Pereire  in  einer  Unterredung  mit 
Mevissen  letzterem  den  Vorschlag  machte,  die  sämt- 
lichen schon  begebenen  Aktien  zurückzukaufen,  um  so 
die  Kurse  zu  heben  und  dadurch  die  Meinung  der 
Börse  zu  gewinnen,  schlug  Mevissen  dies  rundweg 
ab.  Emile  Pereire,  der  große  Spekulant,  fand  diese 
ehrliche  und  solide  Auffassung  Mevissens  unglaublich 
beschränkt  und  verkehrt  und  meinte,  nur  ein  kurz- 
^ sichtiger  Deutscher  kann  etwas  gegen  ein  solches 

Manöver  einzuwenden  haben.  Mevissen  bereitete  diese 
Angelegenheit  viel  Verdruß  und  sein  ganzes  Sinnen 
und  Trachten  ging  dahin,  die  Unabhängigkeit  der 
Darmstädter  Bank  vom  Credit  Mobilier  durchzuführen. 

Vergebens  hatten  Mevissen  und  Oppenheim  ver- 
sucht, den  angesehenen  und  geschäftskundigen  und 
unternehmungslustigen  David  Hansemann  ^),  den  spä- 
teren langjährigen  Mitinhaber  und  Chef  der  Diskonto- 
gesellschaft in  Berlin,  für  die  Direktion  der  Darm- 
städter Bank  zu  gewinnen.  Er  sollte  die  oberste  Leitung 
des  Bankinstitutes  erhalten  mit  einem  Gehalt  von 
30000  fl.  und  5 o/o  Tantieme.  Anfangs  war  auch  Hanse- 
mann garnicht  abgeneigt,  auf  dieses  verlockende  An- 
erbieten einzugehen.  Später  nahm  er  jedoch  davon 

0 Hansen  a.  a.  O.  S 655  Anm. 

-)  Bergengrün,  David  Hansemann,  S.  670. 
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Abstand,  weil  es  ihm  nicht  gelungen  war,  einen  zweiten 
Geschäftsinhaber  oder  Stellvertreter  für  die  von  ihm 
ins  Leben  gerufene  Diskontogesellschaft  zu  finden,  dem 
er  die  selbständige  Leitung  derselben  hätte  anvertrauen 
können.  Auch  fand  er  es  als  unbequem,  daß  die  der 
Verwaltung  der  Bank  für  Handel  und  Industrie  in  den 
Statuten  vorbehaltenen  Rechte  die  Selbständigkeit  der 
Direktion  stark  einengten.  Mevissen  hatte  diese  Ein- 
richtung vorgesehen,  weil  er  nur  auf  diese  Weise  sicher 
war,  seine  persönliche  Auffassung  in  allen  entscheiden- 
den Fragen  zur  Geltung  zu  bringen  und  so  ,,das  Unter- 
nehmen gegen  die  Gefahren  der  nur  auf  dem  Moment 
basierenden  und  der  soliden  Unterlage  entbehrenden 
Spekulation  schützen  zu  können“  i).  Bei  einem  Manne 
aber  wie  Hansemann,  war  er  bereit,  diese  einschrän- 
kenden Bestimmungen  des  Statuts  durch  private  Über- 
einkunft außer  Kraft  zu  setzen;  aber  an  dem  Prinzip 
selbst  hielt  er  der  Direktion  gegenüber  fest.  Trotz 
dieses  Entgegenkommens  lehnte  Hansemann  das  An- 
erbieten Mevissens  ab,  der  sich  die  größte  Mühe  ge- 
geben hatte,  für  das  Unternehmen  einen  Mann  zu  ge- 
winnen, dessen  Namen  allein  schon  die  denkbar  beste 
Empfehlung  in  der  Geschäftswelt  bedeutete.  Mevissen 
übernahm  nun  selbst  das  Präsidium  des  Verwaltungs- 
rates. Zu  den  beiden  ersten  Direktoren  wurden  L. 
Heß,  ein  früherer  höherer  Beamter  des  Credit  Mobilier, 
und  Th.  Wendelstadt  aus  Köln  ernannt.  Im  Jahre  1853 
gesellte  sich  noch  ein  drittes  Direktionsmitglied  hinzu, 
Dr.  Parcus  aus  Mainz,  der  auf  dem  Gebiete  des  Eisen- 
bahnwesens allgemein  als  hervorragender  Fachmann 
galt.  Vor  seinem  Eintritt  in  die  Bank  war  er  Sekretär 
des  Verwaltungsrates  der  hessischen  Ludwigsbahn, 


q Hansen  a.  a.  O.  S.  653. 


dann  Direktor.  1856  wurde  er  Mitglied  des  Verwal- 
tungsrates und  später  Präsident  dieser  Gesellschaft.  In 
dieser  Stellung  hatte  er  bei  der  Ausdehnung  des  Eisen- 
bahnnetzes seit  den  1850er  Jahren  bis  zu  seinem  Ab- 
leben hervorragend  mitgewirkt,  und  ihm  ist  wohl  auch 
zum  größten  Teil  die  Herbeiführung  und  Ausbildung 
des  intimen  Verhältnisses  zwischen  der  Darmstädter 
Bank  und  der  hessischen  Ludwigsbahn  zu  danken. 


11.  Kapitel. 

Die  Statuten  der  Bank  für  Handel  und  Industrie. 

Wirkungskreis.  — Organisation.  — Reservefonds. 

Die  Ausarbeitung  der  Statuten  hatte  Mevissen  selbst 
in  die  Hand  genommen  und  diente  ihm  besonders 
das  Statut  des  im  Jahre  1848  errichteten  A.  Schaaff- 
hausenschen  Bankvereins  in  Köln  als  Vorbild,  und 
nicht,  wie  vielfach  behauptet  wird,  die  Statuten  des 
Credit  Mobilier.  Mithin  ist  das  Statut  auf  rein  deutschen 
Ursprung  zurückzuführen.  Insonderheit  ist  dies  beim 
Titel  III,  der  den  Wirkungskreis  und  die  Befugnisse 
der  Bank  enthält,  der  Fall.  Dieser  § 10  der  Statuten  ist 
bis  auf  die  Abschnitte  h bis  k fast  wörtlich  dem  ent- 
sprechenden Teil  des  Statuts  des  A.  Schaaffhausenschen 
Bankvereins  nachgebildet  und  enthält  die  bis  ins  Ein- 
zelne gehenden  Geschäfte  der  Bank.  Nach  diesem  § 10 
ist  die  Bank  befugt  zum  Betriebe  aller  Bankiergeschäfte, 
mithin  zu  solchen  Geschäften,  aus  denen  sie  ihre 
Gelder,  sobald  sie  deren  bedarf,  zu  jeder 
Zeit  leicht  zurückziehen  kann;  dazu  gehören 
insbesondere  Diskonto-,  Deposito-,  Leih-,  Giro-  und 
Wechselgeschäfte.  Sie  wird  ihre  Tätigkeit  und  ihre 
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Mittel  wesentlich,  jedoch  nach  ihrem  Ermessen,  den 
nachbenannten  Operationen  zuvvenden: 

a)  sie  diskontiert  die  mit  anerkannt  soliden  Unter- 
schriften versehenen  Wechsel; 

b)  sie  erhebt,  resp.  Gelder  für  Rechnung  Dritter;  sie 
nimmt  Gelder  und  Effekten  in  Verwahrung; 

c)  sie  verzinst  Gelder,  stellt  darüber  zinstragende, 
auf  den  Namen  oder  auf  den  Inhaber  lautende 
Schuldscheine  aus,  oder  eröffnet  dafür  Konti  und 
vereinbart  im  ersten  Falle  die  Kündigungsfrist  und 
Verfallzeit ; 

d)  sie  übernimmt  die  Einziehung  und  den  Verkauf 
von  Wechseln,  Staatspapieren,  Koupons  und 
Aktien ; 

e)  sie  übernimmt  den  Ankauf  von  Wechseln,  Staats- 
papieren, Koupons,  Aktien  und  Waren,  wofür 
Deckung  hinterlegt  oder  Bürgschaft  geleistet  ist; 

f)  sie  gibt  Vorschüsse  auf  Staats-,  Kommunal-  und 
ständige  Papiere,  Aktien,  Obligationen,  solide 
Wechsel  und  sonstige  Effekten,  sowie  auch  auf 
Waren,  welche  dem  Verderben  nicht  unterworfen 
sind,  sei  es  als  Darlehen  oder  auf  Konsignation 
zum  Verkaufe ; 

g)  sie  gibt  Kredit  in  laufender  Rechnung  und  setzt 
eigne  Wechsel  und  Geldanweisungen  in  Zirku- 
lation ; 

h)  sie  ist  befugt,  Staats-,  Kommunal-  und  ständige 
Papiere,  Aktien  oder  Obligationen  anonymer  Ge- 
sellschaften, insbesondere  Aktien  und  Obligationen 
industrieller  oder  Kreditunternehmungen,  zu  sou- 
missionieren oder  zu  erwerben,  sowie  die  er- 
worbenen Effekten,  Aktien  und  Obligationen 
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wieder  zu  verkaufen,  gegen  andere  zu  vertauschen 
oder  dieselben  zu  verpfänden; 

i)  sie  ist  befugt,  alle  Anleihen  oder  öffentliche  Unter- 
nehmungen ganz  oder  teilweise  für  eigene  Rech- 
nung zu  übernehmen,  sie  weiter  zu  zedieren  und 
zu  realisieren  oder  sich  bei  deren  Übernahme  zu 
beteiligen,  sowie  bis  zum  Belaufe  ihrer  Übernahme 
oder  Beteiligung  Schuldscheine,  auf  den  Namen 
oder  Inhaber  lautend,  in  Umlauf  zu  setzen; 

k)  sie  ist  befugt,  die  Vereinigung  oder  Konsolidierung 
verschiedener  anonymer  Gesellschaften,  sowie  die 
Umgestaltung  von  industriellen  Unternehmungen 
in  anonyme  Gesellschaften  zu  vermitteln  und  zu 
bewirken,  sowie  die  auf  den  Namen  oder  In- 
haber lautenden  Aktien  und  Obligationen  solcher 
neucreierten  Gesellschaften  zu  emittieren. 

Ausgeschlossen  von  dem  Wirkungskreis  der  Ge- 
sellschaft sind  alle,  nicht  im  Bereiche  eines  Bankierge- 
schäfts liegenden  Operationen,  namentlich  Ankauf  von 
Immobilien  und  Darlehen  auf  Hypotheken;  Annahme 
von  Hypotheken  zur  Deckung  von  Forderungen  und 
Ankauf  und  Verkauf  von  Immobilien  zur  Sicherstellung 
und  Realisierung  solcher  Forderungen  ist  gleichwohl 
gestattet.“ 

Die  oberste  Leitung  und  Überwachung  der  Bank 
liegt  in  den  Händen  der  Verwaltung,  die  aus  18 
Mitgliedern  besteht,  von  denen  jedes  mindestens  50 
Aktien  der  Gesellschaft  besitzen  oder  erwerben  muß. 
Diese  Aktien  werden  während  der  Dauer  der  Funk- 
tionen bei  der  Direktion  deponiert  und  dürfen  weder 
übertragen  noch  veräußert  werden.  (§  12).  Die  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrates  werden  von  der  Gene- 
ralversammlung der  Aktionäre  auf  die  Dauer  von  6 
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Jahren  gewählt  und  müssen  innerltalb  der  deutschen 
Bundesstaaten  wohnen.  Alle  2 Jahre  wird  die  Ver- 
waltung zum  Drittel  erneuert  und  treten  dabei  alle 
2 Jahre  die  ältesten  Mitglieder  aus.  Die  ausgetretenen 
Mitglieder  sind  jedesmal  wieder  wählbar.  .Aus  ihrer 
Mitte  wählt  die  Verwaltung  einen  Präsidenten  und 
Vizepräsidenten.  (§  13.)  Die  Verwaltung  versammelt 
sich  so  oft,  als  die  Wahrnehmung  der  Geschäfte  es 
erfordert,  in  der  Regel  mindestens  jeden  Monat  ein- 
mal, und  diese  monatlichen  Versammlungen  sind  seit 
Bestehen  der  Bank  immer  strikte  innegehalten  worden. 
Die  Verwaltung  leitet  und  überwacht  alle  Geschäfte 
der  Gesellschaft,  sie  ernennt  und  entläßt  den  Präsi- 
denten, die  Direktion  und  deren  Stellvertreter,  regu- 
liert deren  Besoldung  und  Vergütung  und  erteilt  der 
Direktion  Decharge.  Sie  bestimmt  die  Höhe  der  dem 
Reservefonds  zu  überweisenden  Summe  und  die  an 
die  Aktionäre  zu  verteilende  Dividende.  Kurz,  alle 
wichtigen  und  größeren  Geschäfte  werden  nur  mit  Ein- 
willigung und  Zustimmung  des  Verwaltungsrates  aus- 
geführt. Zur  ständigen  speziellen  Überwachung  der 
Geschäfte  und  Ausführung  der  Beschlüsse  ernennt  die 
Verwaltung  aus  ihrer  Mitte  als  eine  ständige,  nur  durch 
die  ausdrückliche  Bestimmung  des  gegenwärtigen  Sta- 
tuts in  ihrer  Generalvollmacht  beschränkte  Vertretung, 
einen  engeren  Ausschuß  von  5 Alitgliedern.  Dieser 
Ausschuß  ist  zur  Ausübung  der  oben  bezeichneten 
Befugnisse  der  Verwaltung  leitend  delegiert  und  tritt 
zusammen,  so  oft  die  Geschäfte  es  erfordern.  Alle 
Beschlüsse  dieses  Ausschusses  sind  für  die  Direktion 
dann  bindend,  wenn  sie  von  sämtlichen  5 .Mitgliedern 
einstimmig  gefaßt  w'erden.  Dem  ersten  Ausschuß  ge- 
hörten u.  a.  auf  die  Dauer  von  6 Jahren  an:  Gustav 
Mevissen,  Abraham  Oppenheim  und  Jakob  vom  Rath. 
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Die  Verwaltung  wird  nicht  besoldet;  sie  bezieht  jedoch 
außer  der  Entschädigung  für  die  durch  ihre  Funktionen 
herbeigeführten  Auslagen,  für  ihre  Mühewaltung  eine 
Tantieme  von  10  oo,  von  dem  4«o  des  eingezahlten 
.Aktienkapitals  übersteigenden  Reingewinn.  Von  dieser 
Tantieme  bezieht  der  Vizepräsident  i die  übrigen 
Verwalter  - ...  (§  22.) 

Die  ausführenden  Organe  der  Verwaltung  sind 
Direktoren  , die  von  der  Verwaltung  ernannt  werden. 
Die  Direktion  besteht  aus  4 Mitgliedern,  und  zwar  aus 
einem  Präsidenten  und  3 Direktoren,  die  jederzeit 
durch  einen  Beschluß  der  Verwaltung,  wenn  12  .Mitglie- 
der derselben  sich  dafür  aussprechen,  entlassen  werden 
können.  Der  Präsident  der  Direktion  muß  mindestens 
100  Aktien  der  Gesellschaft,  jeder  der  übrigen  3 Di- 
rektoren 50  Aktien  besitzen  oder  erwerben,  die  in 
dem  Gewölbe  der  Bank  hinterlegt  werden  und  unver- 
äußerlich sind,  solange  die  Funktionen  des  Inhabers 
dauern.  (§  23.)  Die  Befugnisse  der  Direktoren  sind 
äußerst  beschränkt.  Sie  haben  allein  die  Beschlüsse  des 
X'erw'altungsrates  und  des  oben  genannten  aus  5 Mit- 
gliedern bestehenden  Ausschusses  auszuführen ; ja  sie 
dürfen  nicht  einmal  ohne  Genehmigung  des  Verwal- 
tungsrates Personen  für  den  Dienst  der  Gesellschaft  auf 
länger  als  3 Jahre  engagieren  oder  eine  jährliche  Be- 
soldung von  mehr  als  1000  Gulden  bewilligen.  (§  25.) 
Den  Vorsitz  der  Direktion  führt  der  Präsident  und 
seine  Stimme  gibt  bei  Stimmengleichheit  den  Aus- 
schlag. An  den  Versammlungen  des  Verwaltungsrates 
nimmt  er  aber  nur  mit  beratender  Stimme  teil. 

Die  Gesamtheit  der  Aktionäre  wird  durch  die  im 
Mai  eines  jeden  Jahres  nach  Darmstadt  einberufene 
Generalversammlung  repräsentiert.  In  derselben 
za  erscheinen  und  an  den  Beratungen  teilzunehmen 
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berechtigt,  sind  diejenigen  Aktionäre,  die  am  Tage 
und  während  der  Dauer  der  üeneralversammlung  min- 
destens 20  Aktien  besitzen,  die  seit  4 Wochen  un- 
unterbrochen auf  ihren  Namen  in  das  Gesellschafts- 
register eingetragen  sind.  Die  Besitzer  der  Inhaber- 
aktien nehmen  dagegen  an  der  Generalversammlung 
nicht  teil.  Der  Präsident  der  Verwaltung  führt  den 
Vorsitz.  Abwesende  Namensaktionäre  können  sich 
durch  Mandatäre  aus  der  Zahl  der  stimmberechtigten 
Aktionäre  vertreten  lassen.  Je  20  Aktien  geben  eine 
Stimme,  doch  kann  ein  Aktionär  nicht  mehr  als  20 
Stimmen  ausüben,  so  daß  eine  Person  nie  mehr  als 
40  Stimmen  für  seine  eignen  und  fiir  die  von  ihm  ver- 
tretenen Aktien  in  sich  vereinigen  darf.  Die  Beschlüsse 
und  Wahlen  der  Generalversammlung,  die  14  Tage 
vor  ihrer  Eröffnung  bekannt  gegeben  werden,  kommen 
durch  absolute  Stimmenmehrheit  zustande  und  sind 
für  alle  Aktionäre,  auch  die  nicht  erschienenen,  ver- 
bindlich. Bei  Stimmengleichheit  gibt  der  Vorsitzende 
den  Ausschlag.  Verlängerung  der  Dauer  der  Gesell- 
schaft und  Erhöhung  des  Grundkapitals  über  25  Mil- 
lionen Gulden  hinaus  können  jedoch  nur  mit  einer 
- 5 Mehrheit  beschlossen  werden.  Alle  Beschlüsse, 
durch  welche  Abänderungen  und  Zusätze  der  Sta- 
tuten vorgenommen  werden,  bedürfen  zu  ihrer  Gültig- 
keit der  Genehmigung  der  großherzoglich  hessischen 
Staatsregierung,  die  die  Oberaufsicht  über  die  Beo- 
bachtung der  von  ihr  genehmigten  Statuten  durch 
Kommissarien  ausübt.  (§  32 — 38.) 

Die  Konstitution  der  Darmstädter  Bank  ist  somit 
eine  rein  autokratische  und  das  ganze  Statut  ist 
darauf  berechnet,  dem  Verwaltungsrat  alle  Garantien 
und  Befugnisse  zuzuwenden  und  die  Rechte  der  Di- 
rektion und  Aktionäre  zu  beschneiden.  Die  Verwal- 


i 


I 


— 39  - 

tung  allein  ist  es,  die  die  Direktion  beruft,  sie  allein 
ist  es,  die  die  wichtigsten  Geschäfte  abschließt,  die 
Bilanz  prüft  und  feststellt  und  der  Direktion  Decharge 
erteilt.  Von  vornherein  suchte  man  die  Aktionäre  von 
jeder  Teilnahme  und  Kontrolle  fernzuhalten  und  ihnen 
die  Vertretung  bei  der  Generalversammlung  auf  alle 
> erdenkliche  Weise  zu  erschweren  und  zu  verleiden. 

So  werden  zufolge  § 32  nur  diejenigen  Aktionäre  zu- 
gelassen, welche  wenigstens  20  Aktien  ä 250  fl.  = 
5000  fl.  besitzen,  die  seit  mindestens  4 Wochen  vor 
dem  Tage  der  Generalversammlung  auf  ihren  Namen 
in  dem  Gesellschaftsregister  eingetragen  sind;  Besitzer 
von  Inhaberaktien  sind  bekanntlich  absolut  ausge- 
schlossen. Dagegen  braucht  der  Verwaltungsrat  aber 
nach  § 32  nur  14  Tage  vor  dem  Tage  der  General- 
versammlung diese  zu  berufen  und  somit  wird  dem 
Inhaber  der  Aktie  sein  statutarisches  Recht  geradezu 
illusorisch  gemacht.  So  ist  es  nun  kein  Wunder,  wenn 
sich  in  den  Kreisen  der  Aktionäre  eine  Opposition 
gegen  die  persönliche  autokratische  Leitung  der  Bank 
bildete  und  im  Laufe  der  Zeit  den  Verwaltungsrat 
auch  nötigte,  mehrere  umfassende  Statutenänderungen 
vorzunehmen  und  die  bestehenden  Schäden  und  Mängel 
zu  beseitigen.  Namentlich  war  es  Moritz  von  Haber, 
der  eigentliche  Begründer  der  Darmstädter  Bank,  der 
immer  und  immer  wieder  auf  eine  Liberalisierung  und 
Reorganisation  der  Bankverfassung  hinarbeitete. 

Schon  am  3.  Mai  1855  hatte  Dr.  Scherer,  der  Re- 
* dakteur  des  Lrankfurter  Aktionärs,  ein  Schreiben  an 

den  Verwaltungsrat  gerichtet,  in  welchem  er  die  un- 
bedingte Zulassung  der  Besitzer  von  Inhaberaktien 
zur  Generalversammlung  forderte  und  den  Besitz  von 
10  Aktien  für  ausreichend  hielt,  um  in  dieser  stimm- 
berechtigt zu  sein.  Naturgemäß  fand  dieser  Antrag 
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bei  dem  Verwaltungsrat  keinen  Anklang  und  mit  Zähig- 
keit verteidigte  dieser  seine  Privilegien  und  setzte 
Neuerungen  und  Reformen  einen  hartnäckigen  Wider- 
stand entgegen. 

M.  V.  Haber  hatte  in  einem  Schreiben  vom  19. 1.  1860 
gewünscht,  daß  der  Verwaltungsrat  die  Initiative  für 
eine  Revision  der  Statuten  ergreife  und  mehrere  Punkte 
als  besonders  berücksichtigenswert  bezeichne.  Als  Ant- 
wort des  sehr  maß-  und  rücksichtsvollen  Antrages 
wurde  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrats  vom  27.  II. 
1860  folgender  einstimmiger  Beschluß  gefaßt:  ,,Die 
Verwaltung  beschließt,  daß  sie  den  gegenwärtigen  Zeit- 
punkt nicht  für  geeignet  erachtet,  um  in  der  nächsten 
Generalversammlung  Statutenveränderungen  in  Vor- 
schlag zu  bringen,  und  spricht  die  Erwartung  aus,  daß 
Herr  von  Haber  diesem  einstimmigen  Beschluß  zu- 
stimmen und  seinen  Antrag  zurückziehen  werde.“ 

Der  von  M.  v.  Haber  gestellte  Antrag  war  folgender- 
maßen formuliert: 

1.  Strengere  Begrenzung  der  den  verschiedenen  Or- 
ganen zu  überweisenden  Funktionen,  nämlich: 

a)  der  Direktion  die  gesamte  Geschäftsführung  und 
Initiative  für  alle  Operationen;  sodann  das  Recht 
jedes  ihr  nicht  geeignet  erscheinende  Geschäft 
zurückweisen  zu  dürfen ; 

b)  dem  Verwaltungsrat  fortwährende  Überwachung 
und  Kontrolle  der  Geschäftsführung  der  Di- 
rektion. 

II.  Wegfall  des  permanenten  Ausschusses  und  Er- 
setzung desselben  durch  einen  alle  6 Monate  gänz- 
lich zu  erneuernden  Kontrollausschuß  von  5 Mit- 
gliedern, wovon  3 in  Darmstadt  oder  benachbarten 
großen  Städten  wohnen  müssen. 
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111.  Ernennung  einer  Kommission  für  die  Revision  der 
Jahresrechnung  durch  die  Generalversammlung, 
ln  dieser  Kommission  dürfen  weder  Inhaber  kon- 
kurrierender Geschäfte,  noch  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrates,  noch  Beamte  der  Gesellschaft  ge- 
wählt werden. 

* IV.  Erleichterung  der  Beteiligung  an  der  Gencralver- 

sam.mlung,  indem  den  Besitzern  von  10  Aktien  auf 
Namen  oder  20  Aktien  au  porteur  eine  Stimme 
und  nach  diesem  Verhältnis  höchstens  20  Stimmen 
zugebilligt  werden. 

Dieser  überaus  gerechte  und  maßvolle  Antrag  und 
einige  ähnliche  Wünsche  und  Forderungen  anderer 
Aktionäre  standen  in  der  am  31.  Mai  1860  stattfin- 
denden Generalversammlung  zur  Diskussion,  und  wur- 
den insonderheit  von  den  konservativen  Mitgliedern 
des  Verwaltungsrates  auf  das  lebhafteste  bekämpft,  er- 
blickten diese  doch  in  dem  Verschwinden  des  konser- 
vativen Elementes  ein  Verlassen  der  soliden  Basis.  Be- 
sonders der  in  der  Abwesenheit  von  Mevissen  den 
Vorsitz  führende  Abraham  Oppenheim  sprach  sich  ent- 
schieden gegen  die  Reformvorschläge  aus,  befürchtete 
er  doch  dadurch  eine  Untergrabung  der  Autorität  des 
Verwaltungsrates;  er  warnte  lebhaft  vor  den  gefähr- 
lichen Konsequenzen.  Ein  anderes  Mitglied  wünschte 
nicht  nur  eine  Verschärfung  der  Teilnahme  und  be- 
fürwortete den  Nachweis  eines  zweimonatigen  Aktien- 
f besitzes,  sondern  erblickte  in  der  Annahme  des  An- 

trages einen  Selbstmord  des  Institutes.  Bei  diesem 
Widerstand  der  konservativen  Elemente  ist  es  wohl 
kein  Wunder,  daß  liberale  Reformvorschläge  einfach 
durchfielen,  während  die  von  der  Majorität  gestellten 
Anträge  angenommen  wurden. 
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Schon  in  den  ersten  von  der  großlierzoglichen  Re- 
gierung genehmigten  Statuten  war  den  Aktien  der 
Darmstädter  Bank  quasi  der  Charakter  von  Obliga- 
tionen verliehen  worden,  denn  nach  § 8 werden  an 
Zinsen  den  Aktionären  bis  7.11  4 o/o  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  entrichtet,  insoweit  der  nach  dem  Jah- 
resabschluß sich  ergebende  Reingewinn  dazu  hinreicht, 
ln  der  Generalversammlung  vom  Jahre  1860  wurde  die- 
ser Paragraph  dahin  „verbessert“,  daß  den  Aktionären 
in  halbjährlichen  Raten  4 <'  0 des  eingezahlten  Aktien- 
kapitals als  Jahreszinsen  ausbezahlt  werden.  In  der- 
selben Generalversammlung  wurden  die  Rechte  der 
Direktoren  etwas  erweitert  insofern,  als  ihnen  jetzt  der 
.Antrag  auf  Kauf  oder  Verkauf  von  Effekten  zuge- 
standen wurde.  Auch  der  fünfgliedrige  engere  Aus- 
schuß fiel  in  Zukunft  weg. 

Am  10.  Dezember  1862  hatte  der  Verwaltungsrat 
eine  außerordentliche  Generalversammlung  einberufen. 
Auf  der  Tagesordnung  stand  als  einziger  Punkt  ,, Ab- 
änderung der  Statuten“.  Am  1.  Januar  1863  sollte  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  auch  in  dem  Großherzog- 
tum Hessen-Darmstadt  eingeführt  werden.  Zu  diesem 
Zwecke  hatte  der  Verwaltungsrat  eine  Kommission  ein- 
gesetzt, die  zu  untersuchen  hatte,  inwieweit  die  neuen 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  mit  den  Sta- 
tuten zu  vereinen  sind  und  welche  Stellung  der  Ver- 
waltungsrat einzunehmen  hat.  Nach  Ansicht  bedeu- 
tender Juristen,  und  dieser  Meinung  schloß  sich  die 
Bankverwaltung  an,  hatte  das  neue  Gesetz  keine  rück- 
wirkende Kraft.  Trotzdem  schlug  die  Verwaltung  der 
Darmstädter  Bank  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit 
und  um  überhaupt  auf  dem  Gebiete  des  Aktienwesens 
mehr  Übereinstimmung  zu  haben  und  mehr  Klarheit 
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herbeizuführen,  eine  Abänderung  der  Statuten  nach 
Maßgabe  des  Handelsgesetzbuches  vor. 

In  Wirklichkeit  war  es  der  Verwaltung  garnicht 
darum  zu  tun,  dem  Sinne  und  Geist  des  neuen  Han- 
delsgesetzbuches nach  zu  reformieren,  sondern  sie  be- 
schränkte sich  nur  darauf,  einige  redaktionelle  Ände- 
> rungen  vorzunehmen.  Nach  dem  ursprünglichen  Sta- 

tut lag  der  Schwerpunkt  der  Geschäftsführung  in  den 
Händen  des  Verwaltungsrates,  während  die  Direktoren 
nur  ausführende  Organe  waren,  deren  Rechte  bekannt- 
lich äußerst  beschnitten  waren.  Mit  dem  neuen  Han- 
delsgesetz war  nun  eine  derartige  Organisation  garnicht 
zu  vereinigen.  Nach  diesem  Gesetz  ist  Geschäftsführung 
und  Kontrolle  genau  getrennt.  Worin  bestanden  nun 
die  Änderungen  der  Statuten,  um  sie  mit  dem  Handels- 
gesetz in  Einklang  zu  bringen?  Man  belegte  die  bis- 
herige Bankverwaltung  einfach  mit  dem  Namen  eines 
,, Aufsichtsrates“,  die  Direktion  hingegen  mit  dem  eines 
,, Vorstandes“,  Bezeichnungen,  die  das  neue  Gesetz 
gebraucht.  Dieser  „Vorstand“,  der  nach  wie  vor  vom 
„Aufsichtsrat“  ernannt  und  entlassen  wird,  bleibt  zwar 
nach  wie  vor  an  die  Genehmigung  des  Aufsichtsrates 
gebunden,  trägt  aber  nach  außen  hin  alleinige  Ver- 
antwortung. Die  Befugnisse  der  Aktionäre  wurden 
nicht  im  geringsten  erweitert  mit  der  einzigen  Aus- 
nahme, daß  nunmehr  Namensaktionäre,  deren  Aktien 
zusammen  den  zehnten  Teil  des  Grundkapitals  dar- 
stellen, eine  außerordentliche  Generalversammlung  ver- 
r anlassen  könnten.  Die  Decharge  für  den  Vorstand  sollte 

nunmehr  auf  den  Bericht  des  Aufsichtsrates  hin,  wel- 
chem allein  die  Prüfung  der  Rechnungen  verblieb, 
ausgesprochen  werden.  Da  aber  die  18  Mitglieder  des 
Aufsichtsrates  auch  weiterhin  in  der  Generalversamm- 
lung die  Majorität  bilden  können,  so  blieb  auch  mithin 
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faktisch  die  Erteilung  der  Entlastung  in  der  Hand 
des  Aufsichtsrates.  Die  Aktionäre  blieben  somit  eben- 
so einflußlos  wie  früher  und  mußten  ruhig  Zusehen, 
wie  der  Aufsichtsrat  trotz  seiner  geringeren  Befugnisse 
und  trotz  seiner  Unverantwortlichkeit  die  hohen  Tan- 
tiemen fortbezog,  die  nach  dem  neuen  Handelsgesetz- 
buch, namentlich  in  analoger  Anwendung  des  § 192 
in  dem  Titel  über  Kommanditgesellschaften,  als  un- 
statthaft zu  bezeichnen  waren. 

Diese  außerordentliche  Generalversammlung  hatte 
also  nur  einige  Änderungen  rein  formaler  Natur  im 
Gefolge  und  erst  wieder  in  der  Generalversammlung 
am  6.  Mal  1872  wurden  wichtige  Reformen  be- 
schlossen besonders  in  bezug  auf  die  Bildung  des  Re- 
servefonds. Ursprünglich  wurden  zur  Bildung  des  Re- 
serx  efonds  jährlich  10  ^>  o von  dem  4 o/o  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  übersteigenden  Reingewinne  in  Abzug 
gebracht,  solange,  bis  dieser  des  Aktienkapitals 
betragen  wird.  Im  Ealle,  daß  durch  den  Gewinn  über- 
steigende Verluste  der  Reservefonds  zur  Deckung  der 
letzteren  in  Anspruch  genommen  wird,  fällt  jede  Divi- 
dende über  4 «o  des  Aktienkapitals  hinaus  solange 
weg,  bis  der  Reservefonds  wieder  zu  derjenigen  Höhe 
angewachsen  ist,  welche  er  bereits  erreicht  hatte. 

Eingedenk  der  Tatsache,  daß  Jahre  wirtschaftlichen 
Aufschwunges,  wie  wir  sie  Anfang  der  70  er  Jahre 
hatten,  nicht  immer  andauern,  ging  der  Aufsichtsrat 
von  der  richtigen  Erwägung  aus,  möglichst  starke  Re- 
serven anzusammeln,  einmal  um  in  künftigen  Jahren 
gerüstet  zu  sein  und  dann  um  eventuell  eine  Stabili- 
sierung der  Dividende  für  die  nächsten  Jahre  herbei- 
zuführen. 

Die  außerordentlich  günstige  Kurssteigerung  der 
Aktien  der  Erwerbsgesellschaften  erweckt  in  den  Zeiten 
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der  Spekulation  bei  einem  großen  Teil  des  Publikums 
Illusionen  und  steigert  dadurch  die  Ansprüche  an  die 
Leitung  der  Gesellschaften  in  hohem  Maße.  Dabei  liegt 
die  Besorgnis  nahe,  daß  der  Leitung  Vorwürfe  ge- 
macht werden,  wenn  der  unvermeidliche  Rückschlag 
eintrifft,  der  doch  naturgemäß  die  Wirkung  vorherge- 
gangener Überspannung  ist.  Es  entsteht  die  große 
Gefahr,  daß  die  Direktion  bei  Eintritt  ungünstiger 
Konjunkturen  den  gewohnten,  soliden  Weg  verläßt 
und  sich  anreizen  läßt  der  Ungunst  der  Verhältnisse 
durch  gewagte  Operationen  die  Spitze  bieten  zu  wollen. 
Ist  aber  die  Leitung  in  die  Lage  gesetzt,  durch  einen 
ausgiebig  dotierten  Reservefonds  auch  in  Zeiten  der 
Depression  eine  angemessene  Dividende  zu  geben, 
d.  h.  also  die  Dividende  zu  stabilisieren,  so  wird  sie 
nicht  genötigt  sein,  sich  in  waghalsige  und  gefähr- 
liche Spekulationen  einzulassen. 

Um  nun  in  weniger  guten  Zeiten  gerüstet  zu  sein, 
stellt  der  Aufsichtsrat  einen  diesbezüglichen  Antrag, 
der  eine  Änderung  der  §§40  und  43  im  Gefolge  hatte. 
Er  ging  von  der  allerdings  nicht  richtigen  Annahme 
aus,  daß,  wenigstens  auf  einer  Reihe  von  Jahren,  die 
Dividende  nicht  unter  10  O q sinken  würde,  ln  Bezug 
auf  den  Reservefonds  wurde  bestimmt: 

,,Vom  jährlichen  Reingewinn  werden  25  o'o  zur  Bil- 
dung eines  Reservefonds  in  Abzug  gebracht,  solange 
dieser  nicht  ^ des  Aktienkapitals  erreicht  ist  und 
der  Reingewinn  gestatten  würde,  an  die  Aktionäre,  ein- 
schließlich der  Zinsen  eine  höhere  Dividende  als  10  »o 
des  Aktienkapitals  zu  verteilen,  so  können  die,  diesen 
Satz  übersteigenden  Beträge  bis  zur  Hälfte  dem  Re- 
servefonds überwiesen  werden,  insoweit  die  zur  Ver- 
teilung kommende  Dividende  nicht  15  «,o  erreicht.  Wenn 
15  0/0  Dividende  zur  Verteilung  kommen,  so  können  die 
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nach  Deckung  derselben  verbleibenden  Gewinnüber- 
schüsse ganz  dem  Reservefonds  überwiesen  werden.“ 

Um  nun  wirklich  eine  Stabilität  der  Dividenden 
zu  erzielen,  wurde  auch  eine  Änderung  des  § 43  des 
Statutes  vorgenommen  und  lautete  dieser  Paragraph 
in  seiner  neuen  Fassung  wie  folgt: 

„Der  Reservefonds  ist  zunächst  bestimmt  zur 
Deckung  von  Verlusten  und  zur  Ergänzung  der  Ak- 
tienzinsen bis  zu  4 0,0.  Soweit  der  Reservefonds  jedoch 
den  Betrag  von  10  Oo  übersteigt,  soll  derselbe  zur  Er- 
gänzung der  Dividende  bis  zu  10o/o  einschließlich  der 
Zinsen  verwendet  werden,  mit  der  Maßgabe,  daß  in 
einem  Jahre  nie  mehr  als  4 «o  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  zu  diesem  Behufe  aus  dem  Reserve- 
fonds entnommen  werden  kann.  Wenn  der  Reserve- 
fonds unter  10  oo  des  eingezahlten  Aktienkapitals  herab- 
gesunken ist,  fällt  jede  Dividende  über  die  4 o/o  hinaus  « 

solange  weg,  bis  der  Reservefonds  wieder  die  Höhe  von 
10  Oo  erreicht  hat.“ 

Die  oben  angegebene  neue  Fassung,  demzufolge 
die  Ausschüttung  einer  höheren  Dividende  als  15  O o 
nicht  stattfinden  durfte,  hat  entschieden  zur  Aufbesse- 
rung und  Stärkung  des  Reservefonds  beigetragen,  wäh- 
rend der  Versuch,  eine  feste  jährliche  Dividende  von 
10  Oo  zu  gewähren,  sich  in  den  folgenden  Jahren  der 
wirtschaftlichen  Depression  von  1874 — 78  als  undurch- 
führbar zeigte  und  den  Reservefonds  ganz  bedeutend 
schwächte.  Hierzu  folgende  Tabelle: 
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Entwicklung  des  Reservefonds  von  1860  1880. 

in  1000  fl.  resp.  Mk. 


1 

)ahr 

Aktien- 

1 

kapital 

Reserven 

1 i 

in  ®/o  des 
Aktien- 
kapitals 

1860 

25544  fl. 

418 

1,67 

1865 

25046  „ 

! 1 067 

4,26 

1870 

25046  „ 

1 1 780 

7,12 

1871 

25046  „ 

6 345 

25,37 

1872 

35000  „ 

11  271 

32,2 

1873 

35000  „ 

10  153 

29 

1874 

60000  lik. 

14  992 

24,98 

1875 

60000  „ 

11  376 

18,9 

1876 

60000  „ 

7816 

13,02 

1877 

60000  „ 

7 831 

13 

1878 

60000  „ 

8 422 

14,03 

1879 

60000  „ 

9 598 

16 

1880 

60000  „ 

9 807 

1 16,4 

Diese  Tabelle  zeigt,  wie  den  Reserven  bis  zum 
Jahre  1872  eine  steigende  Tendenz  innewohnt.  Im 
Jahre  1871  ist  das  Hauptreservekonto  durch  die  Zu- 
weisung von  fl.  950000  aus  dem  Agio  der  neube- 
gebenen Aktien  auf  die  statutenmäßige  Ziffer  von 
2500000  fl.  gebracht  worden,  so  daß  in  diesem  Jahr 
die  Gesamtreserve  nebst  der  Spezialreserve  der  Kom- 
manditen  sich  über  6345000  fl.  belief  oder  gleich 
25,37  <)/o  des  umlaufenden  Aktienkapitals.  Ja  im  fol- 
genden Jahre  machten  die  Reserven  sogar  32,2  o/o  des 
Aktienkapitals  aus. 

Als  man  die  Bestimmung,  betreffend  die  Ergän- 
zung der  Dividende  auf  10  « o traf,  ging  man  von  der 
Ansicht  aus,  daß  in  der  Regel  und  im  Durchschnitt 
die  Bank  einen  Reinertrag  erbringen  werde,  welche 
die  Verteilung  einer  Dividende  von  mindestens  8 Oo 


4 
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gestatten  dürfte,  so  daß  nur  eine  mäßige  Inanspruch- 
nahme des  Reservefonds  und  zwar  auch  nur  für  aus- 
nahmsweise Fälle  stattzufinden  brauchte,  hatte  doch 
die  Bank  in  der  Zeit  von  1860—1870  folgende  Divi- 
denden verteilt: 

1860:  4 0/q  1866:  410*^  0 

1861:  50/0 

1862:  6V2‘Vo  ^868:  8^  0 

1863:  51,,  ^'/o  1869:  10 »/'o 

1864:  6»4  1870:  IO«'« 

1865:  5*^,2*’  0 

Dies  ergibt  eine  Durchschnittsdividende  von  6,4  0/0. 
ln  den  Geschäftsjahren  1871  und  1872  verteilte  sie 
je  150/0. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Tatsache  hatte  die  Bank 
auf  eine  weitere  Dividende  von  durchschnittlich  8 0 b 
gerechnet  und  infolgedessen  die  oben  erwähnte  Er- 
gänzung auf  10  0,0  in  ihren  Statuten  aufgenommen. 
Diese  Berechnung  erwies  sich  aber  als  falsch  und 
die  Bank  mußte  sehr  tief  in  ihre  Reserven  ein- 
p-reifen,  um  die  stabilisierte  Dividende  auszahlen  zu 
können.  Schon  für  das  Geschäftsjahr  1873  mußte  man 
ca.  den  11.  Teil  der  Hauptreserven  heranziehen,  um 
Dividende  pro  1873  auf  den  Betrag  von  10  O o des 
Aktienkapitals  zu  ergänzen.  Da  man  in  diesem  Be- 
richtsjahre nur  einen  Gewinn  von  etwas  über  7 0/0 
erzielen  konnte  und  im  folgenden  Jahre  sogar  nur  6 0/0. 

Auch  die  Spezialreserve  der  Kommanditen  hatte 
die  Bestimmung,  in  Fällen  wo  der  Reinertrag  6 o q nicht 
erreicht,  zur  Aufbesserung  derselben  bis  zu  dieser  Höhe 
verwendet  zu  werden.  Sie  wurde  in  einzelnen  Fällen  zu 
diesem  Behuf  in  Anspruch  genommen  und  im  Jahre 
1873  z.  B.  von  fl.  227000  auf  fl.  138000  reduziert. 


1872: 

32,2  äo 

1873: 

29  0/0 

1874: 

24,9  o/o 

in  Bezug  auf  das  Aktienkapital  veranlaßte  den  Auf- 
sichtsrat schon  in  der  Generalversammlung  von  1874 
eine  Abänderung  des  § 43  zur  Ausführung  zu  bringen, 
und  zwar  dahin,  daß  der  Reservefonds,  soweit  er  den 
Betrag  von  10  O q des  eingezahlten  Aktienkapitals  über- 
steigt, zur  Ergänzung  der  Dividende  bis  zu  S^o  ein- 
schließlich der  Zinsen  verwendet  werden  soll,  daß 
in  einem  Jahre  nie  mehr  als  2 0/0  des  eingezahlten 
Aktienkapitals  zu  diesem  Behufe  aus  dem  Reservefonds 
entnommen  werden  können. 

Doch  im  folgenden  Jahre  mußte  man  schon  wieder 
an  eine  Statutenänderung  denken.  Sah  man  sich  doch 
genötigt,  dem  Reservefonds  3600000  fl.  zu  entnehmen, 
um  eine  statutengemäße  Dividende  bezahlen  zu  können. 
Um  nun  diesem  Übelstande  endgültig  abzuhelfen,  wurde 
ein  Antrag  eines  Aktionärs  einstimmig  angenommen, 
der  dahin  ging,  daß  die  Maximalhöhe  der  Dividende 
auf  6 To  festgesetzt  wurde.  Trotzdem  mußte  man  in 
dem  folgenden  und  darauffolgenden  Jahre  den  Reserven 
wieder  über  3 Millionen  entnehmen,  so  daß  er  fast 
vollkommen  absorbiert  wurde. 

Die  dreimalige  Reduktion  der  Dividende  erst  auf 
10  Ob,  dann  auf  8 o/o  und  zuletzt  auf  6 o/o  war  entschieden 
eine  verfehlte  Maßregel,  und  stand  in  direktem  Wider- 
spruch zu  dem  Geist  des  neuen  Handelsgesetz- 
buches, wonach  alle  Aktienzinsen  und  Abschlags- 
zahlungen in  Wegfall  zu  bringen  sind  und  nur  der 
wirkliche  Reingewinn  als  Dividende  zu  ver- 
teilen ist. 
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Um  nun  diesen  und  anderen  Mängeln  des  Darm- 
städter Statutes  abzuhelfen,  hatte  ein  Aktionär  wieder- 
holt diesbezügliche  Anträge  gestellt,  die  aber  durch 
die  sogenannte  „Zulässigkeitsfrage*'  immer  zu  Fall  ge- 
bracht und  von  der  Tagesordnung  abgesetzt  wurden; 
denn  § 3Q  enthält  die  eigentümliche  Bestimmung,  daß 
Anträge  des  Verwaltungsrats  immer  zur  Entscheidung 
und  Beratung  gebracht  werden  müssen,  Anträge  von 
Aktionären  nur  dann,  „wenn  sie  für  zuverlässig  erach- 
tet werden“.  In  der  Tat  ein  rein  autokratisches  Regi- 
ment, bei  dem  sich  alle  Macht  und  alle  Befugnisse  in 
der  Hand  des  Verwaltungsrates  befanden. 

Um  nun  endlich  einmal  die  Statuten  im  Geiste  des 
neuen  Aktiengesetzes  zu  reformieren,  wurde  eine  pri- 
vate Versammlung  zum  16.  März  1878  nach  Darmstadt 
einberufen  und  dortselbst  ein  Agitationskomitee  er- 
nannt. Bei  dieser  privaten  Versammlung  war  nam- 
hafter Aktienbesitz  durch  Anmeldung  vertreten.  Ein 
Aktionär  Dr.  Krauss  ward  mit  der  Leitung  der  Ver- 
handlungen betraut.  Zur  gemeinsamen  Interessenver- 
tretung der  Privatkapitalisten  wurde  das  Agitations- 
komitee zu  Hilfe  genommen,  um  die  Aktionäre  zum 
Schutze  und  zur  Verteidigung  ihrer  Rechte  aufzurütteln, 
und  das  zu  beseitigen,  was  die  Rechte  der  Aktionäre 
offensichtlich  verletzte.  Die  von  Dr.  Krauss  einge- 
brachten  Anträge  wurden  in  dieser  Versammlung  zur 
Diskussion  gestellt  und  eingehend  beraten. 

Dr.  Krauss  zog  alsdann  zwei  seiner  Anträge  be- 
treffend a)  Verminderung  des  Aktienkapitals  und  b) 
Feststellung  der  Höhe  des  Teilbetrags  des  Aktien- 
kapitals, welcher  im  Effekten-,  Konsortial-  und  Emis- 
sionsgeschäft verwendet  werden  dürfe,  deswegen  zu- 
rück, weil  die  innere  Lage  des  Institutes  bei  diesen 
Anträgen  wesentlich  in  Betracht  komme  und  es  wün- 
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sehenswert  erscheine,  daß  der  Aufsichtsrat  selbst  in 
der  Richtung  der  Anträge  vorgehe. 

ln  der  ordentlichen  Generalversammlung  vom  18.  V. 
1878  wurden  nun  die  Anträge  von  Dr.  Krauss  und 
Konsorten  zur  Diskussion  gestellt.  Zunächst  wurde 
ein  Antrag  des  Aufsichtsrates  einstimmig  angenommen, 
» nämlich  den  im  höchsten  Grade  unbilligen  § 3Q,  wo- 

nach Anträge  des  Verwaltungsrates  immer  zur  Be- 
ratung und  Entscheidung  gebracht  werden  müssen, 
und  Anträge  von  Aktionären  nur  dann,  wenn  sie  für 
zulässig  erkannt  werden,  dahin  abzuändern,  daß  die 
Anträge  von  Aktionären  künftig  gleiche  Behandlung 
mit  denen  des  Aufsichtsrats  erfahren.  Darauf  verlas 
der  Vorsitzende  eine  Erklärung  des  Aufsichtsrates  auf 
die  Anträge  des  Dr.  Krauss  und  Konsorten.  Die  Er- 
klärung lautete  im  großen  und  ganzen  ablehnend,  ge- 
^ währte  aber  folgende  Zugeständnisse:  1.  „Herab- 

setzung der  Tantieme  des  Aufsichtsrates  von  10  auf 

5 0/0,  daß  diese  Herabsetzung  in  Zukunft  8 o/o  betragen 
solle,  und  zwar  derart,  daß  die  beiden  Präsidenten 
auf  die  Bevorzugung  mit  i/g  gegen  das  Viertel 
des  einfachen  Mitgliedes  der  Verwaltung  ver- 
zichten. 2.  Zu  „Einberufung  der  Generalversammlung 
4 Wochen  vorher“  fügte  der  Aufsichtsrat  hinzu,  daß  für 
außerordentliche  Generalversammlungen  in  der  Regel 

6 Wochen  vorher  zur  Einberufung  festgesetzt  werden. 

Die  andern  wohl  begründeten  und  berechtigten 
Anträge  stießen  bei  den  konservativen  Aktionären  auf 
hartnäckigen  Widerstand  und  besonders  der  frühere 
Präsident  Gustav  von  Mevissen  beteiligte  sich  lebhaft  an 
der  Debatte  und  verteidigte  die  konservative  und  dikta- 
torische Leitung  der  Bank,  so  daß  die  beantragten 
Statutenänderungen  mit  einer  fast  vierfachen  Majorität 
zu  Fall  gebracht  wurden. 
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Erst  durch  die  Aktiengesetzesnovelle  vom  18.  Juli 
1884  wurden  umfassendere  Reformen  im  Statut  der 
Bank  vorgenommen,  um  eine  Uebereinstimmung  mit 
den  gesetzlichen  Vorschriften  herbeizuführen.  Die  für 
die  Darmstädter  Bank  wichtigeren  Bestimmungen  be- 
trafen: den  Wegfall  der  Erfordernisse,  die  Aktien  be- 
hufs Vertretung  in  der  Qeneralversammlung  in  Na- 
mensaktien umzuwandeln,  und  die  Vollmacht  lediglich 
auf  legitimierte  Aktionäre  auszustellen.  Ferner  die  Cre- 
ierung  eines  allgemeinen  Reservefonds,  welchem  die 
im  Artikel  185  b der  Aktiengesetznovelle  vorgeschrie- 
benen Einlagen  mit  mindestens  5^0  des  Jahresgewinnes 
zuzuführen  sind.  Weitere,  für  die  Aktionäre  weniger 
wichtige  Änderungen  wurden  vorgenommen  und  waren 
durch  die  neue  Lage  der  Aktiengesetzgebung  von  selbst 
bedingt. 


111.  Kapitel. 

Das  Aktienkapital. 

Der  § 4 der  Statuten  lautete:  ,,Das  Aktienkapital 
der  Bank  für  Handel  und  Industrie  ist  auf  25  Millionen 
Gulden  in  24i/o  fl.  Fuß  festgesetzt,  eingeteilt  in  100000 
Aktien  ä fl.  250.  Von  diesem  Kapital  wird  zuerst 
eine  Serie  von  40000  Aktien  ausgegeben.  Von  dieser 
Serie  übernehmen  die  Gründer  Gustav  Mevissen,  Wil- 
helm Ludwig  Deichmann,  Victor  Wendelstadt  und 
Abraham  Oppenheim  1 Million  Gulden  oder  4000 
Aktien  zum  Nominalwert.  Die  Übernahme,  resp.  die  Be- 
gebung der  restierenden  9 Millionen  fl.  bleibt  denselben 
Vorbehalten.  Die  zweite  Serie  von  15  Millionen  fl. 
wird  sukzessive,  nach  Maßgabe  der  Bedürfnisse  der 
Gesellschaft,  und  auf  Grund  der  Beschlüsse  der  Ver- 
waltung emittiert.  Bei  der  Emission  der  zweiten  Serie 
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ist  der  großherzogl.  hessischen  Regierung  und  den 
Gründern  das  Vorzugsrecht  Vorbehalten,  die  zu  emit- 
tierenden Aktien  zum  Nominalwert  zu  übernehmen.  Die 
Gesellschaft  ist  befugt,  wenn  die  Ausdehnung  der  Ge- 
schäfte der  Bank  eine  solche  Erhöhung  ratsam  er- 
scheinen läßt,  durch  Beschluß  der  Generalversammlung 
das  Grundkapital  durch  Emissionen  weiterer  Aktien  bis 
auf  50  Millionen  fl.  zu  erhöhen.  Der  Beschluß  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  Regierung. 

Schon  im  Jahre  1854  wurde  beschlossen  die  auf 
die  erste  Aktienemission  noch  restierenden  60*^0  ein- 
zufordern, und  so  das  Institut  zu  befähigen,  konsequent 
auf  dem  angebahnten  Weg  der  Lösung  seiner  Aufgaben 
entgegenzugehen.  Die  von  der  Verwaltung  beschlossene 
Einzahlung  dieser  60  «o  sollte  zunächst  dazu  dienen, 
weitere  Filialen  und  Kommanditen  an  den  Hauptbörsen- 
plätzen zu  errichten.  Sie  sollten  die  Bank  befähigen, 
mit  ausreichenden  Mitteln  sich  bei  den  Anleihen  des 
Staates  und  den  großen  industriellen  Unternehmungen 
zu  beteiligen. 

Das  auf  10  Millionen  Gulden  erhöhte  Aktienkapital 
sollte  endlich  für  den  „lukrativsten  Teil  der  Banktätig- 
keit, für  die  Emission  verzinslicher  Obligationen  mit 
längerer  oder  kürzerer  Kündigungsfrist“  die  erforder- 
liche Unterlage  bilden.  Augenscheinlich  war  dieses 
Projekt  der  Obligationenausgabe  dem  französischen 
Credit  Mobilier  nachgebildet.  Die  Statuten  der  Darm- 
städtcr  Bank  hatten  für  ,, Perioden  der  Geldfülle  und 
des  lebendigen  Unternehmungsgeistes  das  kräftigste 
A4ittel,  denselben  zu  fördern,  in  die  Hand  der  Bank  ge- 
legt durch  die  Befugnis,  außer  der  Annahme  von  Gel- 
*dern  in  laufender  Rechnung,  durch  Ausgabe  verzins- 
licher, auf  den  Inhaber  lautender  Schuldscheine  ihre 
Fonds  zu  verstärken  und  je  nach  dem  Maße  der  Unter- 
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nehmungen  zu  erweitern“.  (Geschiiftsbericht  1853  und 
Statuten  § 10,  c und  i).  Nach  den  Statuten  hatte  der 
Vervvaltungsrat  die  Maximalhöhe  der  auszugebenden 
Höhe  der  Obligationen  festzusetzen  und  die  äußeren 
Formen  und  die  Unterschriften  zu  bestimmen.  Die 
ausgestellten  Obligationen  dürfen,  sofern  sie  auf  eine 
kürzere  Kündigungsfrist  als  1 Jahr  lauten,  die  Hälfte 
des  Grundkapitals  auf  keinen  Fall  übersteigen.  Glück- 
licherweise ist  dieses  Projekt  der  Obligationenausgabe 
niemals  verwirklicht  worden.  In  der  Tat  wäre  es  bei 
einer  Bank,  die  sich  so  große  Ziele  gesteckt  hatte  und 
die  die  mannigfaltigsten  Geschäfte  besorgte,  ein  un- 
ausführbares Unternehmen  gewesen. 

Die  bald  nach  dem  Beginn  des  Jahres  1856  sich 
eröffnenden  Aussichten  auf  Wiederherstellung  des 
Friedens  gaben  zunächst  Veranlassung,  das  Grund- 
kapital weiter  um  15  Millionen  fl.  zu  verstärken.  In 
der  Generalversammlung  konnte  Mevissen  die  Mit- 
teilung machen,  daß  von  den  15  Millionen  neu  zu 
emittierenden  Aktien  bereits  schon  13  Millionen  unter- 
gebracht seien.  Die  Inhaber  der  Aktien  der  ersten 
Emission  hatten  das  wertvolle  Anrecht,  auf  je  2 alte 
Aktien  eine  neue  zu  erwerben.  Den  Gründern  und 
der  großherzogl.  Regierung  waren  statutengemäß  das 
Recht  Vorbehalten,  die  übrigen  Aktien  al  pari  zu  über- 
nehmen und  scheinen  alle  Teile  von  ihren  Rechten 
Gebrauch  gemacht  zu  haben. 

Bei  der  Emission  der  jungen  Aktien  entwickelte 
sich  an  der  Frankfurter  Börse  ein  lebhaftes  Geschäft, 
wie  denn  auch  gerade  in  Darmstädter  Bankaktien, 
jungen  und  alten,  zu  Anfang  des  Jahres  1856,  lebhaft 
gehandelt  worden  war  mit  immer  steigenden  Kursen, 
so  daß  den  derzeitigen  Besitzern,  insonderheit  den 
Gründern,  die  ja  bekanntlich  die  Aktien  zum  Pari- 
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kurse  erhielten,  ein  ansehnlicher  Gewinn  erwuchs.  So 
stand  der  Kurs  der  Darmstädter  Bankaktien  a fl.  250 
im  Jahre  1856 1) : 


am 

14. 

Januar 

284  0,0 

15. 

Februar 

328  0,0 

n 

15. 

März 

370  0,0 

55 

17. 

55 

375  0 0 

Bei  diesem  Kursstand  hielt  der  Verwaltungsrat  be- 
reits die  Zeit  für  gekommen,  die  jungen  Aktien  an  der 
Frankfurter  Börse  aufzulegen  und  diese  stiegen  auch 
sofort  auf  300  o/o.  Nichts  ist  natürlicher,  als  daß  die 
Besitzer  von  Darmstädter  Bankaktien  ihre  Aktien  zu 
diesem  vorteilhaften  Preise  loszuschlagen  versuchten. 
Infolgedessen  wurde  eine  Menge  Aktien  auf  den  Markt 
geworfen,  so  daß  schließlich  ein  Sinken  der  Kurse 
t eintrat  und  sich  die  alten  Aktien  4 — 6 Wochen  lang 

auf  dem  Kurse  von  350  o/o  hielten.  Dann  setzte  wieder 
eine  Haussebewegung  ein,  so  daß  die  alten  Aktien  am 
24.  Mai  wieder  bis  auf  380  stiegen,  während  die 
jungen  an  diesem  Tage  328  o q notierten.  Den  Höhe- 
punkt erreichten  die  alten  Aktien  am  2.  Juni  mit  436 
bis  438  0/0,  während  die  jungen  auf  362  o/o  standen. 
Naturgemäß  wurden  jetzt  wieder  eine  Reihe  von  Aktien 
zum  Verkaufe  angeboten,  dadurch  der  Kursstand  immer 
mehr  gedrückt  und  am  17.  November  z.  B.  standen  die 
alten  Aktien  auf  369  o/o,  die  neuen  auf  327  o/o.  Die 
Aktien  sanken  jetzt  immer  tiefer  und  im  Krisenjahr 
1857  standen  sie  sogar  bedeutend  unter  pari. 

Die  Aktien  waren  mithin  ganz  gewaltigen  Kurs- 
schwankungen unterworfen,  was  auch  schließlich  kein 
Wunder  war,  da  die  Bank  selbst,  wenigstens  in  den 


1)  Wirth  a.  a.  O.  S.  291,2. 


— 56  — 

ersten  Jahren  ihrer  Tätigkeit,  ihre  gewaltigen  Summen 
in  Börsenpapieren  anzulegen  oder  sich  an  spekula- 
tiven Gründungen  mit  mehr  oder  weniger  Kapital  zu 
beteiligen  pflegte.  Da  man  bekanntlich  an  der  Börse 
für  gewöhnlich  ziemlich  genau  orientiert  ist,  in  wel- 
chem Effekt  eine  Bank  engagiert  ist,  so  übten  natur- 
gemäß das  Fallen  und  Steigen  der  Spekulationspapiere 
ihren  Einfluß  auf  den  Stand  der  Darmstädter  Bank- 
aktien aus. 

Die  Bank  war  natürlich  nicht  vor  Schaden  ge- 
schützt und  hat  auch  eine  Reihe  von  gewaltigen  Ver- 
lusten im  Laufe  der  Jahre  erlitten.  An  anderer  Stelle 
wird  eingehender  auf  die  Geschäfte  der  Bank  einge- 
gangen werden ; hier  soll  nur  festgestellt  werden,  daß 
die  Bank,  anstatt  das  reguläre  Bankgeschäft  zu  pflegen, 
sich  eine  Reihe  von  Jahren  mit  Spekulationen  befaßte, 
die  ihr  schwere  Verluste  brachten  und  nur  der  Tat- 
sache, daß  sie  sich  später  dem  regulären  Bankgeschäft 
zuwandte,  ist  es  zu  verdanken,  daß  sie  nicht  ein  Opfer 
ihrer  spekulativen  Tätigkeit  wurde. 

Bereits  im  Jahre  1856  beschloß  man  auf  einer 
außerordentlichen  Generalversammlung  eine  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  bis  zum  Betrage  von  50  Millionen  fl. 
Die  Emission  dieser  weiteren  25  Millionen  fl.  sollte 
folgendermaßen  vor  sich  gehen  : a)  15  Millionen  werden 
sukzessive  in  Raten  von  je  5 Millionen,  jedoch  nicht 
vor  dem  1.  I.  1858  durch  die  Bank  und  für  Rechnung 
der  Bank  verwertet,  nehmen  aber  selbstverständlich 
nicht  an  der  Dividende  von  1857  teil.  Der  dabei  er- 
zielte Gewinn  wird  zu  i/g  der  Dividende,  zu  dem 
Reservefonds  überwiesen. 

b)  Weitere  5 Millionen  werden  den  Aktionären  zum 
Nominalpreise  überlassen  mit  dem  Recht  auf  je  5 
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Aktien  der  1.  oder  2.  Emission,  je  1 Aktie  der  neu- 
aufzulegenden  zu  beanspruchen. 

c)  Die  letzten  5 Millionen  fl.  sind  der  Bankdirektion 
al  pari  zu  überweisen  zur  Befriedigung  der  großherzogl. 
hessischen  Regierung. 

Infolge  der  Krise  von  1857  scheiterte  aber  dieser 
> Plan  der  Kapitalverdoppelung  und  in  Wirklichkeit  be- 

trug die  ETrhöhung  nur  46000  fl.,  so  daß  die  Bank 
vom  Jahre  1856  an  mit  einem  Aktienkapital  von 
. 25046000  fl.  arbeitete.  Der  Direktion  wurden  alsdann 

5 Millionen  fl.  al  pari  von  der  3.  Serie  der  Aktien  zur 
Verfügung  gestellt,  um  dieselben  zur  Erfüllung  der  der 
großherzogl.  hessischen  Regierung  gegenüber  über- 
nommenen Verbindlichkeiten  zu  verwenden.  Diese 
jungen  Aktien,  die  sogenannten  ,,Darmstädter 
Enkel“  wurden  in  der  Form  von  Berechtigungs- 
, scheinen  plaziert.  Durch  Begebung  von  6000  Stück, 

entsprechend  D/,  Millionen  Aktienkapital,  wurden  die 
Verbindlichkeiten  gegenüber  der  Regierung  gedeckt. 
Die  übrigen  14000  Stück  gleich  Millionen  Aktien- 
kapital wurden  mit  einem  ansehnlichen  Gewinne  zu- 
gunsten der  Gesellschaft  verwertet.  Diese  restierenden 
3To  Millionen  Aktien  waren  zu  einem  Durchschnitts- 
kurse von  ca.  3081  2®  0 verkauft  worden  und  brachten 
der  Bank  ein  Agiogewinn  von  ca.  800  000  fl.  (vgl.  hier- 
zu Frankfurter  Aktionär  Jahrg.  1857,  Aprilnummer). 

Die  genannten  Anrechtsscheine  gaben  den  Besitzern 
das  Recht,  die  Aktien  der  3.  Emission  al  pari  zu  be- 
ziehen. Als  diese  Scheine  gar  an  der  Frankfurter  und 
Berliner  Börse  offiziell  notiert  wurden,  entwickelte  sich 
in  diesem  Papier  eine  regelrechte  Spekulation. 

Trotzdem  man  der  Verwaltung  von  vielen  Seiten 
abgeraten  hatte,  eine  Verdoppelung  des  Aktienkapitals 
vorzunehmen,  faßte  man  den  obigen  Beschluß.  Die 
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Direktion  und  die  Verwaltung  wußten  sehr  wohl,  daß 
es  sehr  schwer  sein  würde,  die  neuen  Aktien  unterzu- 
bringen, zumal  es  auf  dem  Geldmärkte  sehr  flau  aussah 
und  die  bald  darauf  mit  aller  Macht  hereinbrechende 
Krisis  ihre  Vorboten  bereits  vorausschickte.  Da  ver- 
fiel man  auf  die  Einrichtung  der  „Berechtigungs- 
scheine“. Ohne  jede  Einzahlung  und  ohne  größeres 
Risiko  hatte  man  so  ein  Börsenpapier  geschaffen,  das 
nur  in  Agio  bestand  und  dessen  Kurs  nur  einen  Hoff- 
nungswert ausdrückte.  In  der  Generalversammlung 
hatte  man  durch  die  Ausgabe  neuer  Aktien  eine  Be- 
lastung des  Geldmarkts  befürchtet,  aber  dabei  nicht  be- 
dacht, daß  durch  diese  Berechtigungsscheine  der  Agio- 
tage Tür  und  Tor  geöffnet  wurde,  und  daß  man  durch 
die  innere  Wertlosigkeit  des  Effektes  ein  Spiel  sank- 
tionierte, welches  entschieden  den  Wert  der  jungen 
Aktien  beeinträchtigen  mußtet).  Gegen  Zahlung  von 
12^  2 fl.  wurden  den  Inhabern  dieser  Anrechtsscheine 
das  Recht  zum  Bezüge  von  jungen  Aktien  zum  Pari- 
kurse eingeräumt  und  alsbald  wurden  die  Kurse  immer 
höher  getrieben.  So  notierten  die  Berechtigungsscheine 


1. 

April 

1857 

57  o/o 

1. 

Mai 

35  o/o 

19. 

Juni 

84  0,0 

22. 

Juli 

1 25  0/0 

31. 

Juli 

1 24  ao 

Dieses  war  die  letzte  offizielle  Notierung. 

Nichts  war  natürlicher,  als  daß  sich  bei  diesen 
Kurstreibereien  eine  Kontremine  bildete,  die  das  Miß- 
verhältnis des  Kurses  zwischen  Anrechtsscheinen  und 
Aktien  ersah  und  hingegen  operierte  in  Gestalt  von 
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Differenz-  und  Zeitgeschäften.  Von  allen  Seiten  wurden 
die  Anrechtsscheine  angeboten,  um  den  Kurs  zu 
drücken.  Da  eröffnete  die  Darmstädter  Bank  den 

Gegenfeldzug.  Auf  den  Rat  des  Direktors  Heß,  eines 
früheren  höheren  Beamten  des  Credit  Mobilier,  bildete 
sich  ein  Konsortium,  das  am  7.  Juni  1857  seine  Tätig- 
keit begann,  indem  es  alle  angebotenen  Scheine  auf- 
kaufte und  in  feste  Hände  plazierte.  Die  Bankverwal- 
tung selbst  hielt  ihre  Scheine  zurück  und  verharrte 
scheinbar  eine  Zeitlang  in  vollständiger  Indifferenz, 

um  die  Kontremine  sorglos  zu  machen,  irrezuführen  und 
durch  momentane  Erfolge  anzufeuern.  Und  tatsächlich 
ließ  sich  die  Kontremine  zu  immer  weiteren  Blanko- 
verkäufen verleiten  und  war  schließlich  am  Liquidations- 
tage außerstande,  die  verkauften  Stücke  zu  liefern. 
Die  „Fixer“  hatten  eine  ansehnliche  Summe  zu  zahlen. 

Der  ganze  Feldzugsplan  der  Darmstädter  Bank  war 
ein  wohl  berechneter  und  die  Börsenmanöver  der  Ver- 
waltung und  Direktion  wurden  in  der  damaligen  Presse, 
vornehmlich  im  ,, Frankfurter  Aktionär“  scharf  verur- 
teilt. Der  Präsident  des  Verwaltungsrates  erklärte 
daraufhin  in  der  Generalversammlung  vom  4.  Mai 
18581),  daß  er  selbst  den  Plan  zur  Ausgabe  der  Be- 
rechtigungsscheine entworfen  habe.  Mevissen  fügte 
fügte  hinzu,  „er  hege  aber  den  Wunsch,  daß  dieses 
betrübende  Schauspiel  sich  niemals  wiederholen  möge“. 

Auf  dieser  Generalversammlung  wurde  auch  be- 
schlossen, das  Bezugsrecht  der  Berechtigungsscheine 
von  3 auf  5 Jahre  zu  verlängern  und  5 o,o  auf  die  emit- 
tierten Berechtigungsscheine  einzuzahlen.  Ferner  er- 
mächtigte die  Generalversammlung  die  Verwaltung  bis 
zu  5 Millionen  fl.  gleich  20000  Stück  der  Aktien,  je 
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nach  ihrem  Ermessen,  jedoch  nicht  über  Pari,  zu  den 
geeignet  erscheinenden  Zeitpunkten  anzukaufen.  Diese 
Aktien  sollten  zu  dem  Zwecke  angekauft  werden,  um 
den  Besitzern  der  Berechtigungsscheine,  welche  von 
ihrem  Bezugsrecht  Gebrauch  gemacht  haben,  verab- 
folgt zu  werden.  Diejenigen  Berechtigungsscheine,  auf 
welche  am  1.  Juli  1858  die  Zahlung  von  I21/2  fl.  nicht 
geleistet  worden  ist  resp.  diejenigen,  welche  bis  zum 
30.  VI.  1863  keinen  Gebrauch  gemacht  haben,  ver- 
fallen zugunsten  der  Bank  und  jeder  Anspruch  ist 
erloschen.  Endgültig  erledigt  wurde  die  wenig  ange- 
nehme ,, Enkelaffäre“  in  der  Generalversammlung  1864, 
die  den  einstimmigen  Beschluß  faßte,  die  noch  außen- 
stehenden Berechtigungsscheine  resp.  Quittungsbogen 
der  3.  Serie  bis  zur  Höhe  des  eingezahlten  Betrages 
von  121  2 fl  einzulösen. 

Die  Ausgabe  der  Berechtigungsscheine  hat  also  im 
allgemeinen  einen  beklagenswerten  Verlauf  genommen. 
Diese  in  ihrer  vorhergesehenen  Entwicklung  schließ- 
lich für  die  Übernehmer  mit  bedeutenden  Verlusten 
verbunden  gewesene  Transaktion,  hatte  indirekt  der 
Bank  namhafte  Opfer  auferlegt,  sowohl  durch  einge- 
tretene Zahlungsunfähigkeit  einzelner  Übernehmer,  wie 
zuletzt  auch  dadurch,  daß  die  Bank  eine  aus  einem 
Geschäft  in  Berechtigungsscheinen  hervorgegangene 
Wechselforderung  nicht  hat  zur  Geltung  bringen 
können.  Die  Beschlüsse  kennzeichnen  zur  Genüge, 
daß  man  mittlerweile  erkannt  hatte,  daß  zur  Zeit  an 
eine  Verdoppelung  des  Kapitals  nicht  gedacht  werden 
konnte,  im  Gegenteil  eine  Reduktion  war  entschieden 
notwendiger.  In  allerkürzester  Zeit  waren  die  20000 
eigner  Aktien  angekauft  und  zum  Nominalwerte  in  der 
Bilanz  eingestellt  worden.  Der  dadurch  entstandene 
Buchgewinn  wurde  zur  Deckung  von  Verlusten  be- 
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nutzt  und  im  Jahre  1860  suchte  die  Verwaltung  noch- 
mals um  die  Genehmigung  um  weiteren  Ankauf  eigner 
Aktien  nach. 

Dasselbe  Vorgehen  finden  wir  mehr  oder  weniger 
bei  allen  Kreditinstituten,  und  meistens  schon  in  den 
Statuten  wurde  ihnen  die  Befugnis  zum  Ankauf  eigner 
Aktien  eingeräumt.  Die  ungünstigen  Zeitverhältnisse 
haben  entschieden  in  den  letzten  Jahren  errichteten 
Banken  und  Kreditanstalten  großen  Abbruch  getan.  In 
der  Tat  ist  die  Entwicklung  dieser  Institute  ein  in 
der  industriellen  Bewegung  begründeter  Prozeß  ü- 

Die  Kreditinstitute  sind  unleugbar  durch  den  großen 
Aufschwung  der  Industrie  hervorgerufen  worden.  Die 
ersten  glücklichen  Anfänge  der  Industrie  haben  eine 
Nachfrage  nach  Kapitalien  erzeugt,  die  kaum  zu  be- 
friedigen war,  trotzdem  sich  ja  umgekehrt  die  verfüg- 
baren Kapitalien  mit  Vorliebe  der  Industrie  zuwandten. 
Auf  diesen  großartigen  Aufschwung  erfolgte  infolge 
der  politischen  Wirren  der  Rückschlag,  der  eine  Krisis 
in  der  Industrie  und  eine  Entmutigung  der  Kapitalisten 
hervorrief.  Soweit  nun  die  Banken  in  Betracht  kamen, 
so  suchten  diese  durch  Ankauf  der  meistens  über 
Gebühr  entwerteten  eignen  Aktien  den  Schaden  ganz 
oder  teilweise  zu  reparieren  und  so  zu  retten,  was 
zu  retten  war. 

Das  Publikum  übertrug  das  Mißtrauen  gegen  die 
Industrie  im  allgemeinen  auf  die  Banken.  Ein  starkes 
Angebot  der  Aktien  derselben  und  dadurch  ein  tiefer 
Fall  der  Kurse  war  die  Folge  davon.  Unter  solchen 
Umständen  lag  die  Versuchung  nahe,  daß  die  Bank- 
institute ihre  eigenen  Aktien,  die  sie  doch  al  pari 
begeben  hatten,  zu  einem  geringeren  Kurse  zurück- 
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kauften.  Anfangs  mochte  man  wohl  dabei  von  der 
Voraussetzung  ausgegangen  sein,  daß  dadurch  der 
Kurs  gehoben  würde;  aber  bald  erkannte  man,  ein 
wie  geringer  Eindruck  auf  das  Publikum  gemacht 
wurde.  Die  Banken  suchten  nach  wie  vor  lieber  ihre 
eigenen  Aktien  im  Portefeuille  zu  haben  als  einen 
andern  noch  zweifelhafteren  Wert.  Aber  andererseits 
wurde  der  Ankauf  eigener  Aktien  dazu  benutzt,  um 
Agiotage  zu  treiben.  Daher  kommt  es,  daß  die  Banken, 
statt  in  der  Zeit  der  Depression  der  Börse  zu  Hilfe 
zu  eilen,  durch  den  Ankauf  ihrer  Aktien  ihre  Mittel 
in  solch  hohem  Maße  anspannten,  daß  ihnen  keine 
disponiblen  Werte  mehr  blieben,  um  ihrer  eigentlichen 
Aufgabe  gerecht  zu  werden. 

Auch  die  Darmstädter  Bank  sah  sich  genötigt,  in- 
folge der  wirtschaftlichen  Krisis  und  der  politischen 
Störungen,  eine  immer  weitere  Reduktion  des  Aktien- 
kapitals vorzunehmen  und  die  Verwaltung  brachte  einen 
diesbezüglichen  Antrag  1860  ein,  der  den  Ankauf  von 
ferneren  20000  Stück  Aktien  vorsah.  Im  Laufe  des 
Jahres  1860  führte  die  Direktion  diesen  Beschluß 
durch,  so  daß  sie  von  ultimo  1860  ab  nur  noch  mit 
einem  Gesellschaftskapital  von  15  046000  fl.  arbeitete. 
Erst  im  Jahre  1870  erhielt  das  Aktienkapital  inso- 
fern eine  Änderung,  „als  die  Ziffer  des  außer  Zirku- 
lation gesetzten  Teils  von  seither  10  Millionen  fl.  sich 
um  fl.  445  000  vermindert  hat“.  Im  laufenden  Jahre 
sind  weitere  fl.  500000  Aktien  begeben  worden,  so 
daß  das  zirkulierende  Aktienkapital  auf  16  Millionen 
fl.  gebracht  worden  ist.  Im  Jahre  1871  betrug  nunmehr 
das  Aktienkapital  wieder  25  Millionen  fl.  durch  Be- 
gebung von  fl.  9500  000  Aktien,  die  wieder  in  Umlauf 
gesetzt  wurden,  und  so  bestand  von  den  z.  Zt.  außer 
Zirkulation  gesetzten  Aktien  nur  noch  ein  Rest  von 
46000  fl. 
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Durch  die  stets  wachsende  Ausdehnung  der  Ope- 
rationen, besonders  der  Abteilung  in  Berlin,  sah  sich  die 
Bank  abermals  genötigt,  eine  weitere  Erhöhung  ihres 
Aktienkapitals  um  10  Millionen  fl.  vorzunehmen,  so 
daß  ihr  Grundkapital  ultimo  1872  35  Millionen  fl. 
gleich  60  Millionen  Mark  betrug  in  140000  Stück  voll- 
gezahlter Aktien. 

In  einer  außerordentlichen  Generalversammlung 
1889  faßte  man  den  Beschluß  einer  weiteren  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  von  60  Millionen  auf  80  Millionen. 
Wie  in  dieser  Versammlung  dargelegt  wurde,  war 
diese  Erhöhung  bedingt  durch  das  fast  stetige  An- 
wachsen der  Geschäfte  der  Niederlassungen  und  Zweig- 
anstalten und  die  im  Laufe  der  Jahre  erfolgte  wesent- 
liche Erweiterung  des  Kundenkreises  im  Effektenge- 
schäft. Infolge  der  eingetretenen  Steigerung  vieler 
Rohstoffe,  Waren  und  industrieller  Erzeugnisse,  stellte 
ein  Teil  der  Kundschaft  erheblich  größere  Ansprüche 
an  den  Kredit.  Ferner  war  die  Erhöhung  notwendig, 
um  dem  sich  mehrenden  Absätze  deutscher  Fabrikate 
nach  dem  Auslande  in  vorsichtigen  Grenzen  Unter- 
stützung zu  leihen,  und  auf  diese  Weise  sogleich  dem 
Verlangen  des  Publikums  entgegenzukommen,  welches 
für  einen  Teil  seiner  verfügbaren  Mittel  eine  höher 
verzinsliche  Anlage  sucht,  als  sie  ihm  durch  den  An- 
kauf deutscher  Staatsanleihen  etc.  gewährt  werden 
konnte.  Ferner  mußte  die  Bank  für  ein  etwaiges  Zu- 
sammentreffen mehrerer  geschäftlicher  Operationen 
von  bedeutendem  Umfang  sowie  für  die  Vorbereitung 
und  den  Betrieb  neuer  Unternehmungen  gerüstet  sein, 
welche  wie  z.  B.  die  Klein-  und  Straßenbahnen  auf 
längere  Zeit  hinaus  die  Verwendung  größerer  Geld- 
beträge erforderten.  All  diesen  Anforderungen  gegen- 
über stellte  sich  die  Erhöhung  als  unabweisbar  heraus 


und  die  Direktion  ging  von  dem  Grundsätze  aus,  daß 
im  weitesten  Umfange  die  nötigen  greifbaren  Mittel 
jederzeit  zur  Verfügung  stehen. 

Eine  weitere  Erhöhung  des  Aktienkapitals  um  25 
Millionen  Mark  auf  105  Millionen  Mark  wurde  1898 
beschlossen,  um  die  kommanditonsche  Beteiligung  bei 
der  Berliner  Bankfirma  Robert  Warschauer  & Co.  zu 
vollziehen.  Im  Jahre  1902  erfuhr  das  Aktienkapital 
eine  weitere  Steigerung  um  27  Millionen  Mark  und 
belief  sich  dann  auf  132  Millionen  Mark.  Von  den 
neu  emittierten  27  Millionen  Mark  wurden  verwandt 
13060  000  für  den  Eintausch  von  15  672000  Mk.  Aktien 
der  Bank  für  Süddeutschland  und  w eitere  13940000  Mk. 
für  die  Übernahme  der  Breslauer  Diskontobank.  1904 
wurde  abermals  das  Aktienkapital  um  22  Millionen 
Mark  auf  154  Millionen  Mark  erhöht  zwecks  Über- 
nahme der  Firma  Robert  Warschauer  & Co.  Eine 
weitere  Erhöhung  fand  1910  statt  und  zwar  um  6 
Millionen  zwecks  Übernahme  der  Bayrischen  Bank  für 
Handel  und  Industrie. 

Resümieren  wir  noch  einmal  kurz  die  Höhe  und 
Steigerung  des  Aktienkapitals  vom  Tage  der  Gründung 
an,  dann  ergibt  sich  folgendes  Bild: 
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IV.  Kapitel. 

Das  System  der  Kommanditen  und  Zweignieder- 
lassungen. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  hatte  sich  ein 
gewaltiges  Ziel  gestellt;  neben  der  tatkräftigen  Unter- 
^ Stützung  von  Handel  und  Industrie  sollte  sie  ,,sich  auch 

beteiligen  bei  den  großen  Schöpfungen  und  Geld- 
geschäften der  Staaten,  und  das  Plazement  fremder 
Fonds  vermitteln“!).  Um  nun  ein  weites  und  reiches 
Feld  ihrer  Tätigkeit  zu  finden,  gestaltete  die  Bank 
ihren  Betrieb  so  dezentralisiert  wie  möglich.  Die  Auf- 
gabe der  Verwaltung  war  es,  „solche  Organe  ins  Leben 
zu  rufen,  durch  welche  die  Weiterentwicklung  der 
Bank  angebahnt,  und  auf  solider  Basis  eine  lukrative 
Tätigkeit  vorbereitet  oder  eröffnet  werden  konnte.  Zu 
den  wertvollsten,  und  für  die  künftige  Entwicklung 
wie  für  die  Rentabilität  des  Institutes  am  meisten 
versprechenden  Rechten  der  Bank,  zählte  die  Verwaltung 
das  Recht,  in  allen  Staaten  des  deutschen  Landes  sowie 
des  Auslandes  für  ihre  Zwecke  Filialen  zu  errichten, 
oder  Kommanditen  oder  Agenturen  zu  begründen“. 

, Die  Eigentümlichkeit  der  deutschen  Zustände  bot 

keinen  Zentralpunkt  für  den  Geldverkehr  und  für  die 
großen  finanziellen  und  industriellen  Schöpfungen,  wie 
ihn  Frankreich  in  Paris,  und  England  in  London  haben. 
Jede  der  Börsen  von  Frankfurt,  Berlin,  Hamburg  und 
Leipzig  bilden  einen  selbständigen  Mittelpunkt  für  eine 
, Reihe  von  Unternehmungen. 

Die  Bank  sah  sich  deshalb  genötigt,  um  eine  lu- 
krative Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  großen  Finanz- 
geschäftes entwickeln  zu  können,  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  und  den  ausländischen  Staaten,  Organe 

1)  Vgl.  zum  Folgenden  Geschäftsbericht  1854. 
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zu  schaffen,  welche  eine  solide  Beteiligung  an  den 
verschiedenartigen  Unternehmungen  der  deutschen  und 
ausländischen  Börsenplätze  verbiirgten.  Am  besten 
glaubte  man  dieses  Ziel  durch  Errichtung  von  Filialen, 

Agenturen  und  Kommanditen  zu  erreichen.  Dieses 
System  von  Zweigniederlassungen  blieb  charakteristisch 
für  die  Darmstädter  Bank  bis  zum  Schluß  des  19. 
Jahrhunderts. 

Von  unseren  6 Berliner  Großbanken  huldigen  3, 
nämlich  die  Diskontogesellschaft,  die  Berliner  Han- 
delsgesellschaft und  die  Nationalbank  für  Deutsch- 
land, dem  Prinzip  der  Zentralisation,  während  die 
Deutsche  Bank,  die  Dresdner  Bank  und  wie  bereits 
oben  gesagt,  die  Darmstädter  Bank  von  vornherein 
einen  dezentralisierten  Betrieb  hatten. 

Das  Prinzip  der  Zentralisation  äußert  sich  darin, 
daß  eine  Bank  keine  Niederlassungen  hat;  wohl  kann 
sie  sich  aber  kommanditorisch  bei  anderen  Firmen 
beteiligen.  Ein  dezentralisierter  Betrieb  wird  in  erster 
Linie  erreicht  durch  die  Gründung  von  Filialen  und 
Agenturen.  Die  Filialen  sind  vollständig  von  der  Haupt- 
bank abhängige  Institute,  sowohl  in  bezug  auf  die 
Höhe  des  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Kapitals, 
als  auch  in  der  Art  der  Geschäfte,  die  ihnen  von  der 
Zentrale  in  einer  bestimmten  Form  zugewiesen  sind. 

Sie  stehen  in  engem  Kontokorrentverkehr  mit  der 
Hauptbank.  Für  die  eventuellen  Verluste  haftet  die 
Hauptbank  unbegrenzt.  Die  Filialen  dienen  also  dazu, 
den  Wirkungskreis  der  Hauptbank  zu  erweitern.  Be-  ' 

findet  sich  eine  Niederlassung  an  demselben  Ort  wie 
die  Hauptbank,  so  sind  dieses  gewöhnlich  Depositen- 
kassen, die  hauptsächlich  dazu  dienen,  den  Depositen- 
verkehr und  das  reguläre  Kundengeschäft  zu  pflegen. 

Bei  der  Errichtung  von  Filialen  und  Zweignieder- 
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lassungen  ist  aber  sehr  darauf  zu  achten,  daß  die  Ope- 
rationsgebiete der  einzelnen  Geschäftsbetriebe  streng 
abgeteilt  werden  und  nicht  miteinander  in  Kollision 
kommen. 

Eine  Bank,  die  in  erster  Linie  darauf  bedacht  ist, 
das  reguläre  Geschäft  zu  pflegen,  also  das  Depo- 
^ siten-,  Kontokorrent-,  Wechsel-,  Lombard-  undEffekten- 

kommissionsgeschäft,  wird,  um  einen  möglichst  großen 
Kundenkreis  zu  erlangen,  sich  dezentralisieren,  um 
fremde  Gelder  dadurch  leicht  heranzuziehen,  und  in 
engere  intimere  Beziehungen  zu  den  Kunden  selbst  zu 
treten.  Dadurch  wird  es  ihr  wieder  möglich,  größere 
Emissionen  bei  den  Klienten  unterzubringen.  Einer 
dezentralisierten  Bank  ist  es  also  leicht  Depositen  an 
sich  zu  ziehen  und  sie  dort  zu  verwerten,  wo  das 
Geld  gebraucht  wird.  Gar  zu  häufig  kommt  es  vor, 
t daß  in  einer  Gegend  Geldmangel,  in  einer  anderen 

Geldüberfluß  herrscht.  Besitzt  nun  eine  Bank  in  beiden 
Teilen  Filialen,  so  ist  sie  in  der  Lage,  diesem  Übelstand 
abzuhelfen  durch  einfache  Überweisung  von  Kapital. 
Es  leuchtet  auch  wohl  ein,  daß  eine  dezentralisierte 
Bank  mit  einem  weitverzweigten  Filialnetz,  in  Krisen- 
zeiten eine  größere  Widerstandsfähigkeit  besitzt  als 
eine  Reihe  von  kleineren  selbständigen  Banken.  Bei 
einem  dezentralisierten  Institut  werden  die  Erschütte- 
rungen einer  Filiale  durch  die  Erträgnisse  der  Haupt- 
bank und  anderer  Filialen  leicht  ausgeglichen.  Ein 
weiterer  Vorteil  des  Filialsystems  besteht  in  der  be- 
deutenden Vereinfachung  und  Verbilligung  der  Zah- 
lungsvermittlung. 

Eine,  besonders  von  der  Darmstädter  Bank  beliebte 
Form  der  Dezentralisation,  war  die  Errichtung  von 
Kommanditen,  namentlich  in  Süd-  und  Mittel- 
deutschland, wo  die  mittlere  Industrie  vorherrschte  und 

5* 


i 


4 


k 


— 68  — 

die  Pflege  des  regulären  Bankgeschäftes  die  enge 
Verbindung  mit  den  Kunden  bedingte.  Der  Hauptvor- 
teil der  Kommanditen  gegenüber  den  Filialen  besteht 
darin,  daß  das  Risiko  beschränkt  ist  auf  einen  von 
vornherein  fixierten  Betrag,  auf  eine  ganz  bestimmte 
Zeit.  Die  Errichtung  von  Kommanditen  geschieht  zu 
dem  ausgesprochenen  Zweck,  der  Hauptbank  in  einer 
anderen  Stadt  eine  kräftige  Stütze  zu  geben.  Über 
die  Kommanditen  schreibt  die  Darmstädter  Bank  in 
ihrem  Geschäftsbericht  von  1857  folgendes: 

,,Wir  erblicken  den  stärksten  Hebel  für  die  Lösung 
der  uns  gestellten  großen  Aufgabe  in  der  Creiierung 
zahlreicher  und  mächtiger  Kommanditen,  welche  der 
Bank  Arme  und  Kräfte,  bis  in  die  Ferne  reichend, 
schaffen,  und  welche  es  erlauben,  von  einem  gege- 
benen Mittelpunkt  aus  gleichzeitig  die  vielverschlunge- 
nen und  vielumfassenden  Fäden  des  großen  Gewebes 
der  Industrie  und  des  Geldumlaufes  in  Bewegung  zu 
setzen.  Die  günstigen  Erfolge  dieses  Systems,  sprechen 
ebenso  laut  für  die  Richtigkeit  der  Anschauungen,  als 
es  zur  steigenden  Erwartung  für  die  Zukunft  berech- 
tigt. Die  Erfolge  dieses  Systems  werden  sicherer  und 
größer,  je  mehr  der  Kreis  sich  erweitert,  in  je  engerer 
Wechselwirkung  die  Kommanditen  der  verschiedenen 
Haupthandelsplätze  der  Welt,  von  einer  Zentralstelle 
aus  mit  weitvorausschauendem  Geist  geleitet,  zuein- 
ander treten.“ 

Die  Darmstädter  Bank  war  sich  von  vornherein 
der  Vorteile  bewußt,  die  ein  dezentralisiertes  System 
mit  sich  brachte  und  ihr  ganzes  Sinnen  und  Trachten 
ging  dahin,  ihren  Wirkungskreis  zu  erweitern,  ln  der 
Tat  haben  die  Kommanditen  der  Darmstädter  Bank  der- 
selben große  Dienste  geleistet.  Namentlich  bei  der 
Negozierung  der  großen  Finanzoperationen  und  Wie- 
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derbegebung  der  in  denselben  übernommenen  Titres, 
haben  die  Kommanditen  eine  wesentliche  und  kräftige 
Unterstützung  geliehen.  Im  großen  und  ganzen  waren 
die  Erträgnisse,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,  allge- 
mein gute. 


Erträgnisse  der  Kommanditen  von  1858  187! 


)ahr 

Durchschnittlich 
angelegtes  Kapi- 
tal bei  den  Korn- 
manditen 

Erzielter 

Gewinn 

in  äes 

angelegten 
Kapitals 

in  1000  fl. 

1858 

I 

440 

6 

1859 

4 000 

80 

2 

1860 

3 996 

260 

6,5 

1861 

4 011 

245 

6,11 

1862 

3 840 

387 

10,1 

1863 

3 675 

391 

10,63 

1864  ! 

3 885 

434 

11,18 

1865 

1 

4 000 

413  j 

10,3 

1866 

1 

4 740 

490  1 

10,33 

1867  j 

4 427 

441 

10,34 

1868 

4 232 

577 

13,63 

1869 

4 loO 

702 

17,11 

1870  ( 

4210 

432 

10,26 

1871  ■ 

3 930 

826 

21 

1 dieser  Tabelle  beträgt 

o 

also  der  durchschnittliche 

inn  der 

Kommanditen 

in  der  an 

geführten  Zeit  I 

10,73  «ü.  Der  Gewinn  resultierte  vornehmlich  aus  dem 
Kontokorrent-,  Wechsel-  und  Effektenkommissionsge- 
schäft,  während  durch  die  Kommanditen  fremde  Gelder 
wohl  nicht  in  hohem  Maße  herbeigezogen  worden  sein 
mögen,  wie  es  im  allgemeinen  bei  den  Filial-  und 
Depositenkassen  der  Fall  ist. 

Schon  in  den  Statuten  war  die  Errichtung  von 
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Filialen  v'orgesehen,  stieß  aber  namentlich  bei  der 
preußischen  Regierung  und  bei  dem  Frankfurter  Senat 
auf  großen  Widerstand.  Preußen  hatte  schon  vorher 
deutlich  zu  verstehen  gegeben,  daß  ein  diesbezügliches 
Gesuch  keinen  Erfolg  haben  würde.  Auch  der  Senat 
der  Freien  Reichsstadt  Frankfurt  a.  M.  beschied  die 
Verwaltung  abschlägig  und  gestattete  nur  die  Errich- 
tung einer  Agentur.  Diese  war  hauptsächlich  dazu 
bestimmt,  die  eigenen  Börsenaufträge  des  Mutterinsti- 
tutes auszuführen,  und  jenen  lebendigen  Zusammen- 
hang mit  der  Börse  zu  v'ermitteln,  welcher  für  größere 
Finanzoperationen  die  erste  und  unumgänglichste  Vor- 
aussetzung war.  In  Wirklichkeit  entwickelte  sich  nun 
im  Laufe  der  Zeiten  die  Darm  Städter  Bank  zu  einer  ' 

rein  Frankfurter  Bank,  indem  die  größeren  Trans- 
aktionen allein  durch  die  Frankfurter  Agentur  aus- 
geführt wurden.  Diese  reüssierte  so  großartig,  daß 
sie  bereits  1864  zu  einer  Filiale  ausgebaut  wurde 
durch  die  Übernahme  des  Bankhauses  A.  Niederhof- 
heim, das  die  seitherige  Agentur  betrieben  hatte. 

Gleich  nach  dem  ersten  (jeschäftsjahr  ging  die  . 

Verwaltung  sofort  an  die  systematische  Durchführung  ! 

eines  Systems  von  Zweigniederlassungen  und  Kom- 
manditen. 

Im  Jahre  1854  trat  die  Bank  als  associe  en  com- 
mandite  bei  dem  Bankhause  G.  vom  Baur  & Comp, 
in  Neuyork  ein.  Diese  Kommanditbeteiligung  versprach 
lebhafte  und  gewinnbringende  Wechselbeziehungen, 
dank  der  unaufhaltsam  steigenden  Auswanderung  nach  i 

Nordamerika  und  des  mit  derselben  gleichen  Schritt 
haltenden  Imports  und  Exports  der  deutschen  Industrie 
von  und  nach  diesem  Lande.  1859  wurde  der  abge- 
laufene Vertrag  mit  der  alten  Neuyorker  Firma  nicht 
mehr  erneuert  und  an  ihre  Stelle  traten  Marcuse  & Baltzer, 
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die  ihrerseits  1865,  durch  die  Firma  Baltzer  & Täcks 
abgelöst  wurden,  bis  schließlich  im  Jahre  1885  die 
Neuyorker  Kommanditbeteiligung,  die  im  Laufe  der 
Zeit  äußerst  günstige  Resultate  erbracht  hatte,  ganz 
aufgehoben  wurde. 

Schon  in  der  ersten  Generalversammlung  1854  war 
\ die  Errichtung  einer  Filiale  in  Mainz,  der  zweiten 

Residenzstadt  des  Großherzogtums  Hessen,  beantragt, 
und  bereits  im  folgenden  Jahre  1854  ins  Leben  gerufen 
worden  in  der  Firma  Model,  Koch  & Co.  Nach  zehn- 
jährigem Bestehen  wurde  sie  wieder  aufgehoben  und 
die  Darmstädter  Bank  beteiligte  sich  1864  komman- 
ditorisch  bei  der  Firma  Schmitz,  Heidelberger  & Co. 

Im  Jahre  1856  trat  die  Darmstädter  Bank  bei  5 
Bankhäusern  als  Kommanditistin  ein,  und  zwar  in 
Berlin  bei  Julius  Bleichröder  & Co.  — Kommandit- 
^ kapital  1200000  Mk. ; aufgelöst  1866  — in  Mannheim 

bei  Köster  und  vom  Rath,  in  Breslau  bei  J.  Leipziger 
& Co.,  in  Leipzig  bei  Bücher  & Co.  und  in  Heilbronn 
bei  Rümelin  & Co.,  einem  Kolonialwarenengros-Geschäft, 
das  w'eitverzweigte  Verbindungen  in  Württemberg 
hatte.  Durch  Errichtung  eines  Notendepots,  der  mit 
der  Darmstädter  Bank  eng  verbundenen  Bank  für  Süd- 
deutschland, war  Rümelin  & Co.  in  die  günstige  Ge- 
legenheit gesetzt,  jederzeit  über  flüssige  Mittel  zu  ver- 
fügen. Dadurch  hatte  sich  ein  großer  Kundenkreis 
gebildet,  der  bei  den  großen  Finanzoperationen  ein 
guter  Abnehmer  wurde. 

Die  Leipziger  Kommandite  Bücher  & Co.  wurde 
1866  wegen  der  freiwilligen  Liquidation  wieder  auf- 
gehoben. Diese  Liquidation  war  durch  gemeinsame 
Zustimmung  aller  Teilhaber  beschlossen  worden, 
hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  w'eil  die  Darmstädter 
Bank  sich  nicht  mit  den  offenen  Gesellschaftern  über 
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die  Prinzipien  der  Kreditgewährung  und  mehr,  noch 
über  deren  Handhabung  in  Einklang  befand.  Die  Bank 
hatte  nun  eingewilligt,  für  ihr  Komrnanditkapital,  sowie 
für  ihre  hauptsächlich  durch  die  Einleitung  der  Liqui- 
dation entstandenen  Kontokorrentforderungen  an  die 
Firma,  Aktiven  derselben  nach  dem  Inventurwert  am 
1.  Januar  1866  in  Zahlung  zu  nehmen.  Wie  ungesund 
die  Kreditgewährung  der  Leipziger  Kommandite  war, 
zeigt  die  Tatsache,  daß  sie  bei  dem  Landesindustrie- 
komptoir  in  Weimar  ein  Kontokorrentguthaben  von 
150000  Talern  hatte,  während  sie  bei  einer  Leipziger 
Verlagsbuchhandlung  ca.  60000  Taler  zu  fordern  hatte, 
die  nur  sehr  sukzessive  eingebracht  werden  konnten 
und  die  Bank  veranlaßten,  größere  Abschreibungen  zu 
bewerkstelligen.  Trotz  dieser  Verluste  wurden  nicht 
nur  die  im  Geschäftsjahr  1866  über  die  Zinsen  hinaus 
erzielten  Gewinne  aus  den  übrigen  Kommanditen  auf- 
gebracht, sondern  das  Kapital,  bei  den  Kommanditen 
angelegt,  verzinste  sich  mit  ca.  10,34  ob. 

Im  Jahre  1866  wurden  noch  weitere  Veränderungen 
vorgenommen.  So  wurden  die  Kommanditeinlagen  in 
Paris  und  Heilbronn  nicht  unwesentlich  erhöht,  in 
Stuttgart  und  Hamburg  wurden  Verbindungen  mit  an- 
deren Bankhäusern  errichtet,  während  das  Verhältnis 
zu  J.  Bleichröder  & Co.  in  Berlin  gelöst  wurde,  ln 
dem  folgenden  Jahr  1867/68  gelang  es  wieder  in  Ber- 
lin, und  in  Wien  mit  der  Firma  Dutschka  & Co.  neue 
Kommanditen  zu  begründen,  während  der  mit  J. 
Leipziger  & Co.  in  Breslau  abgelaufene  Vertrag  nicht 
mehr  erneuert  wurde.  Ferner  wurde  die  in  Mann- 
heim bestehende  Kommandite  aufgehoben.  Anstelle  der 
früheren  Gesellschaft  trat  eine  neue  unter  der 
Firma  Köster  & Co.,  an  welcher  die  Darmstädter 
Bank  zwar  in  finanzieller  Beziehung  in  keiner  Weise 


interessiert  war,  sondern  nur  in  gegenseitigen  freund- 
schaftlichen Beziehungen  stand. 

In  Verbindung  mit  dem  Bankhaus  von  Cramer-Klett 
in  Nürnberg,  mit  dem  die  Darmstädter  Bank  seit  1869 
kommanditiert  war,  begründete  sie  in  München  1870 
eine  Kommandite,  um  in  der  süddeutschen  Hauptstadt 
einen  wichtigen  Stützpunkt  für  die  abzuwickelnden 
Geschäfte  zu  haben. 

Die  Bank,  die  sich  der  Vorteile  wohl  bewußt  war, 
die  eine  Vertretung  in  London  für  die  Erweiterung 
ihrer  Geschäftstätigkeit  hatte,  verwendete  große  An- 
strengungen auf  die  Gründung  einer  Kommandite  dort- 
selbst.  Doch  dieses  Projekt  scheiterte  an  den  Schwie- 
rigkeiten der  englischen  Gesetzgebung,  die  nur  unter 
der  Form  einer  Limited  Company  die  Gründung  eines 
Bankunternehmens  zuließ. 

Das  Kriegsjahr  1870  hatte  für  die  Darmstädter 
Bank  eine  beklagenswerte  Folge  gehabt,  da  die  in 
Paris  vor  14  Jahren  begründete  Kommandite  aus  po- 
litischen Gründen  aufgehoben  werden  mußte,  gerade 
als  dieselbe  einem  neuen  Aufschwung  entgegenging. 
Zwar  hat  sich  die  Auflösung  dieser  Kommandite  ohne 
Verlust  an  Kapital  und  Zinsen  bewerkstelligen  lassen, 
aber  trotzdem  sind  Nachteile  insofern  eingetreten,  als 
dadurch  die  Einstellung  von  Beziehungen  mit  ge- 
schäftlichem Nutzen  zu  verzeichnen  war.  Für  Paris 
wurde  ein  Ersatz  geschaffen,  als  man  1871  in  Straß- 
burg und  Brüssel  zwei  neue  Kommanditen  errichtete. 

Im  Jahre  1871  verfügte  also  die  Darmstädter  Bank 
über  folgendes  Netz  von  Kommanditen : Berlin  — 
Hamburg  — München  — Straßburg  — Mainz  — 
Wien  — Brüssel  — Neuyork.  Bei  diesen  8 Firmen 
betrug  das  durchschnittlich  arbeitende  Kapital 
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'3930000  fl.  und  erbrachte  einen  Gewinn  von  ca. 
826000  fl.  = 21  o/o  des  tätigen  Kapitals. 

Diese  Geschäftsresultate  der  Kommanditen  sind  somit 
die  ergibigsten,  die  bis  jetzt  im  Durchschnitt  eines 
Jahres  erzielt  wurden.  In  den  Jahren  1859 — 1871  er- 
gaben die  Kommanditen  bei  durchschnittlich  gleich- 
bleibendem Kapital  eine  Rente  von  10,30  o/o;  eine  Zahl, 
die  deutlich  zeigt,  daß  der  von  der  Darmstädter  Bank 
eingeschlagene  Weg  zu  den  Erfolgen  geführt  hat,  die 
man  allgemein  erwartet  hatte.  Hat  auch  hier  und  da, 
namentlich  in  Leipzig,  eine  oder  die  andere  Kommandite 
empfindliche  Verluste  gebracht,  so  wurden  diese  doch 
schließlich  durch  die  überaus  günstigen  Resultate  der 
anderen  Kommanditen  wieder  ausgeglichen. 

Ähnlich  günstige  Resultate  lieferten  die  Zweigan- 
stalten, die  da  waren  eine  Filiale  in  Mainz  und  eine 
Agentur  in  Frankfurt  a.  M.  Die  Filiale  in  Mainz  wurde 
bereits  1864  aufgehoben  und  eine  Kommandite  dort- 
selbst  ins  Leben  gerufen,  deren  Erträgnisse  von  1864 
ab  unter  der  Rubrik  der  Kommanditen  figurieren.  Die 
Filiale  in  Mainz  war  hauptsächlich  aus  dem  Grunde 
aufgelöst  worden,  um  den  Kreis  der  Anstalten,  welche 
die  Bank  durch  ihre  Disposition  unbedingt  verpflichten 
können,  auf  ein  engeres  Maß  zu  beschränken  und 
konnten  die  Interessen  der  Bank  in  Mainz  ganz  gut 
durch  ein  kommanditiertes  Haus  wahrgenommen 
werden. 

Im  selben  Jahre  wurde  die  Frankfurter  Agentur 
mit  der  Erlaubnis  des  hohen  Senates  der  Freien  und 
Reichsstadt  Frankfurt  a.  M.  in  eine  Filiale  verwandelt. 
Die  Filiale  in  Mainz  und  die  Agentur  und  spätere  Filiale 
in  Frankfurt  entwickelten  sich  von  Jahr  zu  Jahr  immer 
mehr  und  wiesen  in  dieser  Zeit  steigende  Gewinn- 
ziffern auf,  wie  die  folgende  Tabelle  zeigt: 
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Ertrag  der  Zweiganstalten  von  1859 — 1871. 


Jahr 

Durchschnittlich 

angelegtes 

Kapital 

Erzielter 

Gewinn 

1 

in  % des  an- 
gelegten 
Kapitales 

1 

in  1000  fl. 

1859 

1 850 

116 

6,27 

1860 

1 000 

83 

8,3 

1861 

518 

69 

13,3 

1862 

855 

91 

10,64 

1863 

1 325 

97 

7,32 

1864 

1 500 

84 

5,6 

1865 

i 1 660 

123 

7,4 

1866 

2 033 

140 

6,89 

1867 

817 

97 

11,87 

1868 

787 

118 

14,99 

1869 

1 800 

199 

11. 

1870 

970 

145 

14,94 

1871 

1 486 

227 

15,28 

Bei  der  Filiale  Mainz  und  der  Agentur  zu  Frank- 
furt betrug  also  in  der  Zeit  von  1859  bis  1863  der 
Durchschnittsgewinn  9,16  o/o  des  tätigen  Kapitals.  Die 
Frankfurter  Filiale  entwickelte  sich  ebenfalls  von  1864 
bis  1871  in  steigender  Tendenz  und  erbrachte  eine 
Durchschnittsrente  von  10,87  o/o. 

Im  Gegensatz  hierzu  machte  die  Darmstädter  Bank 
mit  der  Straßburger  Kommandite  trübe  Erfahrungen, 
Schon  1873  entschloß  sie  sich  zur  Liquidation  des 
von  ihr  kommandierten  Bankhauses,  weil  sich  die  Firma 
mit  einer  größeren  Summe  bei  der  Neubegründung 
eines  industriellen  Unternehmens,  der  Societe  miniere 
et  metallurgique  de  Maiziers  les  Metz,  ohne  Zustim- 
mung der  Darmstädter  Bank,  beteiligt  hatte,  wozu  sie 
laut  Gesellschaftsvertrag  nicht  berechtigt  war.  Im  Laufe 
des  Jahres  1874  wurde  die  Liquidation  vollständig 
durchgeführt  und  die  Darmstädter  Bank  übernahm  die- 
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jenigen  Aktiven,  welche  nicht  sofort  flüssig  gemacht 
werden  konnten.  Darunter  befand  sich  eine  ziemlich 
hohe  Beteiligung  bei  dem  oben  erwähnten  industriellen 
NX' erke.  Um  nun  die  bereits  in  das  Unternehmen  ge- 
steckten Kapitalien  zu  retten,  mußte  die  Bank  in  das 
Beteiligungsverhältnis  eintreten,  was  mit  Zustimmung 
aller  übrigen  Beteiligten  dieser  Gesellschaft  in  der  Art 
geschah,  daß  die  Darmstädter  Bank  120  000  Frs.  Stamm- 
aktien und  1Q50000  Frs.  Prioritätsaktien  übernahm. 
Aber  angesichts  der  äußerst  prekären  Lage  der  Eisen- 
industrie wurden  die  übernommenen  Prioritätsaktien 
nur  zu  einem  sehr  mäßigen  Kurs  in  die  Bilanz  auf- 
genommen und  der  dadurch  entstandene  Ausfall  durch 
disponible  Beträge  aus  dem  Delcrederekonto  gedeckt, 
während  die  Stammaktien  ganz  abgeschrieben  wurden. 
Unter  der  ungünstigen  Konjunktur  in  der  Eisenin- 
dustrie war  aber  an  eine  Inbetriebsetzung  dieses  Werkes 
nicht  zu  denken,  und  so  schritt  man  denn  1879  zur 
entgültigen  Liquidation. 

Im  Jahre  1871  waren  außer  den  Kommanditen  in 
Straßburg  und  Brüssel  noch  solche  gegründet  worden 
in  Halle,  Dresden  und  Kassel.  Bei  der  Firma  Lotz, 
Betcke  & Co.  in  Kassel  beteiligte  sich  die  Darmstädter 
Bank  und  von  Cramer-Klett  in  München  als  Kom- 
manditisten. Da  aber  das  Geschäft  der  Firma  ein  so 
geringes  war,  und  die  Beteiligung  nicht  lohnend  er- 
scheinen ließ,  wurde  bereits  1879  ohne  Verlust  und 
unter  gütlichem  Einvernehmen  die  Liquidation  be- 
schlossen und  durchgeführt. 

In  Halle  an  der  Saale  war  die  Darmstädter  Bank 
bei  der  Firma  Zeising,  Arnhold,  Henrich  & Co.  als 
Kommanditistin  beteiligt.  Bei  Ablauf  des  bestehenden 
Vertrages  trat  aber  diese  Kommandite  in  Liquidation. 
Dagegen  machte  Hermann  Arnhold,  ein  bisheriger 
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Inhaber  der  vorgenannten  Firma,  ein  neues  Bankge- 
schäft auf,  am  1.  Januar  1888,  unter  der  Firma  Hermann 
Arnhold  & Co.  Bankkommanditgesellschaft.  An  diesem 
Unternehmen  war  die  Darmstädter  Bank  in  Gemein- 
schaft mit  den  A.  Riebeckschen  Montanwerken  und 
dem  Bankier  Oskar  Zeising  in  Halle  a.  d.  Saale  als 
> Kommanditistin  beteiligt.  In  den  70  er  Jahren  wurde 

auch  unter  Beteiligung  von  Cramer-Klett  bei  der  Firma 
Fink  8t  Scheibius  in  Mailand  eine  Kommandite  be- 
gründet, die  bis  zum  Jahre  1879  bestand. 

ln  den  80  er  Jahren  wurden  noch  in  Karlsruhe, 
Danzig,  Straßburg  und  Mannheim  und  in  den  90er 
Jahren  in  München  Kommanditen  errichtet,  ferner  in 
Bukarest  bei  der  Firma  Marmorosch,  Blank  8t  Co. 
und  in  Berlin  bei  dem  Hause  Robert  Warschauer  8: 
Co.  Im  Jahre  ihres  50jährigen  Bestehens  besaß  die 
^ Darmstädter  Bank,  nachdem  Ende  1902  die  Wiener 

Kommandite  Dutschka  & Co.  in  die  Wechselstuben- 


Aktiengesellschaft  ,, Merkur“  übergeleitet  worden  war, 
folgende  Kommanditen: 

in  Berlin:  Robert  Warschauer  & Co. 

Halle  a.  S. : Hermann  Arnold  & Co. 

Dresden : Albert  Kuntze  8:  Co. 

Mainz:  Schmitz,  Heidelberger  & Co. 
Mannheim:  Wingenroth,  Soherr  & Co. 
Neustadt  a.  d.  H.:  Eduard  Loeb  & Co. 
Heilbronn:  Rümelin  8:  Co. 

Bukarest:  Marmorosch,  Blank  & Co. 

Die  letztere  Kommandite  wurde  später  mit  der  Wirkung 
vom  1.  Januar  1905  ab  in  eine  Aktiengesellschaft:  Banca 
Marmorosch,  Blank  & Co.  umgewandelt  und  blieb 
die  Darmstädter  Bank  mit  einem  angemessenen  Aktien- 
besitz daran  beteiligt. 
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Die  bedeutendste  dieser  komrnanditorischen  Be- 
teiligungen war  unstreitig  die  bei  dem  Berliner  Bank- 
hause Robert  Warschauer  & Co.,  und  betrug  die- 
selbe 20  Millionen  Mark.  Die  Bank  mußte  zum 
Zwecke  der  Kommanditierung  ihr  Aktienkapital  um 
25  Millionen  Mark  erhöhen.  Diese  Erhöhung  kam  der 
Darmstädter  Bank  im  Jahre  1899  sehr  gelegen^),  inso- 
fern als  sie  durch  die  Verstaatlichung  der  hessischen 
Ludwigsbahn  im  Jahre  1897  einen  Kunden  verloren 
hatte,  der  ihr  alljährlich  zu  bestimmten  Zeiten  große 
Geldsummen  zur  Verfügung  stellte,  die  im  Durchschnitt 
auf  etwa  10  Millionen  zu  veranschlagen  waren.  Der 
Wegfall  einer  so  großen  Summe  machte  sich  immerhin 
bei  den  verfügbaren  Geldern  der  Bank  fühlbar  und 
die  Erhöhung  des  Aktienkapitals  um  25  Millionen  Mark 
bildete  quasi  einen  Ersatz  für  den  Ausfall  dieser  Depo- 
sitengelder. 

Die  Kommanditeinlage  betrug  20  Millionen  Mark, 
die  in  der  Weise  zahlbar  waren,  daß  Robert  Warschauer 
& Co.  nominal  25  Millionen  junge  Aktien  der  Darm- 
städter Bank  zum  Kurse  von  1200/o  übernahm,  unter 
Herauszahlung  des  überschießenden  Betrages.  Unter 
Führung  der  Darmstädter  Bank  bildete  sich  ein  Kon- 
sortium, das  20  Millionen  dieser  Aktien  von  der  Firma 
Warschauer  & Co.  bezog  mit  der  Verpflichtung,  den 
alten  Aktionären  dieselben  zum  Kurse  von  146  o/o  mit 
14  tägiger  Frist  zum  Bezüge  anzubieten,  während  die 
restierenden  5 Millionen  Aktien  in  dauerndem  Besitz 
der  Firma  Robert  Warschauer  & Co.  blieben.  Aus 
der  hierbei  sich  ergebenden  Kursdifferenz  wurde  das 
für  die  Kommanditbeteiligung  zu  zahlende  Aufgeld  be- 
glichen. 

1)  Frankfurter  Zeitung  1898,  Or.  96. 
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Durch  die  Kommanditierung  mit  Robert  War- 
schauer & Co.  trat  die  Darmstädter  Bank  nicht  nur 
in  Beziehung  zur  russischen  Regierung,  sondern  auch 
zu  einer  ganzen  Reihe  von  Industrieunternehmungen, 
so  daß  die  enge  Verbindung  für  die  Bank  von  großem 
Vorteil  war,  der  in  den  großen  Transaktionen  zum 
Ausdrucke  kam.  Die  Beziehungen  zwischen  beiden 
Häusern  wurden  immer  inniger,  so  daß  die  Darm- 
städter Bank  1904  sich  zur  endgültigen  Fusion  mit 
dem  Hause  Robert  Warschauer  & Co.  entschloß  und 
zu  diesem  Zwecke  ihr  Kapital  um  weitere  22  Millionen 
Mark  erhöhte.  Von  dieser  Fusion  wird  an  anderer 
Stelle  ausführlich  die  Rede  sein. 

Auch  in  Pforzheim  wurde  eine  neue  Kommandite 
gegründet  bei  der  Firma  Fould  & Co.,  während  in 
iNeustadt  a.  d.  Haardt  in  dem  gleichen  Jahre  an  Stelle 
der  Kommandite  eine  Zweigniederlassung  ins  Leben 
gerufen  wurde. 

Am  1.  Januar  1906  wurde  die  Kommandite  in 
Halle  a.  d.  S.  entsprechend  dem  LJmfange  ihres  Ge- 
schäftes in  eine  Filiale  verwandelt,  so  daß  Ende  1907 
sich  nur  noch  Kommanditen  befanden:  ln  Mainz,  Heil- 
bronn, Pforzheim  und  Mannheim. 

In  der  Tat  hatte  bei  der  Darmstädter  Bank  eine 
Änderung  dieses  Systems  stattgefunden.  Es  hatte  sich 
bei  ihr  die  Überzeugung  gebildet,  daß  das  System  der 
Kommanditen  nicht  mehr  für  ihre  Zwecke  allein  aus- 
reiche, insonderheit  weil  andere  mächtige  Großbanken 
in  den  letzten  Jahren  auf  dem  Plane  erschienen  waren 
und  mit  einem  weitverzweigten  Netz  von  Filialen  und 
anderen  Zweigniederlassungen  in  einen  erfolgreichen 
Konkurrenzkampf  eingetreten  waren. 

Schon  Mitte  der  1870  er  Jahre  zeigte  sich  deutlich, 
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■ wie  langsam  aber  stetig  das  bei  den  Kommanditen 

angelegte  Kapital  abnimmt.  Betrug  es 
1875;  noch  13029000  Mk.,  so  ist  es 
1897:  nur  noch  7854  000  Mk.,  trotzdem  in  dieser 
Zeit  sich  das  Aktienkapital  von  ()0  Millionen  auf  80 
Millionen  erhöht  hatte.  Allerdings  stieg  im  Jahre  1891 
das  eingezahlte  Kommanditkapital  auf  28  Millionen 
Mark,  doch  rührte  diese  Erhöhung  einzig  und  allein 
her,  von  der  Beteiligung  mit  20  Millionen  Mark  bei  dem 
Hause  Warschauer  & Co.  Bei  der  Fusion  der  Bank 
mit  dieser  Firma  sanken  im  Jahre  1905  die  Kommandit- 
beteiligungen  wieder  auf  8 Millionen. 

Im  allgemeinen  waren,  wie  bereits  schon  oben 
gesagt,  die  erzielten  Gewinne  ziemlich  befriedigend  i). 
So  betrug  das  Durchschnittserträgnis : 

1859—1871  10,75  0/0 

1871—1880  8,8  0/0 

1881—1897  7,6  O q 

1898—1904  6,9  0/0 

Im  Jahre  1905  verzinste  sich  allerdings  das  ein- 
gezahlte Kapital  von  8 Millionen  mit  ca.  13  o/o,  dabei 
ist  aber  zu  beachten,  daß  darunter  der  Anteil  der 
Darmstädter  Bank  an  zur  Ausschüttung  gelangten  Ge- 
winnreserven zweier  Kommanditen  enthalten  war. 

Im  Laufe  der  Jahre  hatte  sich  eine  ganze  Reihe 
von  Kommanditen  aufgelöst,  teils  aus  geschäftlichen, 
teils  aus  persönlichen  Gründen  und  teils  wegen  un- 
genügender Geschäftsführung  und  Resultate ; denn  das 
Gedeihen  dieser  Unternehmungen  hängt  wesentlich  von 
der  richtigen  Auswahl  der  leitenden  Persönlichkeiten 
ab,  und  aus  einer  schlechten  Wahl  erwachsen  oft  be- 
deutende Verluste,  wie  z.  B.  bei  der  Leipziger  Korn- 
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Entwicklung  und  Ertrag  der  Kommanditen  von 

1871  — 1905. 


)ahr 

Angelegtes 

Kapital 

Erzielter 

Gewinn 

in  ^'0  des 
angelegten 

in  1000  Hk. 

Kapitals 

1871 

7 553 

1 416 

18,75 

1872 

10  189 

1 514 

14,86 

1873 

12  869 

833 

6,47  1) 

1874 

12821 

903 

7,04 

1875 

13  029 

694 

5,32 

1876 

12  581 

737 

5,86 

1877 

12  063 

674 

5,59 

1878 

12018 

686 

5,79 

1879 

11  176 

1 075 

9,62 

1880 

11  270 

945 

8,38 

1881 

9 457 

863 

9,13 

1882 

9 439 

532 

5,61 

1883 

9 192 

659 

7,16 

1884 

9 670 

517 

5,35 

1885 

9 352 

630 

6,74 

1886 

8 996 

653 

7,26 

1887 

7 830 

610 

7,78 

1888 

7 744 

778 

10,05 

1889 

8 756 

790 

9,02 

1890 

8 764 

672 

7,66 

1891 

8 732 

560 

6,41 

1892 

8 663 

573 

6,60 

1893 

9 034 

578 

6,39 

1894 

8 478 

680 

8,02 

1895 

8 450 

799 

9,46 

1896 

8 578 

623 

7,26 

1897 

7 854 

799 

10,17 

1898 

27  551  2) 

2 180 

7,88 

1899 

27  148 

2 634 

9,68 

1900 

27  145 

1 836 

6,76 

1901 

28  043 

1 334 

4,75 

1902 

28  558 

1 752 

6,13 

1903 

28  169 

1 801 

6,39 

1904 

28  279 

1 952 

6,90 

1905 

8 021 

1 041 

12,98 

1)  Der  Grund  des  plötzlichen  Rückganges  der  Erträgnisse 
liegt  in  dem  Darniederliegen  des  laufenden  Bankgeschäftes,  wel- 


ches in  den  kommanditierten  Häusern  besonders  gepflegt  wurde, 
2)  Kommanditbeteiligung  mit  20  Millionen  bei  Robert  War- 
schauer & Co.  in  Berlin. 
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mandite.  Mit  der  Zeit  genügten  aber  die  Kommanditen, 
namentlich  in  größeren  Städten,  nicht  mehr  den  An- 
forderungen und  Vergrößerungen  des  Geschäftskreises 
der  Darmstädter  Bank,  weil  in  der  Errichtung  von 
Flialen  und  Zweiganstalten  der  Konkurrenzbanken  der 
Darmstädter  Bank  gefährliche  Gegner  erwuchsen.  Sie 
sah  sich  deshalb  genötigt  in  anderer  Form  neue  und 
feste  Stützpunkte  für  die  Ausdehnung  des  Geschäfts- 
betriebes zu  schaffen,  nämlich,  durch  Errichtung  eines 
Netzes  von  Zweigniederlassungen  und  Depositenkassen, 
die  der  Bank  als  Saugwurzeln  dienen  sollten. 

Die  Zweigniederlassungen  und  Depositen- 
kassen  wurden  seit  1900  unter  der  Ära  Dernburg- 
Rieber  systematisch  ausgebaut,  ln  Hannover  und  Straß- 
burg i.  E.  errichtete  man  Flialen,  in  Stettin  erwarb 
die  Darmstädter  Bank  das  alteingesessene  Bankhaus 
Hausig,  und  riet  so  die  Pommerische  Depositenkasse 
und  Wechselstube  für  Handel  und  Industrie  ins  Leben. 
In  Güstrow  i.  Mecklenb.  wurde  eine  Bank-  und  Ge- 
treidefirma angekauft  und  daraus  eine  landwirtschaft- 
liche Abteilung  gebildet.  1903  wurde  diese  Depositen- 
kasse nach  Rostock  verlegt  und  dann  unter  günstigen 
Bedingungen  an  die  Vereinsbank  in  Wismar  abgetreten, 
die  auf  diese  Weise  in  nähere  Beziehungen  zur  Darm- 
städter Bank  trat.  Weitere  Depositenkassen  wurden 
in  Leipzig,  Offenbach  und  Gießen  gegründet,  da  durch 
den  Wegfall  der  Bank  für  Süddeutschland  die 
beiden  letztgenannten  Depositenkassen  wünschenswert 
schienen. 

In  Berlin  selbst  wurden  von  Jahr  zu  Jahr  in  allen 
lebhafteren  Geschäftszentren  Depositenkassen  errich- 
tet, die  in  erster  Linie  dazu  dienen  sollten,  das  Kunden- 
geschäft bedeutend  zu  vergrößern  und  der  Bank  selbst 
möglichst  viele  Depositengelder  zuzuführen.  Die  Zahl 
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der  Wechselstuben  und  Depositenkassen  in  der  Reichs- 
hauptstadt betrug: 

1902  1903  1904  1905  1906  1907  1908  1909  1910 

5 9 10  14  19  22  22  25  29 

Die  gewaltige  Ausbreitung  dieses  Depositenkassen- 
kreises in  Berlin  zeigt,  wie  recht  die  Darmstädter  Bank 
daran  getan  hatte,  den  Schwerpunkt  ihrer  geschäft- 
lichen Tätigkeit  1871  nach  Berlin  zu  verlegen,  das 
seit  dieser  Zeit  der  Hauptplatz  der  Spekulation  ge- 
worden war.  Durch  die  Erklärung  zur  Reichshaupt- 
stadt, durch  die  zentrale  Lage  und  als  Eisenbahn- 
knotenpunkt, war  Berlin  auch  wirklich  dazu  geeignet, 
in  dem  neu  geschaffenen  Reiche  das  Zentrum  des 
Börsen-  und  Bankverkehrs  zu  werden. 

Rechtzeitig  erkannte  die  Darmstädter  Bank  diese 
wachsende  Bedeutung  Berlins  und  sie  schrieb  bereits 
in  ihrem  Geschäftsbericht  von  1870  folgendes:  ,,Die 
Folgen  der  großen  Ereignisse,  vor  allem  die  errungene 
Einheit  des  deutschen  Volkes,  die  Wiedervereinigung 
wichtiger  Grenzlande  mit  demselben,  werden  auch  auf 
unser  Institut  einen  mächtigen  Einfluß  äußern.  Sie 
werden  unsern  Wirkungskreis  erweitern,  ln  gewisser 
Beziehung  werden  wir  aber  auch,  durch  die  wachsende 
Bedeutung  von  Berlin  als  Reichshauptstadt,  den  Schwer- 
punkt unserer  Aktion  verschieben  müssen.  Alsbald  nach 
gesichertem  Frieden  haben  denn  auch  die  Organe  der 
Bank  die  Errichtung  einer  Zweigniederlassung  der- 
selben unter  unserer  eigenen  Firma  in  Berlin,  wozu  die 
auf  das  neue  Reich  übergegangene  Gesetzgebung  des 
Norddeutschen  Bundes  die  Wege  geebnet,  fest  ins  Auge 
gefaßt  und  diesen  wichtigen  Schritt  soweit  vorbereitet, 
daß  wir  seine  Ausführung  als  nahe  bevorstehend  be- 
zeichnen dürfen.“ 
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Bereits  im  folgenden  Jahre  wurde  die  Filiale  in 
Berlin  errichtet,  die  sich  stetig  entwickelte  und  zu  nie 
geahnter  Größe  anwuchs,  so  daß  im  Laufe  der  Zeit 
die  ganze  Leitung  der  Bank  nach  Berlin  verlegt  wurde; 
während  die  Zentrale  in  Darmstadt  dagegen  immer 
mehr  an  Bedeutung  verlor.  Gerade  bei  der  Darmstädter 
Bank  kann  man  die  interessante  Tatsache  beobachten, 
wie  sich  dieselbe  zunächst  zu  einer  Frankfurter 
Bank  entwickelte  seit  der  Gründung  einer  Filiale  dort- 
selbst  und  seit  1870  sich  dann  zu  einer  rein  Berliner 
Großbank  ausbildete.  Heute  ist  die  Bedeutung 
Darmstadts  so  geschwunden,  daß  eigentlich  nur  noch 
der  Name  historischen  Wert  hat. 

Entsprechend  der  steigenden  Kapitalmacht,  ging 
das  Bestreben  der  Direktion  dahin,  wie  wir  bereits  oben 
gesehen  haben,  das  Filialnetz  immer  mehr  zu  er- 
weitern. Ein  ganz  besonderer  Vorzug  des  Filialsystems 
war  der,  daß  die  Bank  die  Basis  ihrer  Tätigkeit  ver- 
breiterte und  damit  das  Risiko  mehr  verteilte;  sie 
hatte  wohl  eingesehen,  daß  das  Aktienkapital  allein 
nicht  dazu  ausreichen  würde,  die  großartigen  Finanz- 
operationen durchzuführen,  und  daß  man  zu  diesem 
Zwecke  die  im  Lande  zerstreut  liegenden  Kapitalien 
sammeln  müsse.  Gerade  seit  IQOO  finden  wir  nun 
einen  systematischen  Ausbau  des  Filial-  und  Depositen- 
kassensystems. 

Außer  den  bereits  oben  genannten,  erfolgte  in  rascher 
Folge  die  Gründung  von  Depositenkassen  und  Filialen 
1905:  in  Forst,  Guben,  Kottbus  und  Lahr,  während 
in  demselben  Jahre  die  Kommandite  Halle  a.  S.,  dem 
Umfang  ihres  Geschäfts  entsprechend,  in  eine  Filiale 
umgewandelt  wurde. 

Desgleichen  sah  sich  im  folgenden  Jahre  die  Bank- 
genötigt,  die  Depositenkasse  in  Stettin  zu  einer  Filiale 
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zu  erweitern,  der  sich  ein  Jahr  darauf  eine  weitere 
Depositenkasse  in  Prenzlau  angliederte. 

Anstelle  der  schon  längere  Zeit  bestehenden  Agen- 
turen in  Greifswald  und  Stargard,  wurden  Depositen- 
kassen dortselbst  errichtet;  in  Butzbach  und  Sorau 
gründete  man  Agenturen,  die  abhängig  waren  von 
^ Gießen  resp.  Forst  i.  L. 

Neue  Zweigniederlassungen  sind  1907  hinzugetreten 
in  Neustadt  a.  d.  H.  und  Landau  (Pfalz)  und  Freiburg 
i.  Br.  und  1908  in  Quedlinburg  und  Sangerhausen. 

Die  Niederlassungen  der  Bank  wurden  1909  um 
eine,  in  Mannheim  unter  Übernahme  der  Firma  Wingen- 
roth,  Soherr  & Co.,  an  der  sie  bereits  kommanditistisch 
beteiligt  war,  errichtete  Filiale  vermehrt,  dagegen  ist 
die  Depositenkasse  in  Lahr  mit  dem  Jahresschluß  auf- 
gegeben worden. 

Die  vollständige  Aufnahme  der  Bayrischen  Bank 
für  Handel  und  Industrie  in  München  hatte  zur  Folge, 
daß  die  Darmstädter  Bank  auch  Niederlassungen  in 
München,  Nürnberg  und  Fürth  erhielt.  Die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  besaß  am  1.  Januar  1911  in  fol- 
genden Städten  Niederlassungen : 

Hauptsitze:  Berlin  und  Darmstadt. 

Filialen:  Düsseldorf  — Frankfurt  a.  M.  — Halle 
a.  S.  — Hannover  — Leipzig  — Mannheim  — 
München  — Nürnberg  — Stettin  — Straßburg 

< i.  E. 

Niederlassungen:  Bamburg  — Kottbus  — Forst 
i.  L.  — Frankfurt  a.  O.  — Freiburg  i.  B.  — Fürth 
— Gießen  — Guben  — Landau  (Pfalz)  — Neu- 
stadt a.  d.  H.  — Offenbach  a.  M.  — Quedlinburg 
— Wiesbaden. 


A 


— 8ö  — 

Depositenkassen:  Berlin  (2Q)  — Darmstadt  — 
Hannover  (2)  — Leipzig-  (4)  — Greifswald  — 
Prenzlau  — Sorau  — Spreinberg  — Stargard  i.  P. 
Agenturen:  Alsfeld  (Oberhessen)  — Butzbach  — 
Herborn  — Pasewalk  — Sangerhausen  — 
Senftenberg. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  verfügt  also 
somit  über  ein  weit  verzweigtes  Netz  von  Filialen, 
Niederlassungen,  Depositenkassen  und  Agenturen,  ent- 
sprechend ihrer  gewaltigen  Kapitalmacht.  Ihre  Macht- 
sphäre wird  aber  noch  bedeutend  erweitert  durch 
Fusionen,  Interessengemeinschaften  und  Tochtergesell- 
schaften, wovon  in  einem  anderen  Kapitel  die  Rede 
sein  wird. 


V.  Kapitel. 

Dauernde  Beteiligungen  bei  Aktiengesellschaften. 

Von  jeher  war  die  Darmstädter  Bank  die  Trägerin 
des  Konzentrationsgedankens  gewesen.  Anfangs  ver- 
suchte sie,  wie  wir  aus  dem  vorigen  Kapitel  gesehen, 
auf  indirektem  Wege  durch  eine  Dezentralisierung  des 
Betriebes  eine  Konzentrierung  von  Kapitalien  herbei- 
zuführen und  zwar  durch  Errichtung  von  Filialen  und 
Kommanditen,  besonders  in  der  Zeit  vor  1870. 

Bei  dem  allgemeinen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
zu  Anfang  der  1870  er  Jahre  konnte  man  fast  gleich- 
zeitig bei  den  zwei  größten  deutschen  Kreditbanken, 
der  Diskontogesellschaft  in  Berlin  und  der  Darmstädter 
Bank  das  Bestreben  sehen,  sich  in  der  Provinz  eine 
angemessene  Vertretung  zu  sichern,  einmal  durch  die 
Angliederung  von  Provinzialbanken  bei  der  Diskonto- 
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gesellschaft,  und  dann  dadurch,  daß  die  Darmstädter 
Bank  einen  Kreis  von  Aktienbanken  um  sich  gruppierte, 
von  denen  jede  einen  besonderen  Zweig  des  Bankge- 
schäfts pflegte  und  die  alle  unter  der  Leitung  und  dem 
Einflüsse  der  Darmstädter  Bank  standen. 

Infolge  des  gewaltigen  Geschäftsaufschwungs  nach 
^ dem  glorreichen  Kriege  von  1870  71  sah  sich  die 

Darmstädter  Bank  genötigt,  eine  Konzentration  ihrer 
Geschäfte  und  Mittel  herbeizuführen  resp.  den  Ge- 
schäfts- und  Kundenkreis  zu  erweitern.  Ursprünglich 
suchte  sie  diesen  Zweck  durch  Gründung  von  Filialen 
und  Kommanditen  zu  erreichen. 

Anstelle  von  Kommanditen  und  Zweiganstalten  rief 
sie  seit  1871,  juristisch  selbständige  Aktienbanken  ins 
Leben,  zu  denen  sie  durch  Aktienbesitz  in  intime  Be- 
ziehungen trat.  Dadurch  war  sie  in  der  Lage,  dieGesell- 
^ schäften  genau  zu  kontrollieren.  Durch  diesen  neu 

beschrittenen  Weg  hoffte  sie  das  System  der  Komman- 
diten in  Zukunft  zu  ersetzen. 

Beide  Formen  boten  die  Möglichkeit,  die  Zwecke 
der  Bank  an  auswärtigen  Plätzen  unter  beschränkter 
Haftbarkeit  zu  fördern  und  zu  erreichen  ^).  Die  Kom- 
mandite  hatte  die  Schattenseite,  daß  das  Etablissement 
nicht  allein  in  seinen  Erfolgen,  sondern  auch  in  ge- 
wissem Sinne  in  seiner  Existenz  an  die  Person  des 
Leiters  gebunden  war.  Die  Aktiengesellschaft  dagegen 
bot  die  Schwierigkeit  mit  voller  Sicherheit  den  Ein- 
fluß der  Bank,  den  man  für  ein  gedeihliches  Zusammen- 
wirken für  nötig  erachtete,  zu  bewahren. 

Der  Endzweck  der  Darmstädter  Bank  ging  nun 
dahin,  einen  wohl  fundierten  Kreis  von  Bankinstituten 
zu  schaffen  1),  welche,  bei  strengster  Teilung  der  Arbeit 

0 Vgl.  Geschäftsbericht  1871. 
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und  der  Resultate,  wie  des  Risikos,  das  gesamte  Ge- 
biet des  Bankwesens  umfassend,  ihre  Zwecke  gegen- 
seitig dauernd  und  erfolgreich  fordern  können. 

Schon  gleich  bei  Beginn  des  Jahres  1856  hatte 
bereits  die  Darmstädter  Bank  diese  Form  gewählt  und 
unter  ihrer  Mitwirkung  war  die  Bank  für  Süd- 
deutschland ins  Leben  gerufen  worden.  Fortan  stand 
diese,  „als  Ergänzung  der  Darmstädter  Bank  überall 
wünschenswerte  Zettelbank,  durch  dieselbe  Verwal- 
tung geleitet,  der  Darmstädter  Bank  zwar  selbständig 
aber  dennoch  wesentlich  ergänzend  zur  Seite.  Durch 
gegenseitige  Unterstützung  und  geschäftliche  Bezieh- 
ungen wurden  ihre  finanziellen  Kräfte  vermehrt“.  So 
vermittelte  die  Darmstädter  Bank  ihre  Diskontobezüge 
(G.  B.  1856).  Die  Bank  für  Süddeutschland  besaß 
Niederlassungen  in  Frankfurt  a.  M.,  Stuttgart,  Mün- 
chen, Straßburg,  Mainz,  Offenbach,  Worms  und  Gießen. 
Ein  weiterer  Vorteil  war  der  Umstand,  daß  die  Bank 
für  Süddeutschland  zum  Teil  bei  einigen  süddeutschen 
Kommanditen  der  Darmstädter  Bank  Notendepots  er- 
richtete und  diese  Kommanditen  dadurch  in  die  Lage 
setzte,  jederzeit  über  flüssige  Mittel  zu  verfügen. 

Die  günstigen  Erfahrungen,  die  die  Darmstädter 
Bank  mit  dem  Schwesterinstitut  gemacht  hatte,  ver- 
anlaßten  sie  den  eingeschlagenen  Weg  der  Arbeits- 
teilung zu  Anfang  der  1870  er  Jahre  weiter  zu  ver- 
folgen, wesentlich  beeinflußt  durch  die  günstige  Lage 
des  Geldmarktes  und  den  Aufschwung  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete. 

Wohl  wissend,  daß  diese  glänzende  Wirtschafts- 
periode, zu  einer  vermehrten  Beachtung  und  Benutzung 
auch  des  Immobiliarkredits,  sowie  zu  einer  Steigerung 
der  Immobiliarwerte  und  zu  vermehrter  spekulativer 
Tätigkeit  führen  werde,  bestimmte  die  Darmstädter 
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Bank,  die  Kultivierung  des  Bodenkredits  und  der  Immo- 
biliargeschäfte, wenn  auch  nur  indirekt,  in  die  Kreise 
ihrer  Aufgabe  zu  ziehen  i).  Dem  System  der  Arbeits- 
teilung, welches  schon  in  dem  Nebeneinanderbestehen 
der  Darmstädter  Bank  und  der  Bank  für  Süddeutsch- 
land seinen  Ausdruck  gefunden  hatte,  blieb  die  Darm- 
^ Städter  Bank  auch  jetzt  treu. 

Im  Verein  mit  Firmen  ersten  Ranges  rief  sie  zwei 
Etablissements  ins  Leben,  deren  eines,  die  Süd- 
deutsche Bodenkreditbank  in  München,  be- 
stimmt war,  dem  Immobiliarkredit  in  derselben  strengen 
Weise  zu  dienen,  wie  die  Bank  für  Süddeutschland 
dem  Mobiliarkredit.  Das  andere  neu  gegründete  Institut, 
die  Süddeutsche  Immobiliengesellschaft  in 
Mainz,  sollte  auf  spekulativem  Gebiet  diejenige  Auf- 
gabe erfüllen,  welche  der  Darmstädter  Bank  betreffs 
des  Mobiliarkredites  zugewiesen  wari). 

Durch  Übernahme  eines  großen  Postens  Aktien 
dieser  neuen  Gesellschaften  und  durch  die  Teilnahme 
befreundeter  Personen  an  der  Organisation  und  Ver- 
waltung, hatte  sich  die  Darmstädter  Bank  einen  dau- 
ernden Einfluß  zu  sichern  gewußt. 

Ein  weiteres  Glied  in  diesem  Bankenring  wurde 
geschaffen  durch  die  Errichtung  der  Amsterdamer 
Bank,  die  mit  einem  Aktienkapital  von  10  Millionen 
holländischen  Gulden  ausgestattet  wurde,  und  in  deren 
Aufsichtsrat  drei  Direktoren  der  Darmstädter  Bank 
delegiert  wurden. 

« In  diesen  Kreis  von  Banken  gliederte  sich  noch 

an,  1877  und  78,  die  Ungarische  Escompte-  und 
Wechselbank  in  Pest  und  von  1881  ab  die  Württem- 
bergische  Bankanstalt  in  Stuttgart. 

T Geschäftsbericht  1871. 
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Die  Württembergische  Bankanstalt  vorm. 
Pflaum  & Co.  1)  war  hervorgegangen  aus  dem  Stutt- 
garter Bankhaus  El.  Pflaum,  bei  dem  bereits  am  1.  Juli 
1866  die  Darmstädter  Bank  kommanditiert  war.  Im 
Jahre  1881  wurde  durch  die  Bank  für  Handel  und 
Industrie  die  Kommanditgesellschaft  in  eine  Aktien- 
gesellschaft umgewandelt,  und  die  Darmstädter  Bank 
war  durch  namhaften  Aktienbesitz  und  Delegation  von 
Direktoren  in  den  Aufsichtsrat  immer  lebhaft  interes- 
siert. Für  die  Umwandlung  der  Firma  Pflaum  & Co. 
in  eine  Aktiengesellschaft  waren  zunächst  bestimmend 
Erwägungen  allgemeiner  Natur;  die  rasch  zunehmende 
Entwicklung  von  Handel  und  Industrie  in  Württemberg 
und  die  hierdurch  gesteigerten  Bedürfnisse  für  die 
Gewährung  größerer  Bankkredite,  ferner  der  Umstand, 
daß  für  ein  Bankunternehmen  die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft, welche  der  leichteren  Kapitalbeschaffung  diente, 
den  Vorzug  vor  der  seitherigen  Form  der  Kommandit- 
gesellschaft gab.  Speziell  aber  war  von  entscheidendem 
Einfluß  der  durch  die  Aktienform  ermöglichte  Abschluß 
eines  Kartellvertrages  mit  der  seit  1869  als  Aktienge- 
sellschaft bestehenden  Württemberg.  Vereinsbank.  Die- 
ser abgeschlossene  Kartellvertrag,  auf  die  Dauer  von 
50  Jahren,  schloß  jede  schädigende  Konkurrenz  der 
beiden  Banken  aus,  ohne  daß  die  Selbständigkeit  beider 
Institute  nach  außen  gefährdet  oder  die  freie 
Entwicklung  und  Entfaltung  der  einzelnen  Geschäfts- 
zweige beeinträchtigt  wurde.  Die  hier  gewählte  Art 
des  Zusammenschlusses  zweier  Banken,  wonach  sie 
Gewinn  und  Verlust  gemeinschaftlich  im  Verhältnis 
des  beiderseitigen  Grundkapitales  berechnen,  und  durch 
eine  engere  gemeinschaftliche  Geschäftsleitung  die 

1)  Vgl.  Geschäftsbericht  zum  25jährigen  Jubiläum  der  Würt- 
tembergischen  Bankanstalt. 
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Durchführung  der  Geschäfte  nach  einheitlichen  Grund- 
sätzen Gewähr  leisten,  im  übrigen  aber  nach  außen 
hin  selbständig  auftreten  können,  hat  sich  derart  be- 
währt, daß  in  neuerer  Zeit  sowohl  Großbanken  als 
auch  bedeutende  industrielle  Unternehmungen  dem 
Beispiel  der  beiden  württembergischen  Institute  ge- 
\ folgt  sind.  Die  enge  Verbindung  der  beiden  Bankin- 

4 

stitute  blieb  ohne  nachteiligen  Einfluß  auf  die  Fort- 
setzung der  alten  freundschaftlichen  Beziehungen  der 
Vorgängerin  der  Württembergischen  Bankanstalt  zu 
einer  Reihe  bedeutender  auswärtiger  Bankfirmen  und 
besonders  zu  der  Darmstädter  Bank  mit  ihren  Zweig- 
niederlassungen. Die  Darmstädter  Bank  ist  noch  heute 
durch  drei  Mitglieder  im  Aufsichtsrat  vertreten  (vgl. 
hierzu  Berliner  Aktionär  1906). 

Äußerlich  zeigte  sich  der  Einfluß  der  Darmstädter 
Bank  auf  die  einzelnen  Institute  darin,  daß  sie  einmal 
über  einen  großen  Aktienbesitz  verfügte  und  somit 
in  der  Generalversammlung  einen  ziemlichen  Druck 
ausüben  konnte,  und  dann  in  der  Tatsache,  daß  sie 
selbst  in  der  Verwaltung  der  Banken  durch  verschiedene 
ihrer  Mitglieder  vertreten  war. 

In  den  Bilanzen  von  1872  an  befindet  sich  unter 
der  Rubrik  ,, Dauernde  Beteiligungen  bei  anderen  Bank- 
geschäften“ der  jeweilige  Besitzstand  an  Aktien  der 
betreffenden  Institute. 

\^on  Jahr  zu  Jahr  wechselte,  wie  diese  Tabelle  zeigt, 
der  Bestand;  betrug  er  1872  rund  4,9  Mill.,  so  stieg 
er  1874  auf  9,8  Millionen,  um  sich  dann  von  Jahr  zu 
Jahr  zu  vermindern,  bis  er  1889  schließlich  nur  noch  die 
Höhe  von  3,2  Millionen  erreichte.  Auch  die  Erträgnisse 
schwankten  ganz  bedeutend.  Brachte  dieser  dauernder 
Besitz  in  den  Jahren  1875/76  einen  ziemlichen  Ver- 
lust, so  warf  er  1879  eine  Rente  von  20,5  «o  ab,  wäh- 
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Dauernde  Beteiligungen  der  Aktiengesellschaften 

1872— 1SS9. 


Jahr 

Kapitalanlage 
in  Aktien 

Erzielter  Gewinn 
j inki.  4^0  Buch- 
1 zinsen 

in  ^0  der  ange^ 
legten  Summen 

1872 

1 4 995  735 

- 

t 

1873 

! 8411161 



1 

1874 

i 9 799  063 

325  817 

3,32 

1875 

I 8 784  040 



1876 

‘ 8 590  273 



1877 

7 317  026 

921  076 

1 12,59 

1878 

6 877  254 

1 

775  704 

11,28 

1879 

1 5 443  855  i 

1 113  140 

20,45 

1880  j 

5 477  034 

449  461 

8,25 

1881 

6 780  423 

382  085  i 

5,63 

1882 

5 924  409  ' 

540  576 

9,12 

1883 

5 441220  1 

248  386  j 

4,56 

1884 

5 525  920 

142  803  1 

2,77 

1885 

5 092  191 

154  479  1 

3,03 

1886 

4 750  800 

503  839  1 

10,6 

1887  i 

1 

4 220  677 

205  728 

4,87 

1888 

4 033  658 

193  921 

4,8 

1889  i 

3 265  468 

219  809 

6,7 

rend  er  wiederum  in  den  Jahren  1884  85  noch  nicht 
die  buchmäßigen  Zinsen  erbrachte.  In  den  Jahren 
1877  1889,  dem  Jahre,  in  dem  dieses  Konto  mit  den 

,, börsengängigen  Effekten'^  vereinigt  worden,  erbrach- 
ten die  Beteiligungen  durchschnittlich  etwa  gegen  7 o,o, 
wobei  das  Jahr  1879  mit  20  ob  nicht  mit  einbegriffen  ist. 

Diese  stetige  Abnahme  des  Kontos  ist  wohl  im 
allgemeinen  auf  den  spekulativen  Charakter 
dieser  Anlage  zurückzuführen.  Wenn  es  auch  der  Darm- 
städter Bank  in  erster  Linie  bei  der  Gründung  und 
Beteiligung  dieser  Aktienbanken  darum  zu  tun  war, 
ihren  Geschäftskreis  zu  erweitern  und  das  Risiko  dabei 
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zu  beschränken,  so  haben  doch  auch  entschieden  speku- 
lative Beweggründe  mitgespielt.  Schreibt  doch  die 
Darmstädter  Bank  in  ihrem  Geschäftsbericht  von  1875, 
,,daß  sie  ihre  Beteiligung  bei  diesen  Bankinstituten 
nicht  so  auffasse,  als  ob  sie  verhindert  wäre,  dann, 
wenn  die  Entwicklung  der  Kurse  und  ihre  Disposition 
eine  teilweise  Realisierung  derselben  als  angezeigt  er- 
scheinen lasse,  die  genannten  Bestände  zu  verringern‘L 
Als  ihr  nun  1870  ein  Wiener  Bankhaus  eine  hohen 
Gewinn  bringende  Offerte  auf  ihren  Besitz  an  Aktien 


Dividenden  der  Aktienbanken,  bei  denen  die 
Darmstädter  Bank  dauernd  beteiligt  war  von 

1872—1889. 


Jahr 

1 

Bank  für 
Süd' 
deutsch' 
land 

Amster'  , 
damer 
Bank 

Württem- 

bergische 

Bank' 

anstalt 

j 

Südd. 

Boden- 

kredit' 

bank 

Südd. 

Immo- 

bilien' 

Ges. 

Ungar.  ! 
Escompte  u. ! 
Wechsclbanki 

1872 

7 

-t’2 

! — 

8 

10  i 

— 

1873 

7,7 

0,7 

i 1 

9 

10 

— 

1874 

6,5 

6 

f 

I ! 

9,5 

1 

— 

1875 

6 

i 

9,5  ! 

i 

— 

1876 

5-/4 

4^/2 

9 

— 1 

— 

1877 

5^/4 

— 

8 

— ; 

9 

1878 

5’/4 

— 

8 

— 

11 

1879 

5Ve 

/ 

— 

8 

— 

— 

1880 

7*4 

— 

• 8 

— 

— 

1881 

5^'4 

71  0 

— 

7 

— 

— 

1882 

5^2 

7*2 

71/2 

i 6';2 

1 — ' 

— 

1883 

5Ve 

7‘/2 

7 

i 6 

1 

1884 

4,7 

6 

61/2 

6^2. 

— 

1885 

4-!-. 

i ö'Vi 

6 

61,' 2 

1 — 

— 

1886 

3^/s 

61,2 

6 

! 

— 

— 

1887 

3«/15 

7 

6 

6'  2 

l';2 

— 

1888 

3^/ 10 

71  4 

6-',3 

i 61 2 

! 2V'i2 

— 

1889 

4 

8 

71/2 

j 61;  2 

21,. 2 

i 

▲ 
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der  Ungarischen  Escompte-  und  Wechselbank  in  Pest 
machte,  bei  der  sie  sich  zwei  Jahre  vorher  interessiert 
hatte,  da  verkaufte  sie  sofort,  und  diese  Transaktion 
erbrachte  wohl  die  überaus  günstige  Rente  von  20,5  o/o 
im  Jahre  1.879. 

Die  Rentabilität  dieser  Beteiligungen  wurde  im  all- 
gemeinen dadurch  aufrechterhalten,  daß  die  Darm- 
städter Bank  durch  Verkäufe  ihren  Besitzstand  ver- 
ringerte. Die  hier  in  Betracht  kommenden  Aktienge- 
sellschaften haben  im  allgemeinen  günstige  Resultate 
gezeitigt;  mit  Ausnahme  der  Süddeutschen  Immo- 
biliengesellschaft in  Mainz,  die  in  den  Jahren  von  1864 
bis  1886  gar  keine  Dividende  ausschüttete. 

Bei  den  noch  bestehenden  Banken,  so  der  Amster- 
damer Bank  und  Württembergischen  Bankanstalt  ist 
die  Bank  noch  heutigen  Tages  durch  namhaften  Aktien- 
besitz und  durch  Delegation  ihrer  Direktoren  in  den 
Aufsichtsrat  der  betreffenden  Banken  lebhaft  interessiert 
und  zwischen  dem  Mutterinstitut  und  den  Tochtergesell- 
schaften bestehen  noch  intime  und  innige  Geschäfts- 
verbindungen. 


VI.  Kapitel. 

Gründung  von  Bankinstituten  als  Tochter- 
gesellschaften. 

Zur  Erweiterung  ihrer  Einflußsphäre  und  zur  Be- 
lebung ihrer  Geschäftstätigkeit  gründete  die  Darm- 
städter Bank,  oft  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Banken, 
eine  Reihe  von  Tochtergesellschaften,  bei  denen  die 
Bank  einen  weitgehenden  Einfluß  durch  Sitz  und 
Stimme  im  Aufsichtsrat  ausüben  kann.  Es  wurden 
gegründet : 
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1871  mit  einem  Aktienkapital  von  6 Millionen  hollän- 
dischen Gulden,  die  Amsterdamsche  Bank, 
zur  Pflege  des  deutsch-niederländischen  Geschäf- 
tes. Die  Darmstädter  Bank  steht  mit  ihr  noch 
heute  in  engster  Beziehung  und  ist  durch  3 Mit- 
glieder ihrer  Verwaltung  im  Aufsichtsrat  ver- 
^ treten. 

1881  Die  Württembergische  Bankanstalt  vorm. 
Pflaum  & Co.  Aktienkapital  10  Millionen 
Mark.  Auch  hier  hat  die  Darmstädter  Bank  2 
Mitglieder  ihrer  Direktion  in  den  Aufsichtsrat 
delegiert.  (Vgl.  S.  90.) 

1889  die  Deutsch-asiatische  Bank  zur  Pflege  der 
ostasiatischen  Geschäftsbeziehungen.  Der  Haupt- 
sitz war  Shanghai  und  sie  unterhält  12  Filialen: 
Berlin,  Hamburg,  Tientsin,  Tsingtau,  Hankow, 
Hongkong,  Kalkutta,  Tsinanfu,  Peking,  Yoko- 
hama, Kobe  und  Singapore.  Das  voll  eingezahlte 
Aktienkapital  beträgt  7500000  Shanghai-Taels.  Bei 
der  Begründung  beteiligten  sich  außer  der  Darm- 
städter Bank,  die  Deutsche  Bank,  die  Diskonto- 
gesellschaft, die  Dresdner  Bank,  die  Berliner 
Handelsgesellschaft,  der  A.  Schaaffhausensche 
Bankverein  und  die  Nationalbank  für  Deutsch- 
land. Die  Deutsch-ostasiatische  Bank  hatte  durch 
Konzession  vom  8.  Juni  1906  auf  Grund  des 
§ 3 des  Schutzgebietgesetzes  und  der  kaiserlichen 
Verordnung  über  die  Ausgabe  von  Banknoten  in 
den  Schutzgebieten  vom  30.  Oktober  1904  auf 
die  Dauer  von  15  Jahren  das  Recht  erhalten,  Bank- 
noten in  Abschnitten  von  1,  5,  10  und  25  mexi- 
kanischen Dollars  und  von  1,  5,  10  und  25  Taels 
durch  ihre  im  deutschen  Schutzgebiet  Kiautschau 
und  in  China  befindlichen  Niederlassungen  aus- 


interessen  wertvolle  Dienste  geleistet,  und  wesent- 
lich zur  Förderung  der  kommerziellen  Bezieh- 
ungen zu  dem  fernen  Osten  beigetragen. 

1894  Die  Banca  Commerciale  Italiano  in  Mai- 
land. Sie  war  das  zweite  von  einem  internatio- 
nalen Konsortium  von  Banken,  zu  dem  auch  die 
Darmstädter  Bank  gehörte,  gegründete  Bankunter- 
nehmen. Ende  der  1880  er  Jahre  war  eine  ge- 
waltige Geld-  und  Kreditkrisis  über  Italien  herein- 
gebrochen, denen  eine  ganze  Reihe  von  Banken 
zum  Opfer  fielen.  Als  gar  die  Banca  Generale 
insolvent  wurde,  bildete  sich  ein  Syndikat,  das 
aus  Darmstädter  Bank,  Diskontogesellschaft, 
Deutsche  und  Dresdner  Bank,  Berliner  Handels- 
gesellschaft und  Bleichröder  bestand,  zwecks 
Gründung  einer  deutschen  Bank  in  Italien,  die 
auch  am  12.  Oktober  1894  mit  einem  Kapital  von 
20  Millionen  Lires  Gold  in  Mailand  gegründet 
wurde.  Zwecks  Ausdehnung  des  Geschäftsbe- 
reiches wurden  auch  noch  schweizerische  und 
österreichische  Banken  hinzugezogen  und  bei 
einer  späteren  Kapitalerhöhung  im  Jahre  1900 
beteiligte  sich  auch  die  Banque  de  Paris  mit 
einem  ansehnlichen  Betrag.  Die  Bank  entwickelte 
sich  immer  mehr  und  errichtete  bis  heutigen 
Tags  33  Zweigniederlassungen  in  allen  wichtigen 
Städten  Mittel-  und  Norditaliens.  Auch  ihr  Aktien- 
kapital wurde  mehrmals  erhöht  und  betrug: 

1894:  20000000  Lire 

1897:  30000000  „ 

1)  Rießer  a.  a.  O.  S.  343. 
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1899: 

40000000  Lire 

1900: 

60000000  „ 

1908: 

105000000  „ 

Die  Banca  Commerciale  Italiano  gründete  im 

Jahre  1907,  zur  Pflege  der  Geschäftsbeziehungen 
mit  Tunis,  die  Banca  Commerciale  Tunisina  mit 
dem  Sitze  in  Paris,  und  sie  begründete  1908  in 
Konstantinopel  die  Societa  Commerciale  per 
FOriente  mit  einem  Aktienkapital  von  3 Millionen 
Lire  zur  Förderung  der  italienisch-türkischen  Ge- 
schäftsbeziehungen. 

Bei  der  Banca  Commerciale  Italiano  ist  die 
Darmstädter  Bank  durch  einen  Sitz  im  Aufsichts- 
rat vertreten.  Die  überaus  günstige  Entwicklung 
dieser  italienischen  Bank  hat  entschieden  viel  zur 
Förderung  der  deutschen  Beziehungen  zu  Italien 
beigetragen. 

1898  die  Banque  Internationale  de  Bruxelles 
in  Brüssel  mit  einem  Aktienkapital  von  25  Millio- 
nen Frs.  Auch  hier  ist  die  Bank  für  Handel  und 
Industrie  im  Aufsichtsrat  vertreten  und  dient  diese 
Bank  hauptsächlich  als  Vertretung  auf  dem  Brüs- 
seler Platze. 

1900  das  Bankers  Trading  Syndicate  in  London 
mit  einem  Aktienkapital  von  100000  Pfund. 

1905  die  Banka  Marmarosch  Blank  & Co.  Sode- 
täte  anonima  in  Bukarest.  Bereits  1898  hatte  sich 
die  Darmstädter  Bank  bei  dem  Bankhause 
Marmarosch  Blank  & Co.  kommanditistisch  be- 
teiligt. In  Verbindung  mit  der  Berliner  Handels- 
gesellschaft wurde  mit  der  Wirkung  vom  1.  Januar 
1905  das  Bankhaus  in  eine  Aktiengesellschaft 
unter  der  oben  genannten  Firma  umgewandelt  und 
beträgt  das  Aktienkapital  jetzt  10000000  Lei. 
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190Ö  Die  Amerika-Bank,  Aktiengesellschaft  in  Ber- 
lin, mit  einem  in:  5 Serien  eingeteilten  Grundkapi- 
tal von  25  Millionen  Mark,  wovon  5 Millionen 
voll  und  die  restlichen  20  Millionen  mit  25  o,o  ein- 
gezahlt wurden,  während  dem  Reservefonds  10  o/o 
Agio  auf  die  Aktien  mit  2 500000  Mk.  zuflossen. 
Diese  Bank  sollte  vornehmlich  zur  Pflege  der 
amerikanischen  Geschäftsbeziehungen  dienen. 
Aber  bereits  im  Jahre  1909  schritt  man  zur  Liqui- 
dation und  sämtliche  Aktien  wurden  von  der 
Darmstädter  Bank  übernommen. 

Alle  diese  Banken  waren  gegründet  worden  zur 
Erweiterung  der  Geschäftsgebiete  und  zur  Gewinnung 
neuer  Absatzgebiete  für  Deutschlands  Handel  und 
Industrie  im  Auslande.  Bei  einigen  dieser  Banken  war 
die  Darmstädter  Bank  alleinige  Gründerin;  bei  an- 
dern wiederum  ging  sie  in  Gemeinschaft  mit  anderen 
Bankinstituten  vor  und  sicherte  sich  nur  durch  einen 
oder  mehrere  Sitze  im  Aufsichtsrat  dauernden  Einfluß 
bei  den  neugegründeten  Tochtergesellschaften. 


VII.  Kapitel. 

Die  Fusionen  und  Interessengemeinschaften  der 
Bank  für  Handel  und  Industrie. 

Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  nach  einer  Krisis 
stets  die  Tendenz  vorhanden  ist,  den  Konzentrierungs- 
prozeß nicht  nur  zu  erweitern,  sondern  auch  stark  zu 
beschleunigen.  Auch  bei  der  Darmstädter  Bank  setzte 
nach  der  Krisis  von  1900  das  Konzentrationsbedürfnis 
ein  und  in  diesem  Kapitel  sollen  diese  großartigen 
Fusionen  und  Interessengemeinschaften  geschildert 
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werden.  Gerade  sie  erweiterten  und  stärkten  die  Ka- 
pitalmacht der  Darmstädter  Bank  und  sicherten  ihr 
einen  ehrenvollen  Platz  unter  den  Berliner  Großbanken. 

Nach  der  Krisis  wurden  folgende  Banken  fusioniert, 
d.  h.  restlos  von  der  Darmstädter  Bank  aufgenommen : 

1902  die  Bank  für  Süddeutschland  in  Darmstadt. 

1902  die  Niederlassung  der  Breslauer  Diskontobank  in 
Berlin. 

1905  Robert  Warschauer  & Co.  in  Berlin. 

1910  Bayrische  Bank  für  Handel  und  Industrie  in 
München. 


I.  Bank  für  Süddeutschland. 

Durch  die  Bankgesetznovelle  vom  7.  Juni  1899  er- 
fuhren die  deutschen  Privatnotenbanken  so  bedeutende 
Einengungen,  daß  sich  die  meisten  genötigt  sahen,  ihren 
Betrieb  einzustellen.  Das  Hauptgeschäft  der  Noten- 
banken war  bisher  das  Diskontieren  von  Wechseln 
gewesen.  Nach  dem  neuen  Gesetze  war  aber  von  nun 
ab  ihr  Diskontsatz  an  den  der  Reichsbank  gebunden, 
und  die  Privatnotenbanken  konnten  sich  aus  diesem 
(Grunde  nur  dadurch  helfen,  daß  sie  erstklassige 
Wechsel  belieben,  die  dann  kurz  vor  dem  Verfalltag 
als  Diskontwechsel  in  das  Portefeuille  der  Banken  wan- 
derten.  Durch  die  Bindung  an  den  Reichsbanksatz 
wurde  aber  die  Bonität  des  Diskontwechselportefeuilles 
immer  schlechter  und  dadurch  die  Geschäftsführung 
immer  schwieriger  und  naturgemäß  das  Erträgnis  immer 
geringer. 

Auch  in  der  Verwaltung  der  Bank  für  Süddeutsch- 
land beschloß  man  deshalb,  der  1901  stattfindenden 
Generalversammlung  den  Verzicht  auf  das  Notenbank- 
privileg vorzuschlagen  und  erließ  folgendes  Communi- 
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que:  „Die  großen  Erschwerungen  und  Hemmnisse, 
welche  durch  die  mit  dem  vorigen  Jahre  in  Kraft 
getretene  Bankgesetznovelle  den  Privatnotenbanken  in 
der  Ausübung  ihrer  geschäftlichen  Tätigkeit  auferlegt 
worden  sind,  haben  nicht  nur  deren  Wirksamkeit  im 
Dienste  der  allgemeinen  wirtscliaftlichen  Interessen, 
sondern  auch  deren  Ertragsfähigkeit  in  starkem  Maße 
herabgemindert.  Diese  nachteiligen  Wirkungen,  welche 
von  vornherein  bei  Erlaß  des  Gesetzes  befürchtet 
werden  mußten,  finden  sich  in  der  seitherigen  Erfah- 
rung durchaus  bestätigt.  Die  Gesellschaftsorgane  der 
Bank  für  Süddeutschland  sind  zu  dem  Entschluß  ge- 
langt, den  freiwilligen  Verzicht  auf  das  Notenrecht 
in  der  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  zur 
Beratung  und  Verhandlung  zu  bringen,  da  sie  be- 
friedigende Resultate  in  der  ferneren  Anwendung  des 
Notenrechts  mit  Sicherheit  nicht  mehr  erwarten  können. 
Außerdem  läuft  die  Konzession  für  das  Privilegium 
im  Jahre  1905  ab.“ 

ln  der  nächsten  Generalversammlung  wurde  in  der 
Tat  der  Verzicht  auf  das  Notenprivileg  ausgesprochen 
und  eine  Verschmelzung  mit  der  Bank  für  Handel 
und  Industrie  beschlossen,  mit  der  sie  ja  seit  ihrer 
Gründung  bereits  durch  Personalunion  verbunden  war. 

Eine  vollständige  Auflösung  der  Bank  für  Süd- 
deutschland, war  nach  den  Statuten  so  gut  wie  aus- 
geschlossen, da  dieselbe  hierfür  die  Zustimmung  von 
3/^  des  gesamten  Aktienkapitals  vorschrieb.  Außerdem 
war  unter  den  gegebenen  Umständen  auf  eine  Erneue- 
rung des  Notenprivilegs  überhaupt  nicht  zu  rechnen. 
Eine  Umwandlung  in  eine  Kredit-  und  Depositenbank 
war  ebenfalls  nicht  angebracht,  da  kaum  die  Aussicht 
vorhanden  war,  daß  in  absehbarer  Zeit  ein  lohnendes 
Erträgnis  zu  erwarten  sei. 
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Man  beschloß  deshalb  allgemein  die  Fusion  mit  der 
Darmstädter  Bank,  die  unter  folgenden  Bedingungen 
vorgenommen  wurde : 

,,Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  in  Darmstadt 
und  die  Bank  für  Süddeutschland  in  Darmstadt  ver- 
schmelzen sich  derart,  daß  das  Vermögen  der  Bank 
► für  Süddeutschland  als  ganzes  mit  allen  Rechten  und 

Verbindlichkeiten  an  die  Bank  für  Handel  und  In- 
dustrie gegen  Gewährung  von  13060  000  Mk.  Aktien 
der  letzteren  Bank  übertragen  wird.  Eine  Liquidation 
des  Vermögens  der  Bank  für  Süddeutschland  findet 
nicht  statt. 

Zur  Durchführung  der  Fusion  erhöht  die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  ihr  Grundkapital  um  13060000  Mk., 
eingeteilt  in  13060  Inhaberaktien  über  je  1000  Mk. 

Die  Aktionäre  der  Bank  für  Süddeutschland  haben 
in  einer  durch  die  Gesellschaftsblätter  beider  Gesell- 
schaften bekannt  zu  machenden,  nicht  später  als  6 
Monate  nach  Eintragung  der  auf  die  Schmelzung  be- 
züglichen Beschlüsse  in  das  Handelsregister  ablau- 
fenden, unerstreckbaren  Frist  ihre  Aktien  nebst  Talons 
und  Dividendenscheinen  vom  1.  Januar  1902  ab  an  die 
Bank  für  Handel  und  Industrie  einzuliefern  und  da- 
gegen Zug  um  Zug  auf  je  4 Aktien  der  Bank  für 
Süddeutschland  über  je  300  Mk.,  somit  zusammen  auf 
je  1200  Mk.  Aktien,  1 Aktie  der  Bank  für  Handel 
und  Industrie  über  1000  Mk.  mit  Dividendenberech- 
tigung vom  1.  Januar  1902  ab  zu  empfangen. 

* Die  Aushändigung  der  Aktien  der  Bank  für  Handel 

und  Industrie  erfolgt  gegen  bare  Zahlung  von  20  Mk. 
für  den  .Reichsstempel  auf  jede  Aktie,  im  übrigen  kosten- 
frei, bei  den  Niederlassungen  der  Bank  für  Handel  und 
Industrie  und  der  etwa  weiter  von  der  letzteren  Bank 
hierfür  zu  bestimmenden  Stellen. 


» 
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Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  stellt  1 Aktie 
der  Bank  für  Süddeutschland  über  300  Mk.  behufs 
Vernichtung  und  Kraftloserklärung  zur  Verfügung. 
Hiernach  verbleiben  15  672  000  Mk.  = 52240  Stück 
Aktien  der  Bank  für  Süddeutschland  umzutauschen, 
für  welche  die  obigen  13060  Stück  Aktien  der  Bank 
für  Handel  und  Industrie  gewährt  werden.“ 

Die  gesamten  Aktiven  der  fridieren  Bank  für  Süd- 
deutschland erscheinen  in  der  Bilanz  der  Darmstädter 
Bank  mit  17  617  047  Mk.,  eine  Zahl,  die  genau  ergibt 
die  Summe  des  Aktienkapitals  der  Bank  für  Süddeutsch- 
land von  15  672  300  Mk.  und  ihre  Reserve  von  Llltimo 
1001  mit  1 044  747  Mk.  Diese  Aktivmasse  hat  die  Darm- 


städter Bank  durch  Hingabe  von  13060000  Mk.  ihrer 
Aktien  erworben.  Ihre  Aktiva  haben  sich  mithin  um 
4 557  047  Mk.  vermehrt.  Der  Gewinn  ist  mit  4 380  704  Mk. 
in  das  Gewinn-  und  Verlust-Konto  eingestellt  worden, 
wozu  noch  ca.  167  000  Mk.  der  durch  den  Umtausch  ent- 
standenen Kosten  kamen.  Von  dem  bei  dieser  Trans- 
aktion erzielten  Gewinn  wurden  2400  000  Mk.  zur  Ab- 
schreibung auf  das  Effekten-  und  Konsortial-Konto  ver- 
wendet, während  der  Rest  als  Gewinn  verteilt  wurde. 


11.  Die  Breslauer  Diskontobank. 

Im  gleichen  Jahre  wurde  die  Niederlassung  der 
Breslauer  Diskontobank  in  Berlin  von  der  Darmstädter 
Bank  vollkommen  aufgenommen.  Im  Jahre  1806  hatte 
die  Breslauer  Diskontobank  durch  die  Errichtung  einer 
Niederlassung  in  Berlin  ihre  Geschäftsführung  auf  eine 
ganz  andere  Grundlage  zu  stellen  gesucht.  Aber  in- 
folge der  großen  Abschreibungen  und  Verluste,  her- 
vorgerufen durch  die  Fehlgriffe  der  Berliner  Leitung, 
sah  sich  die  Breslauer  Diskontobank  direkt  gezwungen. 


L 


— 103  — 

entweder  ihre  Berliner  Niederlassung  ganz  aufzugeben 
oder  sich  mit  einer  Bank  zu  fusionieren.  Der  Auf- 
sichtsrat beschloß  einstimmig  der  Generalversammlung 
1002  folgenden  Beschluß  vorzulegen:  „Die  Berliner 

Abteilung  der  Breslauer  Diskontobank  wird  aufgelöst, 
während  die  Bank  in  ihren  schlesischen  Abteilungen 
» mit  dem  dafür  erforderlichen  und  ausreichenden  Kapital 

von  nominal  25  Millionen  Mk.  als  selbständiges  In- 
stitut bestehen  bleibt.  Demgemäß  wird  das  nach  Abzug 
der  zurückgekauften  Mk.  5 Millionen  jetzt  Mk.  45 
Millionen  betragende  Grundkapital  um  20  Millionen, 
also  auf  nominal  25  Millionen  herabgesetzt.  Für  die 
zur  Rückzahlung  gelangenden  20  Millionen  Mk.  wird 
die  Darmstädter  Bank,  welche  sich  hierzu  vorbehaltlich 
der  Genehmigung  ihrer  Generalversammlung  bereit 
erklärt  hat,  den  Aktionären  einen  Kaufpreis  von 
18200  000  Mk.  zahlen,  welcher  mit  Mk.  10  Millionen 
^ am  30.  Juni  und  mit  8200000  Mk.  am  31.  Oktober  1Q02 

zu  entrichten  ist,  während  die  Darmstädter  Bank  die 
sämtlichen  Aktiven  und  Passiven  der  Breslauer  Dis- 
kontobank, soweit  sie  den  oben  gedachten  Betrag  von 
25  Millionen  übersteigen,  sowie  die  laufende  Kundschaft 
der  Berliner  Abteilung  übernimmt.“ 

Gleichzeitig  wird  die  Darmstädter  Bank  den  Aktio- 
nären der  Breslauer  Diskontobank  nach  Rückzahlung 
der  20  Millionen  Mk.  mit  18200000  Mk.  den  Umtausch 
in  16666666  Mk.  Aktien  der  Darmstädter  Bank  mit 
Dividendenberechtigung  vom  1.  Januar  1902,  also  im 
4 Verhältnis  von  3 Aktien  der  Breslauer  Diskontobank 

gegen  2 Aktien  der  Darmstädter  Bank,  unter  Gewäh- 
rung einer  Umtauschvergütung  von  5‘'o  auf  den  zu- 
sammengelegten Nennbetrag  der  ihr  zum  Umtausch 
eingereichten  Breslauer  Diskontobank-Aktien  anbieten. 
Es  erhält  also  derjenige  Inhaber  von  Aktien  der 
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Breslauer  Diskontobank,  welcher  den  letztgedachten 
Umtausch  vollzieht,  nach  dem  letzten  Kurse  der  Darm- 
städter Bank-Aktien  berechnet  und  unter  Berücksich- 
tigung der  obigen  Zurückzahlung 

Von  dem  angebotenen  Umtausch  in  Aktien  der 
Darmstädter  Bank  hatte  eine  große  Mehrzahl  von  Be- 
sitzern der  Breslauer  Diskontobankaktien  Gebrauch  ge- 
macht, so  daß  fast  nahezu  21  Millionen  der  herabge- 
setzten Kapitals  in  die  Hände  der  Darmstädter  Bank 
kamen. 

Bei  dieser  gemeinschaftlichen  Operation  wurde 
zwischen  den  beiden  Banken  ein  Meistbegünsti- 
gungsvertrag abgeschlossen.  Die  Breslauer  Dis- 
kontobank mußte  sich  verpflichten,  innerhalb  der 
nächsten  10  Jahre  keine  Niederlassung  in  Berlin  zu 
errichten  und  sich  auch  bei  keiner  andern  Bank  zu 
beteiligen.  Ihre  Geschäfte  mußte  sie  alle,  ohne  Aus- 
nahme, durch  die  Darmstädter  Bank  vornehmen  lassen, 
die  ihrerseits  bei  allen  Geschäften  nur  die  niedrigsten 
Provisionen  und  Zinsen  berechnen  durfte. 

Die  Übernahme  der  Breslauer  Diskontobank  war 
für  die  Darmstädter  Bank  überaus  günstig.  Sie  erwarb 
mit  einem  Schlage  eine  zahlreiche  Kundschaft,  da  das 
Breslauer  Bankinstitut  in  Ober-  und  Niederschlesien 
ein  großes  Filialnetz  unterhielt.  Es  war  ja  gerade  das 
Unglück  für  die  Breslauer  Diskontobank,  daß  ihr  Wir- 
kungskreis im  Verhältnis  zu  ihren  Mitteln  ein  zu  großer 
geworden  war,  so  daß  die  Bank  die  sich  ihr  dar- 
bietenden Gelegenheiten  zur  Ausnützung  mancher  wert- 
vollen Verbindung  nicht  wahrnehmen  konnte. 

Der  Vorteil  für  die  Darmstädter  Bank  bestand 
hauptsächlich  darin,  daß  sie  der  Mühe  überhoben  war, 
sich  erst  mühsam  im  Osten,  zu  dem  sie  in  gar  keiner 
Beziehung  stand,  eine  neue  Wirkungsstätte  zu  suchen. 
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Ist  doch  der  Darmstädter  Bank  durch  die  Angliede- 
rung der  Breslauer  Diskontobank  nicht  nur  die  Provinz 
Schlesien,  sondern  durch  die  Beziehungen  des  Bres- 
lauer Instituts  zur  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe 
in  Posen  auch  diese  Provinz  erschlossen  werden. 

In  dem  Aufsichtsrat  der  Breslauer  Diskontobank 
saßen  außerdem  die  ersten  Großindustriellen  und 
Bankiers  von  Schlesien.  Infolge  dieser  neuen  Trans- 
aktion war  nun  die  Darmstädter  Bank  nicht  mehr  aus- 
schließlich auf  Rheinland,  Westfalen  und  Süddeutsch- 
land angewiesen,  sondern  ihre  Geschäftstätigkeit  be- 
gann jetzt  auch  im  Osten  Deutschlands. 

Diese  Fusion  war  aber  auch  noch  in  anderer  Rich- 
tung gewinnbringend  für  die  Darmstädter  Bank,  näm- 
lich in  bezug  auf  die  wirklichen  zahlenmäßigen  Ge- 
winne, die  bei  der  Übernahme  sich  ergaben.  Die  Darm- 
städter Bank  hatte  auch  durch  Übernahme  eines 
Postens  von  Aktien  der  Ostbank  für  Handel  und  Ge- 
werbe ihren  Beziehungen  zu  dieser  Bank  eine  festere 
Unterlage  gegeben.  In  der  Bilanz  der  Darmstädter 
Bank  werden  die  erworbenen  Aktien  der  beiden  Banken 
mit  20249160  Mk.  unter  Effektenkonto  aufgeführt. 
Wenn  wir  uns  in  Erinnerung  rufen,  daß  die  Bank  den 
Aktionären  der  Breslauer  Diskontobank  nach  Rück- 
zahlung von  20000000  Aktienkapital  mit  18,2  Millionen 
bar  den  Umtausch  der  der  Breslauer  Diskontobank  ver- 
bliebenen 25  Millionen  Aktien  in  nominal  Mk.  16  666666 
Aktien  der  Darmstädter  Bank  anbot,  und  wenn  wir 
die  Mitteilungen  des  Geschäftsberichtes  zugrunde  legen, 
daß  für  den  Betrag  von  13940000  Aktien  der  Darm- 
städter Bank  seitens  der  Aktionäre  der  Breslauer  Dis- 
kontobank verfügt  worden  ist,  so  gibt  sich  ein  nach 
Millionen  zählender  Buchgewinn.  Genau  läßt  sich  dieser 
Gewinn  nicht  feststellen,  weil  der  Eintausch  der 
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20Q10  000  Mk.  Aktien  der  Breslauer  Diskontobank  sich 
nicht  glatt  in  Darinstädter  Bankaktien  vollzog,  sondern 
weil  auch  einiges  Bargeld  dabei  gezahlt  wurde.  Da 
aber  die  20910  000  Mk.  Breslauer  Diskontobankaktien 
zu  rund  70 ‘'o  zu  Buch  standen,  so  betrug  der  Ge- 
winn der  Darnistädter  Bank  ca.  7 Millionen  Mark. 

Die  Angliederung  der  Berliner  Niederlassung  war, 
wie  wir  gesehen  haben,  von  gröbter  Wichtigkeit  für 
die  Darinstädter  Bank.  Wurde  doch  dadurch  ein  in- 
times Verhältnis  nicht  nur  zwischen  der  Breslauer 
Diskontobank,  sondern  auch  zwischen  der  Ostbank  für 
Handel  und  Gewerbe  herbeigeführl,  wovon  später  noch 
ausführlich  die  Rede  sein  wird. 


111.  Robert  Warschauer  Co. 

Ein  weiterer  Schritt  auf  dem  Wege  zur  Kapital- 
und  Machtkonzentration,  war  die  vollkommene  Ver- 
schmelzung des  Hauses  Robert  Warschauer  & Co.  mit 
der  Darmstädter  Bank.  Wie  erinnerlich  hatte  sich  diese 
bei  dem  Hause  Warschauer  bereits  im  Jahre  1898  mit 
einem  Kapital  von  20  Millionen  kommanditistisch  be- 
teiligt. Verl,  hierzu  S.  78,  wo  diese  Kommanditbe- 
teiligung  ausführlich  behandelt  ist. 

Das  Haus  Robert  Warschauer  tk  Co.  stammte  von 
der  altrenommierten  Königsberger  Firma  Oppenheim 
tk  Warschauer  ab,  die  besonders  intime  Beziehungen 
zum  russischen  Handel  hatte.  Das  Berliner  Haus,  ge- 
gründet 1849,  gehörte  zu  den  größten  und  ange- 
sehensten des  Berliner  Platzes,  und  hatte  auf  dem 
Gebiete  der  russischen  und  italienischen  Finanzge- 
schäfte  einen  hervorragenden  Anteil.  Neben  Mendel- 
sohn fk  Co.  waren  die  Warschauer  die  bevorzugtesten 
Staatsbankiers  der  russischen  Regierung.  Auch  in 
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Italien  wußte  sich  die  Firma  einen  großen  Geschäfts- 
kreis zu  erwirken,  war  doch  das  Haus  bei  der  römischen 
Bankfirma  Manzi  Ik  Co.  beteiligt  gewesen  und  hatte 
im  Verein  mit  dieser  den  Credito  Italiano  ins  Feben 
gerufen.  Wie  wir  im  vorigen  Kapitel  gesehen,  ist  die 
Berliner  Haute  Finance,  also  auch  die  Darmstädter 
’ Bank,  an  der  Banca  Commerciale  Italiano  beteiligt, 

so  daß  auch  das  Haus  Warschauer  mittelbar  zu  der 
Banca  Commerciale  in  Beziehung  trat. 

Mithin  boten  sich  der  Darmstädter  Bank  durch 
^ diese  intime  Verbindung  wesentliche  Vorteile,  da  sie 

: an  den  russischen  Finanzgeschäften  bisher  garnicht 

beteiligt  gewesen  war,  während  Robert  Warschauer 
Co.  in  der  Regel  zu  den  Kontrahenten  der  russischen 
Anleihen  gehörte.  Auch  zu  einer  Reihe  von  Industrie- 
unternehmungen unterhielt  das  Haus  Warschauer  innige 
Beziehungen,  so  namentlich : zur  Aktiengesellschaft 

für  Anilinfabrikation,  zur  Deutschen  Dampfschiffahrts- 
gesellschaft Hansa,  zur  Deutsch-ostafrikanischen  Gesell- 
schaft, und  zur  Petersburger  Gesellschaft  für  elek- 
9 frische  Unternehmungen.  Diese  restlose  Übernahme 

war  von  überaus  weittragender  Bedeutung  für  dieDarm- 
* Städter  Bank,  wurde  doch  dadurch  die  Basis  ihrer 

Tätigkeit  bedeutend  erweitert  und  verstärkt. 

I 

IV.  Bayrische  Bank  für  Handel  und  Industrie. 

Als  letzte  der  von  der  Darmstädter  Bank  aufge- 
" nommenen  Bank  ist  hier  noch  die  Bayrische  Bank  für 

Handel  und  Industrie  in  München  zu  nennen.  Diese 
Bank  war  ursprünglich  1905  aus  einer  Verschmelzung 
der  Bayrischen  Bank  mit  der  Münchener  Firma  Gut- 
leben Ik  Weidert  hervorgegangen.  Zu  diesem  Zwecke 
wurde  das  9 Millionen  betragende  Aktienkapital  auf  8 
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Millionen  reduziert,  und  die  eine  freiwerdende  Million 
zur  Reservestellung  und  Abschreibung  benutzt.  Das 
Gesamtkapital  wurde  durch  Ausgabe  von  12  Millionen 
nominal  neuer  Aktien  auf  20  Millionen  erhöht. 

Diese  12  Millionen  übernahm  die  Darmstädter 
Bank  und  gab  6 Millionen  davon  an  die  Firma  Gutleben 
& Weidert  in  Zahlung  für  das  laufende  Kundengeschäft, 
welches  alsdann  an  die  Bayrische  Bank  für  Handel 
und  Industrie  überging. 

Die  Bayrische  Bank  für  Handel  und  Industrie  hatte 
4 Filialen:  in  Bamberg,  Fürth,  Nürnberg  und  Würz- 
burg. Sie  hatte  folgende  Bankgeschäfte  im  Laufe  der 
Zeit  in  sich  aufgenommen : 

1905  Gutleben  & Weidert  in  München, 

1907  Erdmann  & Frankenau  in  Nürnberg, 

1908  Gehr.  Mühlenbeck  in  Mülheim  a.  Ruhr. 

Die  Darmstädter  Bank  hatte  sich  bei  der  Bayrischen 
Bank  für  Handel  und  Industrie  deshalb  mit  einem  er- 
heblichen Aktienbesitz  beteiligt,  um  dieser  Bank  die 
Pflege  und  Erweiterung  ihrer  bayrischen  Interessen 
anzuvertrauen.  Die  gemachten  Eifahrungen  ergaben 
aber,  daß  die  Darmstädter  Bank  ihr  Ziel  viel  ein- 
facher und  zweckmäßiger  erreichen  konnte  durch  Er- 
richtung eigener  Niederlassungen.  Aus  diesem  Grunde 
entschloß  sie  sich,  die  Bayernbank  ganz  in  sich  auf- 
zunehmen. Die  vollständige  Übernahme  geschah  im 
Jahre  1909  durch  Umtausch  von  je  3 Darmstädter 
Bankaktien  in  4 Aktien  der  Bayrischen  Bank  für  Handel 
und  Industrie. 
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V.  Interessengemeinschaft  durch  Aktien- 
besitz. 

In  Interessengemeinschaft  steht  die  Darmstädter 
Bank  noch  zu  einer  Reihe  von  anderen  Banken.  Diese 
dauernden  Beteiligungen  durch  Aktienbesitz  geschehen, 
wie  Sattler  sagt^),  zu  dem  Zwecke,  „weil  es  der  Bank 
um  die  Geschäftsbeziehungen  mit  der  fremden  Bank 
zu  tun  ist,  und  weil  sie  diese  um  so  günstiger  für  sich 
gestalten  kann,  je  größeren  Einfluß  sie  durch  Aktien- 
besitz auf  die  fremde  Verwaltung  ausübt.“  Die  über- 
nehmende Bank  kann,  wenn  sie  über  einen  namhaften 
Aktienbesitz  verfügt,  jederzeit  die  Generalversammlung 
der  zu  übernehmenden  Bank  beherrschen. 

Eür  gewöhnlich  pflegen  nun  die  in  Interessenge- 
meinschaft stehenden  Banken  einen  ,, Meistbegünsti- 
gungsvertrag“ zu  schließen,  worin  sich  z.  B.  die  Bank, 
deren  Aktien  im  Besitze  der  Hauptbank  sind,  verpflich- 
tet, alle  Geschäfte  und  Transaktionen  nur  durch  letz- 
tere besorgen  zu  lassen,  wogegen  ihr  wiederum  bei 
allen  Operationen  die  Provisionen  und  Zinsen  zu  den 
billigsten  Sätzen  berechnet  werden.  Ein  weiteres  Meist- 
begünstigungsrecht erhält  die  Bank  noch  dadurch,  daß 
sie  in  den  Aufsichtsrat  der  zu  übernehmenden  Bank 
eines  oder  mehrere  Mitglieder  ihrer  Direktion  delegiert. 

Wie  wir  bereits  schon  bei  der  restlosen  Aufnahme 
der  Berliner  Niederlassung  der  Breslauer  Diskon- 
to bank  gesehen,  trat  die  Darmstädter  Bank  durch 
Übernahme  von  beinahe  20  Millionen  Mark  Aktien  in 
enge  Interessengemeinschaft  zur  Breslauer  Diskonto- 
bank, die  von  nun  an  ihren  Wirkungskreis  nur  auf 
Schlesien  beschränken  sollte.  Nach  der  Auflösung  ver- 
fügte die  Breslauer  Diskontobank  noch  über  ein  Aktien- 


1)  Sattler  a.  a.  O.  S.  17. 
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kapital  von  25  Millionen  Mark  und  über  ein  dezen- 
tralisiertes Netz  von  10  Filialen  in  den  bedeutendsten 
Industrieorten  Schlesiens:  Glatz,  Gleiwitz,  Görlitz, 

Kattowitz,  Lauban,  Myslowitz,  Oppeln,  Ratibor,  Zabrze, 
Ziegenhals  und  außerdem  3 Depositenkassen  in 
Breslau. 

Auch  zwischen  diesen  beiden  Banken  bestand  ein 
Meistbegünstigungsvertrag,  indem  sich  die  Breslauer 
Diskontobank  verpflichten  mußte,  einmal  innerhalb  10 
Jahren  keine  Niederlassung  in  Berlin  zu  errichten  und 
dann  alle  Transaktionen  am  Berliner  Platze  nur  durch 
die  Darmstädter  Bank  vornehmen  zu  lassen,  allerdings 
unter  den  günstigsten  Bedingungen.  Zu  gleicher  Zeit 
schickt  die  Darmstädter  Bank  zwei  Mitglieder  ihrer 
Direktion  in  den  Aufsichtsrat  der  Breslauer  Diskonto- 
bank. 

Die  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe  stand 
in  engem  Verhältnis  zur  Breslauer  Diskontobank,  und 
infolgedessen  suchte  sich  auch  die  Darmstädter  Bank 
durch  Übernahme  eines  großen  Postens  Aktien  der 
Ostbank  einen  Einfluß  zu  sichern.  Durch  dieses 
Freundschaftsverhältnis  zur  Ostbank  wurde  der  Darm- 
städter Bank  mit  einem  Schlage  die  Provinz  Posen 
eröffnet,  zu  der  sie  bis  dahin  wenig  oder  gar  keine 
Beziehungen  gepflogen  hatte. 

Seit  1902  steht  nun  die  Darmstädter  Bank  mit  der 
Ostbank  in  Interessengemeinschaft  Diese  besitzt  ein 
Aktienkapital  von  18  Millionen  und  unterhält  eine  große 
Anzahl  von  Niederlassungen  in  der  Provinz  Posen. 
Diese  Zweigniederlassungen  wurden  noch  bedeutend 
vermehrt  durch  Übernahme: 


1905  der  Ostdeutschen  Bank  vorm.  J.  Simon  Wwe. 
Söhne  in  Königsberg.  Aktienkapital  10  Millionen. 
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1906  der  Bromberger  Bank  für  Handel  und  Gewerbe. 

Aktienkapital  2 Millionen. 

Die  Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe  hatte  in  fol- 
genden bedeutenden  Städten  des  Ostens  Zweiganstalten 
errichtet:  Allenstein,  Bromberg,  Danzig,  Graudenz, 

Königsberg,  Landsberg  a.  d.  W.,  Memel,  Stolp,  Tilsit 
und  eine  ganze  Reihe  von  Depositenkassen  in  anderen 
Städten. 

Der  Kreis  der  Interessengemeinschaften  wurde  ge- 
schlossen durch  die  Deutsche  National  bank  in 
Bremen,  zu  der  die  Darmstädter  Bank  seit  1903  in 
enger  Beziehung  steht.  Bis  zu  dieser  Zeit  hatte  die  Darni- 
städter  Bank  in  dem  überaus  wichtigen  Handelsplatz 
keine  angemessene  Vertretung.  Eingedenk  der  großen 
Bedeutung  Bremens  beteiligte  sie  sich  nun  bei  der 
Umwandlung  der  Norddeutschen  Bank  in  die  Deutsche 
Nationalbank,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  und 
faßte  so  auf  diese  Weise  festen  Fuß  in  der  alten  Hansa- 
stadt. Das  Aktienkapital  des  Bremer  Bankinstitutes 
beläuft  sich  heute  auf  33  Millionen  Mark.  Es  hat 
Filialen  in  Bremen,  Bremerhafen,  Dortmund,  Lehe, 
Minden,  Mülheim  (Ruhr),  Oldenburg  und  Osnabrück 
und  eine  ganze  Reihe  von  Depositenkassen. 

In  der  Tat  wurde  durch  diese  Fusionen  und  In- 
teressengemeinschaften das  Feld  der  Tätigkeit  der 
Darmstädter  Bank  immer  mehr  ausgedehnt  und  die  fol- 
gende Tabelle  zeigt  augenscheinlich  die  gewaltige  Ka- 
pitalmacht der  Bank  für  Handel  und  Industrie,  die  sie 
in  die  Lage  setzt,  mit  den  führenden  Großbanken  in 
edlen  Wettbewerb  zu  treten.  Die  Darmstädter  Bank 
und  die  mit  ihr  in  Interessengemeinschaft  stehenden 
und  zu  einer  Gruppe  gehörenden  Banken  besaßen 
1910  folgendes  Eigenkapital: 
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Aktien- 

kapital 

Reserven 

Bank  für  Handel  und  Industrie  . 

1 60  000  000 

32  000000 

Breslauer  Diskontobank  .... 

25  000  000 

1 919000 

Ostbank  für  Handel  und  Gewerbe 

22  500000 

3 354  000 

Deutsche  Nationalbank  .... 

33  500000 

3 700  000 

Württembergische  Bankanstalt  . . 

1 10  000  000 

3 312  000 

Reserven 

251  000  000 
44  285  000 

44  285  000 

295  285  000 


Mithin  verfügt  die  Gruppe  der  Darmstädter  Bank  über 
die  gewaltige  Summe  von  295  285000  Mk.  Eigenkapital. 

Weitere  Interessengemeinschaften  der  Darmstädter 
Bank  bestehen  noch  mit  der  Vereinsbank  in  Wismar 
und  der  Wechselstuben-Aktiengesellschaft  Merkur  in 
Wien. 

Die  Vereinsbank  in  Wismar  hat  die  frühere 
Depositenkasse  der  Darmstädter  Bank  in  Rostock 
übernommen  und  war  dadurch  in  freundschaftliche  Be- 
ziehung mit  dieser  getreten,  die  schließlich  im  Jahre 
1904  zum  Abschluß  eines  Vertrages  führten,  in  dem 
die  geschäftlichen  Beziehungen  genau  geregelt  wurden. 
Die  Vereinsbank  in  Wismar  verfügt  über  ein  Aktien- 
kapital von  D 2 Millionen  und  hat  in  Mecklenburg  ca. 
60  Agenturen. 

Auch  mit  der  im  Jahre  1902  von  ihr  in  Wien  ge- 
gründeten Wechselstuben-Aktiengesellschaft 
„Merkur“  steht  die  Darmstädter  Bank  in  einem 
Vertragsverhältnis.  Das  Wiener  Bankinstitut  war  aus 
der  früheren  Kommandite  Dutschka  & Co.  in  Wien 
hervorgegangen  und  hatte  dessen  gesamte  Kundschaft 
mit  übernommen.  Im  Jahre  1908  betrug  das  Aktien- 
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kapital  20  Millionen  Kronen  und  die  Bank  hatte  ca. 
10  Filialen  in  Österreich.  Das  Wiener  Haus  besorgte 
sämtliche  Transaktionen  der  Darmstädter  Bank  am 
Wiener  Platze,  während  umgekehrt  die  Darmstädter 
Bank  an  der  Berliner  Börse  als  Kommissionärin  der 
„Merkur“-Aktiengesellschaft  fungiert.  Auch  hier  be- 
steht ein  Meistvergünstigungsvertrag  zwischen  den  bei- 
den Banken,  die  sich  gegenseitig  ihre  Operationen  zu 
den  billigsten  Provisions-  und  Zinssätzen  abrechnen. 
Äußerlich  ist  das  intime  Verhältnis  durch  Delegation 
zweier  Direktionsmitglieder  der  Darmstädter  Bank  in 
den  Aufsichtsrat  der  Wechselstuben-Aktiengesellschaft 
,, Merkur“  gekennzeichnet. 


VIll.  Kapitel. 

Die  äußere  Entwicklung,  der  Ausbau  und  die 
Machtsphäre  der  Bank  für  Handel  und  Industrie. 

Betrachten  wir  noch  einmal  kurz  im  Zusammenhang 
das  in  den  bisherigen  Kapiteln  über  die  äußere  Ent- 
wicklung und  Ausbreitung  der  Darmstädter  Bank 
Gesagte. 

Was  das  eigene  Rüstzeug  der  Bank,  das  Aktien- 
kapital, anbetrifft,  so  betrug  dasselbe  bekanntlich 
bereits  : 

1856  25  000000  fl. 

1871  60  000000  Mk. 

1902  132  000000  „ , um  dann  auf 

1910  160000000  „ erhöht  zu  werden. 

Rechnet  man  dazu  noch  rund  32  Millionen  Re- 
serven, so  beträgt,  rein  äußerlich  betrachtet,  das  eigene 
werbende  Kapital  der  Bank  192  Millionen  Mark. 

Gleich  zu  Anfang  der  ersten  Geschäftsjähre  schritt 
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die  Verwaltung  zum  systematischen  Ausbau  der  Bank, 
um  derselben  durch  Errichtung  von  Filialen  und 
Kommanditen  Saugwurzeln  zu  schaffen.  Da  aber  die 
Errichtung  von  Filialen  unmöglich  gemacht  wurde  durch 
die  Konzessionsverweigerung  der  betreffenden  Regie- 
rung, so  beschränkte  man  sich  notgedrungen  auf  die 
Errichtung  von  Kommanditen,  von  denen  ein  bedeu- 
tendes Netz  geschaffen  wurde.  (Vgl.  Kapitel  IV.  S.  65  ff.) 

In  den  1850  er  Jahren  wurden  errichtet  Neuyork, 
Berlin,  Heilbronn,  Mannheim,  Breslau,  Leipzig,  Paris. 
Weitere  Kommanditen  sollten  in  dieser  Zeit  errichtet 
werden  in  St.  Petersburg,  London,  Konstantinopel, 
Smyrna,  Wien,  Prag  und  anderen  Orten ; die  trüben 
Zeiten  und  in  einzelnen  Fällen  die  unklare  Rechtslage 
verhinderten  aber  die  Ausführung  dieser  Pläne. 

In  den  1860er  Jahren  wurden  errichtet:  Komman- 
diten in  Hamburg,  Stuttgart,  Wien  und  Berlin  (an 
Stelle  der  aufgelösten  ersten). 

In  den  1870  er  Jahren  solche  in  München,  Straß- 
burg, Brüssel,  Dresden,  Halle,  Kassel  und  Paris  (an 
Stelle  der  aufgelösten  ersten). 

In  den  1880  er  Jahren  solche  in  Mailand,  Karlsruhe, 
Danzig,  Straßburg  und  in  Mannheim  (an  Stelle  der 
längst  eingegangenen  ersten). 

In  den  1890  er  Jahren  solche  in  Bukarest,  Neu- 
stadt a.  d.  H.  und  Berlin  (als  dritte  nach  Auflösung 
der  früheren). 

Von  all  diesen  Kommanditen  löste  sich  bekanntlich 
eine  große  Anzahl,  teils  aus  persönlichen  Gründen, 
teils  wegen  ungenügender  Geschäftsführung  oder  un- 
genügender Resultate  wieder  auf. 

Schon  frühzeitig  wurde,  wie  wir  gesehen,  in  Frank- 
furt a.  M.,  dem  wichtigsten  Börsenplätze  vor  1870, 
eine  Agentur  und  später  1864  eine  Filiale  errichtet, 
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hauptsächlich  zur  Pflege  des  Kontokorrent-,  Wechsel-, 
Devisen-  und  ganz  besonders  des  Effekten-Spekulations- 
Kommissionsgeschäftes.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  nun 
infolge  der  Bedeutung  Frankfurts  die  Darmstädter 


Bank  sozusagen  eine  Frankfurter  Bank,  die  sich 
alsdann  nach  der  Errichtung  der  Berliner  Abteilung 
1871  zu  einer  typischen  Berliner  Bank  entwickelte, 
als  nach  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches  der 
Schwerpunkt  der  ganzen  Geschäftstätigkeit  nach  der 
Reichshauptstadt  verlegt  wurde. 

Von  jeher  war  die  Darmstädter  Bank  die  Trägerin 
des  Konzentrationsgedankens  gewesen  und  namentlich 
suchte  sie  durch  eine  Dezentralisation  des  Betriebes 
ein  Konzentration  der  Kapitalien  herbeizuführen. 

Bald  bildete  sich  bei  ihr  die  Überzeugung,  daß 
das  System  der  Kommanditen  mit  Rücksicht  auf  die 
in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  erfolgte  Entstehung 
weiterer  mächtiger  Großbanken  und  die  Errichtung 
von  Filialen  dieser  großen  Banken  in  den  meisten 
größeren  deutschen  Städten,  nicht  mehr  für  die  Zwecke 
der  Darmstädter  Bank  allein  ausreichen,  und  daß  an 
sehr  bedeutenden  Plätzen  sie  nur  dann  erfolgreich  die 
Konkurrenz  mit  anderen  Banken  bestehen  könne,  wenn 
die  Bank  mit  mächtigen  Kapitalien  dotiert  werde,  wo- 
gegen in  kleineren  Städten  der  persönliche  Einfluß, 
das  Ansehen  und  die  genaue  Kenntnis  der  Kundschaft 
der  Giranten  eine  gewinnbringende  Tätigkeit  ge- 
währleisten. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  vornehmlich  aber 
den  Wirkungskreis  ihrer  Tätigkeit  auszudehnen,  hatte 
die  Bank  bereits  1871  einen  neuen  Weg  beschritten, 
indem  sie  eine  Anzahl  von  Banken  ins  Leben  rief,  bei 
denen  sie  durch  namhaften  Aktienbesitz  dauernd  be- 
teiligt war  (vgl.  Kapitel  V.  S.  86  ff). 

8* 
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Der  Bedeutung  Berlins  hatte  sie,  wie  bereits 
früher  erwähnt,  durch  Errichtung  einer  Filiale  1871 
Rechnung  getragen.  Diese  Berliner  Abteilung  ent- 
wickelte sich  in  der  großartigsten  Weise,  so  daß  die 
Hauptleitung  und  Geschäftsführung  der  Bank  im  Laufe 
der  Jahre  nach  Berlin  verlegt  wurden. 

Ende  der  1890  er  Jahre  ging  nun  die  Bank  an  den 
systematischen  Ausbau  durch  Errichtung  von  Filialen, 
Zweigniederlassungen  und  Depositenkassen  in  allen 
wichtigeren  Städten  Deutschlands,  um  sich  neue  Stütz- 
punkte für  ihre  Geschäftstätigkeit  zu  sichern.  (Siehe 
S.  74  ff.) 

Eine  andere  Form  in  der  Erweiterung  ihrer  Ein- 
flußsphäre suchte  die  Bank  durch  Gründung  von  Toch- 
tergesellschaften zu  gewinnen,  die  sie,  oft  in  Gemein- 
schaft mit  anderen  in-  und  ausländischen  Banken  er- 
richtete (siehe  Kapitel  VI.  S.  94 ff). 

Ganz  bedeutend  erweitert  wurde  die  Basis  der 
Geschäftstätigkeit  aber  durch  die  in  Kapitel  VII  be- 
handelten großartigen  Fusionen  und  Interessengemein- 
schaften. Vornehmlich  durch  die  Übernahme  der  Ber- 
liner Niederlassung  der  Breslauer  Diskontobank  wurde 
die  Macht-  und  Einflußsphäre  der  Darmstädter  Bank 
mächtig  ausgedehnt,  indem  sie  jetzt  festen  Fuß  faßte 
nicht  nur  in  der  Provinz  Schlesien,  sondern  auch  in 
Posen  und  den  ostpreußischen  Provinzen,  dank  ihrer 
innigen  Beziehungen  zur  Ostbank  für  Handel  und 
Gewerbe. 

Die  Darmstädter  Bank,  deren  ursprüngliches  Feld 
doch  eigentlich  Süd-  und  Westdeutschland  und  Rhein- 
land waren,  hat  es  verstanden  in  ganz  Deutschland 
sich  einen  ausgedehnten  Geschäflskreis  zu  sichern. 
Den  Osten,  Schlesien  und  Posen  eroberte  sie  sich  durch 
ihre  intimen  Beziehungen  mit  dem  Breslauer  Institut 
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und  der  Ostbank,  den  Norden,  besonders  die  alte 
Hansastadt  Bremen,  durch  ihr  enges  Verhältnis  zur 
deutschen  Nationalbank,  während  Süddeutschland  und 
die  Rheinlande  von  jeher  zu  ihrer  Domäne  gehörten. 

Wir  sehen  also,  daß  die  Bank  für  Handel  und 
Industrie,  dank  ihrer  gewaltigen  Kapitalmassen  und 
ihrer  örtlichen  Ausdehnung,  einen  weitgehenden  Ein- 
fluß auf  das  Wirtschaftsleben  ausübt,  und  daß  sie 
somit  ein  wichtiges  Glied  im  deutschen  Wirtschafts- 
körper bildet.  In  den  folgenden  Kapiteln  soll  nun  ganz 
besonders  die  Tätigkeit  der  Bank  für  Handel  und 
Industrie,  insonderheit  auf  dem  Gebiete  des  öffent- 
lichen und  industriellen  Kredites  und  auf  dem  Gebiete 
des  Verkehrswesens  ausführlich  geschildert  werden. 
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II.  Teil: 

Die  Tätigkeit  der  Bank  für  Handel 

und  Industrie. 


IX.  Kapitel. 

Programm  der  Darmstädter  Bank. 

Die  landesherrliche  Konzession  der  Darmstädter 
Bank  vom  2.  April  1853,  bestimmte  im  § 3 der  Statuten, 
daß  die  Bank  in  Wirksamkeit  tritt,  sobald  die  erste 
Serie  des  Aktienkapitals  von  10  Millionen  Gulden  be- 
geben, und  dessen  Begebung  der  Großherzogi.  Re- 
gierung nachgevviesen  sein  würde.  Dieser  Nachweis 
wurde  unterm  10.  Mai  1853  erbracht  und  am  gleichen 
Tage  die  Verwaltung  der  Bank  definitiv  konstituiert 
und  die  Geschäftstätigkeit  begonnen. 

Die  Gründer  hatten  von  vornherein  die  Grundsätze 
und  Richtlinien  festgelegt,  nach  denen  die  Bank  ge- 
leitet werden  sollte,  und  zu  diesem  Zwecke  folgendes 
großartige  Programm  aufgestellt: 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  soll  in  erster 
Linie  zur  Erweiterung  und  Erleichterung  des  indu- 
striellen Kredits,  zur  Verstärkung  der  der  Industrie  zu 
Gebote  stehenden  materiellen  Mittel  dienen.  Die  deut- 
sche Industrie  sollte  ihr  vorübergehend  die  zu  ihrem 
Betriebe  dienenden  Kapitalien  verzinslich  in  laufender 
Rechnung  überweisen,  oder  auch  zur  Verstärkung  ihres 
Betriebskapitals  vorübergehend  Vorschüsse  in  laufender 
Rechnung  entnehmen.  Die  Darmstädter  Bank  sollte 
geeignet  und  geneigt  sein,  sowohl  vorübergehend  bis 
zu  einer  sich  darbietenden  festeren  Anlage,  das  flüssige 
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Kapital  mäßig  zu  verzinsen,  wie  bei  der  Anlage  selbst 
mit  Einsicht  und  Zuverlässigkeit  zu  leiten  und  durch 
Rat  und  Mitwirkung  solche  industrielle  Schöpfungen 
ins  Leben  zu  rufen,  welche,  wirklichen  und  anerkannten 
Bedürfnissen  entsprechend,  bei  guter  Leitung  eine  an- 
gemessene Rentabilität  verbürgen  i). 

„Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  ist  nicht  vor- 
zugsweise auf  Spekulationen  an  der  Btirse  angewiesen. 
Sie  hat  keineswegs  die  Aufgabe  der  Agiotage  Vor- 
schub zu  leisten  und  das  Kapital  zu  unproduktivem 
Börsenspiel  anzuregen.  Sie  ist  vielmehr  berufen  durch 
eigene  Beteiligung  und  durch  Anlage  fremder  Fonds 
solide  und  große  Unternehmungen  zu  fördern  und 
nach  Kräften  durch  die  auf  einem  hohen  Standpunkte 
sich  darbietende  klare  Einsicht  in  die  Gesamtlage  der 
deutschen  Industrie,  dazu  mitzuwirken,  daß  Unter- 
nehmungsgeist und  Kapital  in  die  richtigen,  den  Be- 
dürfnissen des  Augenblicks  entsprechende  Bahnen  ge- 
leitet werde.“  1) 

„Ihre  Organe  im  In-  und  Auslande  sollen  den  Ex- 
port und  Import  und  die  tausendfachen  anderen  Be- 
ziehungen der  deutschen  Industrie  zum  Geldmärkte 
vermitteln.  Sie  hat  das  Recht  und  die  Aufgabe,  das 
Kapital,  welches  bei  dem  einen  Industriellen  zeitweilig 
disponibel,  dem  andern,  welcher  desselben  im  gleichen 
Augenblicke  bedarf,  zuzuführen  und  durch  diesen 
steten  Austausch  die  industrielle  Tätigkeit  zu  beleben 
und  zu  steigern.“!) 

„Wie  bei  den  großartigen  Unternehmungen  der 
Industrie,  so  ist  sie  auch  berechtigt,  bei  den  großen 
Schöpfungen  und  bei  den  Geldgeschäften  der  Staaten 
sich  zu  beteiligen  und  das  Plazement  fremder  Fonds 


!)  Geschäftsbericht  1853,  S.  5. 
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auch  auf  diesem  Gebiete  zu  vermitteln.  Die  Bank  für 
Handel  und  Industrie  ist  mit  einem  Worte  ein  Bank- 
haus in  erhöhter  Potenz,  mit  großen  Fonds  ausge- 
rüstet, mit  zahlreichen,  der  Eventualität  des  Ablebens 
während  der  Dauer  der  Gesellschaft  entrückten  Or- 
ganen. Kein  toter  Buchstabe  hat  die  Grenze  ihrer 
Wirksamkeit  ungebührlich  eingeschnürt.  Wie  der  Ein- 
zelne, so  ist  sie,  die  massenhafte  Kollektivpersönlich- 
keit, auf  das  Maß  der  eigenen  Fähigkeit  angewiesen. 
Die  Gefahren  des  großen  Bankhauses  läuft  auch  sie, 
jedoch  nicht  in  vergrößertem,  sondern  in  einem  durch 
statuarische  Bestimmungen  beschränkterem  Maße“!). 

Das  Institut  sollte  mit  einem  wissenschaftlich-tech- 
nischen Beirat  umgeben  werden,  der  die  Aufgabe  hätte, 
die  Hauptgebiete  industrieller  und  kommerzieller  Tätig- 
keit, wo  sie  noch  nicht  in  Angriff  genommen  sind  oder 
gemeinsamer  Hilfe  bedürfen,  zu  prüfen  und  nach  er- 
fundener Probe  als  wirkende  Kräfte  ins  Dasein  zu  rufen. 

Kurz,  ihre  Hauptaufgabe  sah  sie  neben  der  Förde- 
rung des  Handels,  in  der  Förderung  und  Leitung  der 
deutschen  Industrie,  indem  sie  namentlich  die  Kapi- 
talisten in  Süddeutschland  zur  Gründung  großartiger 
industrieller  Unternehmungen  anzuregen  suchte. 

Fürwahr,  ein  großartiges  Programm! 

In  den  folgenden  Kapiteln  soll  nun  in  Abschnitten 
von  10  zu  10  Jahren  die  geschäftliche  Tätigkeit  der 
Darmstädter  Bank  geschildert,  und  gezeigt  werden, 
inwieweit  sie  bei  ihrer  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen,  Staats-  und  Kommunal-Kredits  wie  auch 
auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  als  auch  bei 
der  Pflege  des  regulären  Bankgeschäftes  ihrem  Pro- 
gramm treu  geblieben  ist. 


1)  Geschäftsbericht  1853,  S.  7. 
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X.  Kapitel. 

1853— 1862. 

Die  Darmstädter  Bank  hatte  gleich  zu  Beginn  ihrer 
Tätigkeit  mit  großen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  in- 
folge der  bestehenden  politischen  Verwicklungen ; dazu 
kam,  daß  die  orientalische  Frage  und  die  bevorste- 
henden Mißernten  in  Frankreich  und  England  einen 
fühlbaren  und  nachteiligen  Druck  ausübten.  Aus  die- 
sem Grunde  zeigte  sich  die  Verwaltung  der  Bank 
äußerst  zurückhaltend  in  der  Anlage  ihrer  disponiblen 
Mitteln  und  „jede  gefährliche  und  schwindelhafte 
Börsenspekulation,  jedes  unreife,  oder  der  Lage  des 
Geldmarktes  nicht  entsprechende,  industrielle  Projekt 
wies  sie  beharrlich  von  der  Hand“. 

Trotz  dieser  vorsichtigen  Geschäftsgebahrung  en- 
dete das  erste  Geschäftsjahr  mit  einem  Verlust  von 
fl.  941  d8  kr.,  also  ca.  H/g  kr.  pro  Aktie.  In  Anbe- 
tracht der  schwierigen  politischen  Verhältnisse  war  das 
Resultat  noch  relativ  als  günstig  zu  bezeichnen.  Im 

ersten  Jahr  betrug  der  Umsatz  auf  den  Hauptkonti 
rund : 

•^^sse  fl.  4 300000 

Wechsel,  24  fl.  Fuß  fl.  6070000 

Fremde  Wechsel  fl.  4 330000 

Depositen  fl.  950  000 

Effekten  fl.  2 300000 

Das  Wechselportefeuille  wurde  durchschnittlich  auf 
einer  Höhe  von  1 Million  fl.  gehalten  und  das  der 
fremden  Wechsel  auf  700000  fl. 

In  der  Beleihung  von  Effekten  war  man  äußerst  vor- 
sichtig und  erbrachte  dieses  Konto  ca.  600.  So  waren 
z.  B.  die  Beleihungen 
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Ende  Juli  250000  fl. 

,,  Dezember  500000  fl. 

„ November  410000  fl. 

Die  Wechsel  im  24  fl.  Fuß  verzinsten  sich  mit  4oo, 
während  die  Devisen  nur  2 0 0 einbrachten,  da  von 
dem  Gewinn  ca.  20000  fl.  Verlust  auf  Wiener  Valuta 
in  Anrechnung  gebracht  werden  mußten. 

Der  größte  Verlust  rührte  von  den  eigenen  Effekten 
her,  von  denen  durchschnittlich  800000  fl.  angelegt 
waren,  die  einen  Verlust  von  über  26000  fl.  ergaben. 

Betrachten  wir  das  Resultat  des  ersten  Geschäfts- 
jahres, so  können  wir  nicht  umhin  anzuerkennen,  daß 
trotz  der  politischen  Wirren  und  der  Versteifung  des 
Geldmarktes,  die  Verwaltung  und  Direktion  es  ver- 
standen hat,  einen  verhältnismäßig  günstigen  Erfolg 
zu  erzielen,  und  wir  können  die  Befriedigung  des 
Ehrenpräsidenten  des  Prinzen  Felix  zu  Hohenlohe- 
Oehringen  verstehen,  wenn  er  in  der  ersten  General- 
versammlung sagt:  „Dem  Geschicke  des  Verlustes, 
dem  fast  ganz  Europa  unterlag,  sind  wir  durch  die 
Gewissensaftigkeit  und  die  Tüchtigkeit  der  Direktion 
wie  ein  Wunder  beinahe  ohne  Schaden  entgangen. 
Und  so  wird  dieses  allgemeine  Unglück  für  uns  doch 
eine  glückliche  Seite  haben ; denn  es  wird  Bürgschaft 
dafür  liefern,  was  die  Bank  für  Handel  und  Industrie 
in  normalen  Zeiten  zu  leisten  imstande  sein  wird, 
nachdem  sie  schwere  Tage  in  so  glücklichem  Kampfe 
überstanden  hat.  Dafür  gibt  uns  noch  insbesondere 
die  Sorgfalt  Gewähr,  mit  welcher  die  großherzogliche 
Regierung  dem  Institut  ihren  Schutz  angedeihen  läßt.“ 
ln  der  Tat  kam  auch  die  großherzogliche  Regierung 
dem  neuen  Institut  mit  dem  größten  Verständnis  und 
Wohlwollen  entgegen,  indem  sie  der  Bank  ihrem  Wir- 
kungskreise entsprechende  freie  Bewegung  ließ,  und 
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sie  mit  den  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  unerläßlichen 
Rechten  ausstattete.  Zu  diesem  wohlwollenden  Ver- 
hältnis trug  wohl  nicht  wenig  die  persönliche  Freund- 
schaft zwischen  dem  hessischen  Minister  Freiherrn  von 
Dalwigk  und  dem  Ehrenpräsidenten  der  Darmstädter 
Bank,  Prinzen  von  Hohenlohe-Oehringen  bei. 

Schon  gleich  zu  Beginn  ihrer  Tätigkeit  fand  die 
Bank  eine  Unterstützung  bei  der  Regierung,  indem 
letztere  durch  die  Oberzolldirektion  ein  Zirkular  er- 
ließ, welches  allen  Kaufleuten  die  Fazilität  gewährte, 
Zollkredit  gegen  ihre  Solawechsel,  die  mit  dem  Aval 
der  Darmstädter  Bank  versehen  waren,  zu  erhalten. 
In  der  Folge  übertrug  auch  noch  die  Finanzverwaltung 
ihre  Geschäfte  teilweise  der  Darmstädter  Bank. 

Im  Laufe  des  Jahres  1854  ist  die  Bank  gänzlich 
von  Verlusten  verschont  geblieben  und  konnte  sogar, 
trotz  der  schwierigen  politischen  Lage,  die  der  Krim- 
krieg verursachte,  o Dividende  zahlen,  doch  ge- 

wiß ein  äußerst  befriedigendes  Resultat. 

Überaus  wichtig  war  in  diesem  Jahre  die  Gründung 
der  Agentur  in  Frankfurt  a.  M.,  die  ,, jenen  lebendigen 
Zusammenhang  des  Institutes  mit  der  Börse  eines 
großen  Geldplatzes  vermittelt,  welcher  für  große  Fi- 
nanzoperationen die  erste  und  unumgängliche  Voraus- 
setzung“. Auch  die  Gründung  einer  Filiale  in  der 
hessischen  Handelsstadt  Mainz  trug  dazu  bei,  den 
Verkehr  zu  beleben  und  zu  steigern,  den  Gesichtskreis 
und  die  Operationsbasis  der  Bank  zu  erweitern. 

In  diesem  Jahre  verwirklichte  zum  ersten  Male  die 
Darmstädter  Bank  das  Ziel,  das  sie  sich  gesteckt  hatte, 
nämlich  „sich  bei  den  großen  Schöpfungen  und  bei 
den  Geldgeschäften  der  Staaten  zu  beteiligen  und  das 
Plazement  fremder  Fonds  auch  auf  diesem  Gebiete  zu 
vermitteln“. 
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ln  Gemeinschaft  mit  den  Frankfurter  Bankhäusern 
M.  A.  von  Rothschild,  und  S.  J.  Goll  & Söhne,  den 
Mannheimer  Bankgeschäften  W.  H.  Ladenburg  und 
H.  L.  Hohenemser,  und  der  Firma  S.  Oppenheim  jun. 
in  Cöln  übernahm  die  Darmstädter  Bank  die 


0 Badische  Anleihe. 

Ferner  partizipierte  sie  bei  der  bayrischen  Anleihe,  die 
einen  guten  Gewinn  erzielte.  Das  bayrische  Anlehen 
war  durch  Subskription  zustande  gekommen.  Bei  einer 
württembergischen  Anleihe  war  die  Darmstädter  Bank 
als  Konkurrentin  für  die  Übernahme  derselben  aufge- 
treten. Unter  den  bestehenden  Verhältnissen  war  aber 
diese  Anleihe  zu  teuer  und  die  Offerte  der  Darm- 
städter Bank,  sie  in  Form  einer  Prämienanleihe  al  pari 
zu  übernehmen,  wurde  nicht  angenommen.  Vom  Credit 
mobilier  übernahm  die  Darmstädter  Bank  Aktien  der 
österreichisch-französischen  Staatsbahn,  wodurch  sie 
mit  letzterer  in  der  Folgezeit  in  nahe  Beziehung  kam. 

Ungeachtet  der  politischen  Zustände  wurden  die 
einmal  begonnenen  industriellen  Unternehmungen  und 
Finanztransaktionen,  wie  der  Bau  zahlreicher  Eisen- 
bahnen, fortgeführt;  und  soweit  dieselben  realisiert, 
lieferten  sie  sehr  befriedigende  Ergebnisse. 

Bei  baldiger  Beendigung  des  Krimkrieges  war  mit 
Gewißheit  auf  eine  rege  Tätigkeit  auf  industriellem 
und  kommerziellem  Gebiete  zu  rechnen,  und  boten 
sich  alsdann  der  Bank  neue  lohnende  Transaktionen. 
Auch  die  durch  den  Krieg  engagierten  Staaten 
wurden  genötigt,  neue  Anleihen  aufzunehmen,  so 
daß  sich  auch  hier  ein  gewinnreiches  Operations- 
feld fand.  Es  lag  deshalb  klar  auf  der  Hand,  daß  die 
derzeitigen  Mittel  von  4 Millionen  fl.  viel  zu  gering 
waren,  um  sich  an  den  chancenreichen  Unternehmungen 
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ZU  beteiligen,  und  die  Bank  mußte  sich  unter  diesen 
Umständen  schließlich  eine  ganze  Reihe  von  gewinn- 
bringenden Geschäften  entgehen  lassen.  Die  Verwal- 
tung tat  also  klug  daran,  schon  in  der  zweiten  Gene- 
ralversammlung die  Mittel  für  die  Zukunft  parat  zu 
stellen.  Sie  forderte  deshalb  die  Einzahlung  der  rest- 
lichen 60  o o des  Aktienkapitals,  das  sich  alsdann  auf 
10  Millionen  fl.  belief,  und  das  dazu  dienen  sollte, 
weitere  Filialen  und  Kommanditen  an  Hauptbörsen- 
plätzen zu  gründen  und  die  Bank  zu  befähigen  ,,mit 
ausreichenden  Mitteln  bei  den  .Anleihen  der  Staaten 
wie  bei  den  Anleihen  der  großindustriellen  Gesell- 
schaften zu  konkurrieren,  und,  wenn  der  Friede  ge- 
sichert, durch  ihre  Mitwirkung  neue  große  industrielle 
Unternehmungen  ins  Leben  zu  rufen.“ 

Wie  es  die  Fortdauer  des  Krimkrieges  erheischte, 
ging  die  Bank  in  ihren  Transaktionen  äußerst  zurück- 
haltend und  vorsichtig  zu  Wege,  was  sie  umso  mehr 
tun  mußte,  als  ihr  verhältnismäßig  geringe  Mittel  zur 
Verfügung  standen.  Im  Laufe  des  Jahres  1855  waren 
die  restierenden  60  O o des  Aktienkapitals  eingezahlt 
worden,  und  als  man  zu  Beginn  des  Jahres  1856  der 
Beendigung  des  Krimkrieges  entgegenging,  beschloß 
man  abermals  eine  Erhöhung  des  Aktienkapitals  um 
weitere  15  Millionen,  so  daß  es  insgesamt  25  Millionen 
betrug,  und  dadurch  die  Bank  in  die  Lage  setzte,  sich  an 
allen  größeren  Transaktionen  zu  beteiligen.  Gleich  zu 
Beginn  des  Jahres  1856  wurde  eine  Notenbank  in  Darm- 
stadt ins  Leben  gerufen: 

die  Bank  für  Süddeutschland. 

Ursprünglich  hatten  Gustav  Mevissen  und  S.  Oppen- 
heim in  Köln  1852  die  Konzession  zur  Gründung  einer 
Zettelbank  erhalten  und  unter  der  Bedingung  des  Baues 
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einer  Eisenbahn  von  Aschaffenburg  über  Darmstadt 
nach  Mainz. 


Diese  Konzession  zur  Gründung  einer  Notenbank 
war  auf  die  Aktionäre  der  Darmstädter  Bank  über- 
gegangen, die  sich  nun  ihrerseits  verpflichten  mußte, 
den  Bau  der  gedachten  Eisenbahn  zu  übernehmen.  Das 
eine  Projekt  war  mithin  unzertrennlich  von  dem  andern. 
Die  Bank  brauchte  selbstverständlich  nicht  selbst  die 
Leitung  des  Baues  in  die  Hand  zu  nehmen,  sondern 
sie  trat  in  Unterhandlung  mit  der 

Großherzogi.  hessischen  Ludwigsbahn, 

die  ein  großes  Interesse  daran  hatte,  daß  der  Bau 
nicht  in  andere  Hände  kam.  Am  18.  September  1857 
wurde  nun  zwischen  der  Bank  für  Handel  und  Industrie, 
den  ursprünglichen  Konzessionären  der  Bank  für  Süd- 
deutschland, und  der  Hessischen  Ludwigsbahn  ein 
Vertrag  abgeschlossen,  der  auf  nachfolgenden  Grund- 
lagen beruhte : 

1.  daß  die  Konzession  der  Bank  für  Süddeutschland 
wieder  hergestellt  und  bei  deren  Begründung  die  Bank 
für  Handel  und  Industrie  in  bestimmter  Weise  be- 
teiligt werde ; 

2.  daß  die  Hessische  Ludwigsbahn-Gesellschaft  den 
Bau  der  beiden  Bahnen  von  Mainz  nach  Bingen  und 
von  Mainz  nach  Aschaffenburg  übernehme,  und  daß 
beide  Bahnstrecken  mit  der  Ludwigsbahn  in  ein  ein- 
ziges in  Betrieb  und  Exploitation  ungetrenntes  Unter- 
nehmen verschmolzen  werden ; 

3.  daß  die  Hessische  Ludwigseisenbahn-Gesellschaft 
in  ausreichender  Weise  bei  den  Vorteilen  der  Bank 
für  Süddeutschland  beteiligt  werde; 

4.  daß  die  Bank  für  Handel  und  Industrie  in 
Darmstadt  und  die  ursprünglichen  Konzessionäre  der 
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Bank  für  Süddeutschland  einen  Teil  der  zum  Bahnbau 
erforderlichen  Mittel  aufbringen. 

Das  Baukapital  war  auf  8 Millionen  fl.  festgesetzt; 
davon  sollten  aufgebracht  werden  4 Millionen  durch 
Emission  neuer  Hess.  Ludwigsbahn-Aktien,  welche 
während  der  Bauzeit  mit  5 o o verzinst  werden  und  nach 
vollendetem  Bau  in  alle  Rechte  der  jetzigen  Aktien  1 

eintreten.  Die  anderen  4 Millionen  sollten  beschafft 
werden  durch  eine  4i/2°/oige  Prioritätsanleihe,  die  ge- 
meinsam von  der  Darmstädter  Bank,  dem  A.  Schaaff- 
hausenschen  Bankverein  und  Salomon  Oppenheim  jun. 

& Co.  in  Köln  übernommen  werden  sollten. 

Nachdem  die  Hess.  Ludwigsbahn  die  Bedingungen 
erfüllt  hatte,  unter  denen  die  Bank  für  Süddeutschland 
ins  Leben  trat,  war  sie  darauf  bedacht,  ihren  Aktionären 
einige  Vorteile  zu  sichern  bei  der  Emission  der  neuen 
Aktien  der  Darmstädter  Zettelbank.  Eine  einfache  und  , 

unmittelbare  Beteiligung  schien  der  Verwaltung  der 
Ludwigsbahn  nicht  sachgemäß ; dieselbe  erforderte  Ka- 
pitalaufwand und  hatte  naturgemäß  mit  den  Chancen 
des  Gewinnes  auch  solche  des  möglichen  Verlustes  f 

zu  tragen.  Es  kam  deshalb  darauf  an,  der  Ludwigs-  [ 

eisenbahngesellschaft  die  ersteren  zuzuwenden  und  sie 
vor  dem  letzteren  zu  bewahren. 

Diese  Frage  wurde  in  der  Weise  gelöst  ^),  daß 
die  Ludwigsbahngesellschaft  berechtigt  ist,  den  fünften 
Teil  der  ersten  Emission  von  Zettelbankaktien,  näm- 
lich für  4 Millionen  Gulden  Aktien,  binnen  4 Jahre  ^ 

vom  Tage  der  Begründung  der  Bank  an  zum  Pari- 
kurse zu  beanspruchen,  jedoch  ohne  alle  Verbindlichkeit 
dieselben  zu  nehmen.  Da  die  Vorteile  der  Aktionäre 
der  Bank  in  Dividenden  bestehen,  und  da  der  Kurs 

1)  Außerordentliche  Generalversammlung  der  Hess.  Ludwigs-  1 

bahn  am  16.  Oktober  1855.  i 
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der  Aktien  sich  nach  der  Dividende  zu  regeln  pflegt, 
da  endlich  vier  Jahre  eine  hinreichend  lange  Zeit  ist, 
in  welcher  sich  mit  Bestimmtheit  ergeben  muß,  ob 
die  Bank  reüssiert,  so  hatte  die  Ludwigsbahn  ihre 
Zwecke  vollkommen  erreicht,  indem  sie  auf  diese  Weise 
ohne  alles  Risiko  ihrerseits  an  dem  Gewinne  der  neuen 
♦ Zettelbank  partizipieren  konnte. 

Von  jeder  weiteren  Emission  von  Zettelbankaktien 
ist  der  Ludwigsbahn  gleichfalls  der  fünfte  Teil  ohne 
die  Verpflichtungen  zur  Annahme  Vorbehalten.  Da 
der  Gesellschaft  auf  diese  Weise  die  Begebung  eines 
Betrages  von  4 Millionen  Zettelbankaktien  zum  Pari- 
kurse schon  gleich  zu  Anfang  zustand,  so  ergab  sich 
zunächst  die  Frage  für  die  Verwaltung  den  Ludwigs- 
bahn, ob  diese  Berechtigung  nur  im  Interesse  der 
Gesamtgesellschaft  nutzbar  gemacht  oder  ob  sie  an 
^ die  Einzelaktionäre  überlassen  werden  sollte. 

Nach  sorgfältiger  Erwägung  entschied  man  sich 
für  den  folgenden  Mittelweg: 

Auf  die  Zeichner  resp.  Inhaber  der  4 Millionen  fl. 
neue  Aktien  der  Hess.  Ludwigsbahn  sollte  der  vierte  Teil 
der  der  Ludwigsbahnaktiengesellschaft  vorbehaltenen 
Berechtigung,  sonach  der  Anspruch  auf  fl.  1000000 
Zettelbankaktien  zum  Parikurse  übergehen.  Da  durch 
die  Darmstädter  Bank  und  einige  Kölner  Häuser,  ein 
Betrag  von  fl.  1 200000  übernommen  ist,  so  erhalten 
dieselben  hiermit  einen  Anspruch  auf  fl.  300000  Zettel- 
bankaktien. Auf  die  übrigen  fl.  280000  neue  Aktien 
entfällt  ein  Anspruch  auf  fl.  700000  Zettelbankaktien 
und  es  ist  dieser  Anspruch  indirekt  den  derzeitigen 
Aktionären  der  Ludwigsbahngesellschaft  Vorbehalten, 
weil  diese  vorzugsweise  obige  fl.  280000  zu  zeichnen 
berechtigt  sind.  Zugleich  soll  aber  auch  jeder  der 
Aktionäre,  welcher  kraft  seines  Aktienbesitzes  neue 
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Aktien  zeichnet,  auf  seine  dermaligen  Aktien  einen  An- 
spruch auf  eine  dem  vierten  Teil  dieses  Aktienbesitzes 
entsprechende  Summe  von  Zettelbankaktien,  erhalten, 
wodurch  den  alten  Aktionären,  insofern  sie  das  Zeich- 
nungsrecht ausüben,  weitere  fl.  700  000  der  der  Lud- 
wigsbahn vorbehaltenen  Zettelbankaktien  direkt  zuge- 
wiesen werden. 

Jeder  Inhaber  von  Ludwigsbahnaktien,  welcher  neue 
Aktien  nimmt,  erwirbt  dadurch  den  Anspruch,  eine  der 
Hälfte  seines  jetzigen  Aktienbesitzes  gleiche  Summe  in 
Aktien  der  Bank  für  Süddeutschland  zum  Parikurse, 
binnen  4 Jahren  zu  erwerben. 

Durch  dieses  gemeinsame  Hand  in  Hand  arbeiten 
begann  das  intime  Verhältnis  der  Darmstädter  Bank 
zur  Hess.  Ludwigseisenbahngesellschaft,  deren  finan- 
zielle Transaktionen  während  all  der  Zeit  bis  zur  Ver- 
staatlichung im  Jahre  1807  ausschließlich  von  der  Bank 
besorgt  wurden. 

Die  großherzogl.  Regierung  hat  es  also  meisterhaft 
verstanden,  den  Bau  der  Bahn  von  Aschaffenburg  über 
Darmstadt  nach  Mainz  zu  sichern,  ohne  die  Hilfe  des 
Staates  in  Anspruch  zu  nehmen,  indem  sie  einfach  die 
Gründung  einer  Notenbank  abhängig  machte  von  die- 
sem Bau  und  andererseits  sogar  noch  durch  die  Kon- 
zessionierung  der 

Bank  für  S ü d d eu ts ch  1 a n d 

die  finanziellen  Kräfte  des  Landes  vermehrte. 

Im  Gegensatz  zur  Darmstädter  Bank  sollte  die  Bank 
für  Süddeutschland  ausschließlich  als  reines  Geldin- 
stitut dienen,  das  nur  solche  Operationen  in  den  Kreis 
seiner  Tätigkeit  zog,  welche  ein  ganz  geringes  Risiko 
boten,  wie  Diskont-,  Depositen-  und  Lombardgeschäfte. 
Das  Aktienkapital  der  Zettelbank  war  auf  20  Millionen 
fl.  festgesetzt,  und  kann  durch  Beschluß  der  Ver- 
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waltung  auf  40  Millionen  erhöht  werden,  eine  weitere 
Erhöhung  bedurfte  der  Zustimmung  der  Generalver- 
sammlung und  der  Regierung.  Der  Verwaltungsrat 
(nicht  Direktion)  war  bei  der  Darmstädter  Kredit- 
bank und  der  Zettelbank  derselbe.  Die  Direktoren 
wurden  vereidigt  und  das  Institut  stand  unter  staat- 
( \ lieber  Aufsicht  und  war  verpflichtet,  monatliche  Aus- 

weise über  die  jeweils  baren  Kassenbestände  zu  ver- 
öffentlichen. Die  Noten  mußten  jederzeit  eingelöst 
werden,  i/g  der  Noten  mußte  bar  gedeckt  sein,  in 
geprägten  Münzen,  Gold-  und  Silberbarren,  die  übrigen 
“/s  in  Wechsel  mit  höchstens  3 monatlicher  Laufzeit 
und  mit  3 Unterschriften. 

,, Diese  wünschenswerte,  ja  unter  Umständen  not- 
wendige Zettelbank,  durch  dieselbe  Verwaltung  ge- 
leitet, sollte  der  Darmstädter  Bank  selbständig  und 
ergänzend  zur  Seite  stehen.  Fortan  sollten  beide  In- 
stitute durch  und  nebeneinander  sich  entwickeln,  durch 
gegenseitige  Unterstützung  ihre  Kräfte  steigern  und 
verdoppeln.“  Und  in  der  Tat  entwickelte  sich  ein 
* lebhafter  Diskontverkehr  zwischen  den  beiden  Banken. 

Auch  sonst  noch  gereichte  die  innige  Verbindung  mit 
' der  Zettelbank  der  Darmstädter  Bank  zu  großem  Vor- 

teil, indem  diese  bei  ihren  Kommanditen,  z.  B.  Rümelin 
& Co.  in  Heilbronn,  Notendepots  errichtete  und  so 
diese  in  die  Lage  setzten,  jederzeit  flüssige  Gelder 
zur  Verfügung  zu  haben. 

Die  Gründung  der  Zettelbank  im  Zusammenhang 
} ^ mit  dem  Bau  der  überaus  wichtigen,  für  die  direkte 

Verbindung  des  linken  Rheinufers  mit  Süddeutschland, 
Eisenbahn  von  Bingen  über  Mainz  und  Darmstadt 
i nach  Aschaffenburg,  bot  der  Darmstädter  Bank  zum 

erstenmal  die  gewünschte  Gelegenheit,  bei  einem 
größeren  indusTiellen  Unternehmen  in  dem  Großher- 
zogtum Hessen  ihre  Vermittlung  eintreten  zu  lassen. 
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Von  jener  Zeit  an  nahmen  die  durch  die  ungünstigen 
Zeitverhältnisse  zurückgehaltenen  Eisenbahngeschäfte 
unter  dem  Einfluß  einer  günstigen  Lage  des  Geld- 
marktes, einen  bedeutenden  Aufschwung. 

Bald  nach  der  Gründung  der  Bahn  von  Bingen 
nach  Aschaffenburg,  konnte  sich  die  Darmstädter  Bank 
an  der  rheinischen  Eisenbahn  von  Bingen  nach  Nym- 
wegen  erfolgreich  beteiligen.  Eine  ebenso  lohnende 
Tätigkeit  bot  sich  ihr  in  Österreich,  wo  die  Eisen- 
bahnunternehmungen einen  großartigen  Aufschwung 
genommen  hatten,  und  die  dem  Kapitalisten  eine  sichere 

und  gute  Anlage  brachten. 

Die  Darmstädter  Bank  nahm  die  Vermittlung  dieser 
Kapitalanlagen  für  Süddeutschland  in  die  Hand.  Ja, 
bei  der  großen  Zukunft,  die  der  Industrie  sich  in 
Österreich  eröffneten,  wollte  die  Darmstädter  Bank 
Wien  zum  zuzeiten  Hauptplatz  ihrer  Tätigkeit  machen. 
Ein  diesbezügliches  Gesuch  zwecks  Gründung  einer 
Filiale  in  Wien  wurde  von  der  k.  k.  Regierung  ab- 
schlägig beschieden,  da  bereits  schon  Unterhandlungen 
wegen  Gründung  eines  eigenen  Kreditinstitutes  im 
Gange  waren.  Die  Darmstädter  Bank  mußte  sich  des- 
halb mit  einer  Kommandite  in  Wien  begnügen,  wie 
sie  denn  überhaupt  mit  Österreich  in  regem  Geschäfts- 
verkehr stand.  Sie  war  durch  die  Übernahme  der 
Aktien  der  Österr.  franz.  Staatsbahn  mit  der  Wiener 
Finanzwelt  in  nahe  Beziehungen  getreten,  die  für  die 
weiteren  großen  Finanztransaktionen  in  österreichischen 
Werten  von  der  größten  Wichtigkeit  waren.  So  be- 
teiligte sich  die  Bank  bereits  1856  an  der  Übernahme 
der  Aktien  der  Elisabethbahn,  und  bei  der  Theissbahn 
war  sie  Mitbegründerin. 

Als  eine  der  Hauptaufgaben  hatte  sich  die  Darm- 
städter Bank  die  Förderung  und  Leitung  der  deutschen 
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Industrie  gestellt,  indem  durch  ihre  Vermittlung  und 
Mitwirkung,  namentlich  in  Süddeutschland,  Kapitalisten 
zur  Gründung  industrieller  Unternehmungen  angeregt 
wurden.  Zu  diesem  Zwecke  suchte  sich  die  Darmstädter 
Bank  mit  einem  wissenschaftlich  technischen  Beirat 
zu  umgeben,  der  die  Hauptgebiete  industrieller  und 
kommerzieller  Tätigkeit  genau  prüfen  und  fördern  sollte, 
und  den  eventuell  gegründeten  Industriewerken  mit 
Rat  und  Tat  zur  Seite  stehen  sollte.  Seine  Aufgabe 
sollte  es  sein,  mit  festem  klarem  Blick  die  Bedürfnisse 
der  Gegenwart  gewissenhaft  zu  erforschen  und  die 
Initiative  zu  lebensfähigen  Schöpfungen  auf  dem  Gebiet 
der  Industrie  zu  geeigneter  Zeit  zu  ergreifen,  und  solche 
industrielle  Schöpfungen  ins  Leben  zu  rufen,  welche 
eine  angemessene  Rentabilität  verbürgten. 

Die  Bank  suchte  mit  jedem  Jahr  der  Firma,  die 
sie  trägt,  „für  Handel  und  Industrie“  zu  entsprechen. 
Im  Jahre  1856  schritt  sie  nun  zum  erstenmal  zur  Ver- 
wirklichung ihrer  Pläne,  indem  sie  nacheinander  fol- 
gende industrielle  Etablissements  ins  Leben  rief  und 
zwar  mit  einem  Grundkapital  von : 

1.  fl.  400000  die  Badische  Wollenmanufaktur  in  Mann- 
heim 

2.  fl.  500000  die  Württemberg.  Kattunmanufaktur  in 

Heidenheim 

3.  Thlr.  250000  die  Oldenburg-Ostindische  Rhederei 

4.  Thlr.  300000  die  Kammgarnspinnerei  und  Weberei 

^ ' i in  Marklissa 

! 5.  fl.  100000  die  Maschinenfabrik  und  Eisengießerei 

I in  Darmstadt 

6.  fl.  200000  Maschinenfabrik  Heilbronn 

7.  fl.  360000  Oberhess.  Hüttenverein  zu  Ludwigshütte 

in  Biedenkopf. 
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Diese  7 Gesellschaften  weisen  zusammen  ein  ein- 
gezahltes Aktienkapital  von  ca.  2 580000  fl.  auf,  wovon 
sich  1857  bei  der  Darmstädter  Bank  ca.  813160  fl.  im 
Portefeuille  befanden,  eine  Summe,  die  o des 

Aktienkapitals  und  ca.  der  gesamten  Aktiven 

betrug. 

1.  Badische  Wollenmanufaktur  in  Mannheim. 

Sie  wurde  gegründet  durch  Übernahme  der  Kunst- 
wollenfabrik Köber  & Comp,  in  Mannheim.  Das  Grund- 
kapital, das  bis  zu  4 Millionen  fl.  erhöht  werden  konnte, 
wurde  zunächst  durch  Begebung  \on  Aktien  ä fl.  250 
auf  fl.  400000  gebracht,  von  denen  sowohl  Köber  als 
auch  die  Darmstädter  Bank  je  die  Hälfte  übernehmen 
mußten.  Bei  allen  weiteren  Emissionen  war  jeweils  die 
eine  Hälfte  den  Aktionären  und  die  andere  Hälfte  den 
Gründern  zum  Nominalwert  Vorbehalten.  Dieses  Unter- 
nahmen brachte  im  ersten  Jahre  seiner  Geschäftstätigkeit 
eine  Superdividende  von  deren  Auszahlung  je- 

doch sistiert  wurde.  Obschon  Absatz  und  Preise  bei 
starker  Produktion  fortwährend  \orteilhaft  geblieben 
waren,  und  das  Geschäft  namentlich  in  der  Kunst- 
wollenbranche mit  namhaftem  Nutzen  arbeitete,  so  war 
dasselbe  doch  insofern  in  einer  weniger  günstigen  Lage, 
als  die  Ausdehnung  des  Geschäfts  auf  die  Streichgarn- 
spinnerei in  eine  doppelt  ungünstige  Periode  fiel.  In 
den  nächsten  Jahren  konnte  die  Fabrik  keine  Divi- 
denden zahlen  und  trotz  der  guten  Rente,  welche 
Kunstwolle  im  allgemeinen  abwarf,  gelang  es  ihr 
nicht,  die  früheren  Verluste  wieder  wett  zu  machen, 
hauptsächlich  deshalb,  weil  das  Prioritätskapital 
viel  zu  groß  bemessen  war.  Als  man  im  Herbst 
1857  die  Verdoppelung  des  Aktienkapitals  beschlossen 
hatte,  trat  im  November  desselben  Jahres  plötzlich 
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die  furchtbare  Handelskrisis  ein,  welche  jeden  Ka- 
pitalzufluß abschnitt.  Der  mit  fast  unbeschränk- 
ter Machtvollkommenheit  ausgerüstete  Direktor  der 
Fabrik  hatte  bereits  das  Unternehmen  mit  Engage- 
ments bis  zur  Höhe  der  neuen  Emission  belastet  und 
dadurch  das  Werk  vor  den  Ruin  gebracht.  Die  Bank 

^ suchte  noch  zu  retten,  was  zu  retten  war,  und  trat  mit 

anderen  Bankhäusern  in  die  Bresche  ein,  indem  sie 
gegen  Verpfändung  der  unplazierten  Aktien  und  gegen 
sonstige  Sicherheiten  die  erforderlichen  Kredite  er- 
öffnete.  Aber  schließlich  sah  sich  die  Bank  doch  ge- 
nötigt, das  Werk  vollständig  aufzulösen  und  nach  der 
vollständigen  Liquidation  hatte  sie  einen  Verlust  von 
mehr  als  200000  fl.  zu  verzeichnen. 

2.  Die  Württembergische  Kattunmanufaktur 

in  Heidenheim 

^ wurde  gegründet  durch  Übernahme  der  Kattundruckerei 

von  Meebold  & Co.  in  Heidenheim.  Das  Gesellschafts- 
kapital wurde  auf  2 Millionen  fl.  festgesetzt,  eingeteilt 
in  8000  Aktien  ä fl.  250,  wovon  die  erste  Serie  von 
fl.  500000  zunächst  begeben  wurde  bei  einer  so- 
fortigen Einzahlung  von  40  Oo.  Der  Gegenstand  des 
Unternehmens  war  die  Erzeugung  von  gedruckten  und 
ungedruckten  Baumwollstoffen.  Eine  Ausdehnung  des 
Betriebes  auf  Spinnerei  und  Weberei  wurde  sich  Vor- 
behalten. Die  Verhältnisse  des  neuen  Industriezweiges 
waren  allgemein  günstig,  da  gerade  in  den  letzten 
f < Jahren  die  Kattunfabrikation  einen  bedeutenden  Auf- 

schwung genommen  und  sich  vornehmlich  in  Öster- 
reich und  in  den  Donauländern  neue  Absatzgebiete 
erschlossen  hatte.  Zudem  stand  diesem  Industriezweig 
ein  Zollschutz  zur  Seite,  der  jede  ausländische  Kon- 
kurrenz ausschloß.  Innerhalb  des  Zollvereins  war 
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r Bayern  das  größte  Konsumland  für  Kattune,  und  da  die 

Fabrik  ja  unweit  der  bayrischen  Grenze  lag  und  äußerst 
günstige  Bahnverbindungen  hatte,  so  bot  sich  ihr  hier- 
durch ein  lohnendes  Absatzgebiet.  Bei  Eintritt  der 
Handelskrisis  von  1857  beschränkte  das  Geschäft 
seine  Produktion  und  blieb  dadurch  von  jener  Krisis 
unberührt.  Dank  der  Umsicht  der  Direktion  überstand 
das  Werk  auch  glänzend  die  schwierige  Periode  von 
1864/65,  die  Baumwollkrisis,  während  die  meisten  ana- 
logen Etablissements  mit  ansehnlichen  Verlusten  ab- 
schlossen. Ja  die  Fabrik  war  sogar  in  der  Lage,'  in 
dieser  schwierigen  Zeit  5 o/o  Dividende  zu  verteilen, 
dank  des  vorsorglich  angesammelten  Reservefonds.  Die 
Württembergische  Kattunmanufaktur  entwickelte  sich 
nun  unter  ihrer  vorzüglichen  Leitung  von  Jahr  zu  Jahr 
und  gehört  heute  zu  den  blühendsten  Industrieunter- 
nehmungen Württembergs.  Die  Darmstädter  Bank  be- 
saß bis  zum  Jahr  1891  immer  einen  ansehnlichen  Posten 
von  Aktien  und  mit  diesem  Jahre  erscheinen  sie  letzt- 
mals in  dem  Geschäftsbericht  mit  einem  Betrag  von 
14000  Mk. 

3.  Die  Oldenburg-Ostindische  Rhederei 

wurde  von  der  Deutsch-Schweizer.  Kreditanstalt  in  Ge- 
meinschaft mit  der  Darmstädter  Bank  ins  Leben  ge- 
rufen und  zwar  mit  einem  fixierten  Grundkapital  von 
1 Million  Thaler  in  2000  Aktien  ä 500  Thlr.  Vor- 
läufig wurden  nur  500  Aktien  emittiert;  bei  einer  wei- 
teren Emission  wird  die  Hälfte  den  Zeichnern  der 
ersten  Emission,  die  andere  Hälfte  den  im  Besitz  der 
Aktien  befindlichen  Interessenten  zu  Pari  angeboten. 
Zwar  konnte  die  Gesellschaft  im  ersten  Jahre  8 o/o  Divi- 
dende verteilen.  Das  Unternehmen  blieb  jedoch  von 
Unglücksfällen  und  Havarien  nicht  verschont,  so  daß 
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es  in  den  folgenden  Jahren  keinen  Gewinn  erbrachte, 
und  man  sich  im  Jahre  1859  zu  einer  Liquidation  ent- 
schloß. Bei  diesem  Unternehmen  war  die  Darmstädter 
Bank  ziemlich  mäßig  beteiligt. 

4.  Die  Kammgarnspinnerei  und  Weberei  in 

Marklissa 

wurde  in  Form  einer  Kommanditgesellschaft  gegründet 
und  betrachtete  als  ihre  Aufgabe,  die  Erzeugung  und 
vollständige  Herstellung  wollener  und  halbwollener 
Stoffe  aus  dem  Rohmaterial.  Diese  wurden  zwar  bereits 
in  Deutschland  angefertigt,  doch  weder  in  einem  Um- 
fange noch  in  einer  Qualität,  daß  dem  fremden  Fabrikat 
auf  dem  einheimischen  Markt  Konkurrenz  gemacht 
werden  konnte.  Bradford  in  England  war  die  eigent- 
liche Stätte  dieses  Fabrikationszweiges.  Deutsch- 
land war  einer  der  Hauptabnehmer  der  englischen 
Fabrikate,  ohne  daß  die  bisherige  deutsche  Fabrikation 
imstande  gewesen  wäre,  die  Zunahme  des  Importes  aus 
England  zu  unterbrechen.  Die  Erfolge  einer  mit  dem 
Ausland  konkurrierenden  Tätigkeit  werden  bedingt 
durch  die  Leitung  und  Einrichtung  einer  Fabrik,  durch 
die  derselben  zur  Seite  stehenden  Direktoren  und  die 
ihr  zur  Disposition  gestellten  Mittel. 

Die  technische  Leitung  wurde  einem  Direktor  über- 
tragen, der  16  Jahre  lang  in  Bradford  tätig  gewesen 
war.  Die  Dauer  der  Gesellschaft  wurde  auf  50  Jahre 
festgesetzt.  Das  Grundkapital  betrug  2 Millionen 
Thaler,  eingeteilt  in  10000  Anteilscheine  zu  200  Thlr., 
von  denen  vorläufig  nur  400000  Thlr.  in  2000  Anteil- 
scheinen emittiert  werden.  Die  Geschäftsinhaber  be- 
teiligten sich  dabei  mit  mehr  als  100000  Thlr.  Hier- 
von werden,  solange  die  Emission  der  Anteilscheine 
den  Betrag  von  400000  Thlr.  nicht  übersteigt. 
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50000  Thlr.  und  sobald  sie  durch  eine  weitere  Emission 
erhöht  wird,  neue  50000  Thlr.  in  \oll  gezahlten  An- 
teilscheinen als  Garantie  für  eine  jährlich  mindestens 
5oo  betragende  Dividende  hinterlegt.  Diese  wird  vor- 
weg entnommen,  von  dem  dann  sich  ergebenden  Rein- 
gewinn 5 o/o  zum  Reservefonds,  5 o/o  für  die  Mitglieder 
des  Verwaltungsrates  abgesetzt  und  die  übrigen  90  o/o 
derartig  verteilt,  daß  2/3  die  stillen  Teilhaber,  I/3  die 
Geschäftsinhaber,  die  sie  jedoch  erst  dann  erhalten, 
wenn  den  Inhabern  der  Anteilscheine  3^  3%  Extra- 
dividende zugeflossen  sind. 

Das  Unternehmen  lieferte  ganz  befriedigende  Resul- 
tate im  Laufe  der  Jahre.  1862  wurde  diese  Kommandit- 
gesellschaft aufgelöst  und  in  eine  c>ffene  Handelsge- 
sellschaft unter  der  Firma  der  seitherigen  Geschäfts- 
inhaber „Gebrüder  Woller‘‘  umgewandelt,  bei  welchen 
sich  die  Darmstädter  Bank  als  stiller  Gesellschafter 
mit  einem  Einschußkapital  beteiligte.  Sie  hat  bei  dieser 
Gelegenheit  ihre  frühere,  in  Geschäftsanteilen  bestehende, 
eigene  Kapitalbeteiligung  erhöht,  wogegen  ein  seither 
auf  neubegebene  Anteilscheine  geleistet  gewesener  Vor- 
schuß aufgehoben  wurde.  Im  Jahre  1865  wurde  die 
Beteiligung  auf  50000  Thlr.  herabgemindert  und  im 
folgenden  Jahr  erfolgte  die  restlose  Rückzahlung  des 
Kapitals  und  das  vertragsmäßige  Ende  der  Beteiligung, 
die  reichliche  Gewinne  erbracht  hatte. 

5.  Die  Maschinenfabrik  und  Eisengießerei  in 

Darmstadt 

verfügte  über  ein  eingezahltes  Aktienkapital  von 
100000  fl.  Im  ersten  Jahre  konnte  sie  bereits  außer 
4 O o Zinsen  noch  14  0/0  Dividende  zahlen  bei  starker 
Abschreibung  und  Vortrag  einer  größeren  Summe  als 
Dividendenreservefonds.  Wenn  sie  auch  in  den  fol- 
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genden  Jahren  unter  der  allgemeinen  Ungunst  der  Ver- 
hältnisse und  dem  kurz  hintereinander  zweimaligen 
Abgänge  des  kaufmännischen  Direktors  zu  leiden  hatte, 
so  lieferte  sie  für  die  Folge  immer  günstige  Resultate. 

6.  Die  Maschinenfabrik  Heilbronn 

wurde  begründet  mit  einem  eingezahlten  Aktienkapital 
von  200000  fl.  Gleich  zu  Anfang  wurde  das  in  guten 
Fortschritten  begriffene  Werk  sehr  in  seiner  Entwick- 
lung zurückgeworfen,  dadurch,  daß  der  technische 
Leiter  geisteskrank  geworden  war.  Dazu  kam  noch 
die  allgemein  gedrückte  Lage  des  ganzen  Industrie- 
zweiges. Trotzdem  ergab  das  Werk  noch  verhältnis- 
mäßig gute  Resultate  und  konnte  1863 — 65  6<>o,  6(*o 
und  71/9O/0  Dividende  verteilen  und  in  den  folgenden 
Jahren  waren  die  Ergebnisse  nicht  weniger  befrie- 
digend, so  daß  der  Darmstädter  Bank  durch  diese  ge- 
schäftliche Verbindung  verhältnismäßig  große  Gewinne 
erwuchsen. 

7.  Oberhess.  Hütten  verein  zu  Ludwigshütte 

in  Biedenkopf. 

Das  eingezahlte  Aktienkapital  belief  sich  auf 
fl.  360000.  Sämtliche  Aktien  wurden  mit  der  Mittel- 
deutschen Kreditbank  zusammen  erworben.  Dieses 
Werk  verursachte  die  meisten  Schwierigkeiten.  Aller 
Anstrengungen  der  Direktion  ungeachtet  kam  das  Werk 
nicht  voran.  Es  ließ  sich  allerdings  nicht  verkennen, 
daß  die  gesamte  Holzkohlen-Eisenindustrie  des  Lahn- 
tals und  des  Hinterlandes  in  einer  Krise  begriffen  war, 
die  ihre  Existenz  berührte  und  es  wurde  ernsthaft  er- 
wogen, ob  nicht  eine  Einstellung  des  Hochofenbe- 
triebes für  die  Eigentümer  vorzuziehen  sei.  Die  Lage 
des  Hüttenwerkes  verschlechterte  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
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immer  mehr,  so  daß  sich  186Q  die  Darmstädter  Bank 
entschloß,  den  ganzen  Bestand  der  Aktien  des  Oberhess. 
Hüttenvereins  zu  verkaufen,  zu  einem  Kurse,  der  zwar 
einen  Verlust  gegen  die  ursprünglichen  Erwerbskosten 
dieser  Aktien  ergab,  immerhin  aber  infolge  der  vor- 
genommenen früheren  Abschreibung  gegen  die  Inven- 
tarwerte dieser  Aktien  einen  ansehnlichen  Gewinn 
brachte.  Die  Darmstädter  Bank  schrieb  in  ihrem  Ge- 
schäftsbericht von  1869  darüber  folgendes:  ,,Wir  haben 
uns  zu  diesem  Verkaufe  entschlossen,  weil  wir  immer 
mehr  zur  Einsicht  gelangt  sind,  daß  der  unmittelbare 
Betrieb  industrieller  Etablissements  durch  Banken  ein 
in  vielfachen  Beziehungen  nicht  geeigneter  ist  und  die 
ohnehin  nicht  leichte  Aufgabe  der  Direktion  übermäßig 
erschwert.  Da  aber  die  Aktien  des  Oberhess.  Hütten- 
vereins nicht  ins  Publikum  gekommen,  sondern  ganz 
in  den  Händen  unseres  Instituts  und  der  Mitteldeutschen 
Kreditbank  geblieben  waren,  so  mußte  immerhin  der 
Betrieb  des  Oberhess.  Hüttenvereins  als  ein  direkter 
seitens  des  Bankinstituts  betrachtet  werden.“ 

Bei  all  diesen  Gründungen  sind  die  Objekte  und 
das  Inventar  zu  sehr  billigen  Preisen  erworben  und 
ohne  jeden  Nutzen  oder  sogenannten  Gründungsgewinn 
in  die  neuen  Aktiengesellschaften  eingebracht  worden. 
Die  Bank  begnügte  sich  mit  einer  äußerst  mäßigen 
Bankprovision  und  behielt  sich  nur  für  den  Fall  der 
Ausdehnung  der  Unternehmungen  wesentliche  Be- 
günstigungen bei  Begebung  neuer  Aktien  vor.  Im  Ge- 
gensatz zu  den  andern  Kreditbanken  und  besonders  des 
französischen  Credit  mobilier  gründete  hier  die  Darm- 
städter Bank  Aktiengesellschaften,  nicht  um  sie  nur  auf 
den  Markt  zu  bringen,  und  einen  ansehnlichen  Gründer- 
gewinn einzustecken,  sondern  um  sie  dauernd  zu  be- 
sitzen. So  sehen  wir  diese  Werte  eine  Reihe  von  Jahren 
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in  den  Geschäftsberichten  erscheinen.  Allerdings  brach- 
ten gegen  Ende  des  ersten  Jahrzehntes  ihrer  Tätigkeit 
diese  Unternehmungen  infolge  der  auftretenden  Krisen 
so  erhebliche  Verluste,  daß  die  Bank  lange  Jahre  hin- 
durch eine  Abneigung  gegen  derartige  Unternehmungen, 
besonders  gegen  Beteiligung  an  Montanwerten  hatte. 

Wie  wir  sehen,  entwickelte  die  Darmstädter  Bank 
sowohl  auf  kommerziellen  als  auch  industriellen  Ge- 
bieten in  den  Jahren  1856  57  eine  lebhafte  Tätigkeit. 
Sie  begnügte  sich  aber  mit  der  Gründung  der  oben 
genannten  Unternehmungen,  und  hielt  die  flüssigen 
Kapitalien  für  ergebnisreichere  Gründungen  parat. 

Auf  dem  Geldmarkt  hatte  schon  der  zweiten  Hälfte 
des  Jahres  1856  die  überspannte  Spekulation  einer  großen 
Apathie  und  Flauheit  Platz  gemacht,  die  bis  in  die 
Mitte  des  Jahres  1857  fortdauerten.  Trotzdem  blieb 
die  Börse  im  allgemeinen  gesund.  Gegen  Ende  des 
Jahres  begann  in  Nordamerika,  diesem  Lande  der 
wüsten  Spekulationen,  jene  Handels-  und  Geldkrisis 
deren  nachteilige  Wirkungen  mehrere  Jahre  anhielten. 
Seit  den  1850  Jahren  war  die  kapitalistische  Industrie 
in  eine  aufsteigende  Entwicklung  geraten,  besonders 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika.  Infolge 
der  außerordentlichen  Entwicklung  der  Handels-  und 
Industrietätigkeit  ging  der  Kapitalverbrauch  rasch  vor 
sich,  so  daß  sich  Nordamerika  bald  einer  Geld-  und 
Handelskrisis  gegenüber  sah,  die  sich  mit  einer  Heftig- 
keit über  England  nach  Deutschland  ausbreitete,  wie 
man  sie  noch  nie  gesehen  hatte. 

Die  Darmstädter  Bank  suchte  durch  äußerst  vor- 
sichtige Geschäftsführung  die  Wirkung  der  Krisis  ab- 
zuschwächen, was  ihr  auch  zum  Teil  gelang.  Mit 
Stolz  und  Genugtuung  berichtete  und  erklärte  Gustav 
von  Mevissen  in  der  Generalversammlung  vom  4.  Mai 


i. 


i 


— 144  — 

lS5b.  ,,Es  gereicht  uns  zu  besonderem  Vergnügen, 
sagen  zu  können,  daß  auch  mitten  m der  stärksten 
Krisis  die  Darmstädter  Bank  dem  Hamburger  Senat 
und  der  Bank  zu  Lübeck  und  Rostock  noch  bedeutende 
Summen  als  Darlehen  anbieten  konnte;  daß  sie  im- 
stande war,  durch  Diskontierung,  Belehnung  und  Re- 
port wesentlich  dazu  mitzuwirken,  an  verschiedenen  ^ 

Börsenplätzen  Deutschlands  die  Wirkungen  der  Krisis 
zu  mildern.“  Während  der  Krisis  hielt  die  Leitung  der 
Bank  vornehmlich  an  folgenden  beiden  Grundsätzen 
fest:  1.  unbedingte  Vorsicht  bei  Eingehung  aller  En- 
gagements, 2.  große  Sorgfalt  in  der  Bereithaltung 
reicher,  den  Zwecken  der  Bank  angemessener  Mittel. 

Dank  dieser  Prinzipien  gelang  es  der  Bank  nicht  nur 
das  Kapital  vollkommen  intakt  zu  halten,  sondern  sie 
war  sogar  in  der  Lage  zur  Zeit  des  Höhepunktes  der 

Krisis  im  Dezember  1857  über  große  liquide  Mittel 
zu  disponieren. 

Eingedenk  des  Umstandes,  daß  die  Kapitalien  der 
Bank  zur  Zeit  der  Entw'ertung  solider  Effekten  in 
letzteren  vorzugsweise  Verwendung  finden  sollten,  er- 
höhte die  Bank  ihren  Effektenbestand  in  den  Krisen- 
jahren um  fl.  2100000,  so  daß  sie  ca.  fl.  10670000  Titres 
im  Portefeuille  hatte.  Der  Umsatz  auf  dem  Effekten- 
konto  betrug  in  diesem  Jahre  fl.  24120000.  In  dem 
Effektenportefeuille  befanden  sich  folgende  Titres: 


1.  Amerikanische  Bonds fl.  247  800 

2.  Deutsche  Staatspapiere  und  Lose  . . . „ 811  100 

3.  Eisenbahn-Prioritäten 2 643  700 

4.  Eisenbahn-Aktien 2 684  400 

5.  Aktien  von  Kreditanstalten ,,  2 108  700 

6.  Bank-Aktien 947  iqq 

7.  Industrielle  Aktien 1 227  800 

fl.  10  670  600 
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Die  Amerikanischen  Bonds  besaß  die  Bank  seit 
dem  Jahre  1853  und  es  waren  durch  wiederholte  Ab- 
schreibungen dieselben  schon  in  das  Inventar  des  Jahres 
1856  zu  solchen  Kursen  aufgenommen  worden,  daß 
trotz  des  bedeutenden  Fallens  der  Kurse,  infolge  der 
Krisis,  die  Abschreibungen  durch  deren  reichliche 
Zinsen  mehr  als  gedeckt  wurden.  Die  Bank  hatte  es 
in  früheren  Jahren  fast  gänzlich  vermieden,  die  Aktien 
anderer  Kreditinstitute  anzukaufen.  Diese  Anschauung 
wurde  aber  geändert  mit  dem  Momente  der  einge- 
tretenen Entwertung,  welche  die  Aktien  der  Kredit- 
banken in  einem  vorzugsweisen  und  vielfach  unge- 
rechtfertigtem Maße  traf.  Namentlich  die  Aktien  der 
österreichischen  Kreditanstalt  bildeten  einen  wesent- 
lichen Teil  der  neuen  Anschaffungen  und  wurden  diese 
Aktien  noch  in  demselben  Jahre  mit  Gewinn  realisiert. 

Von  der  Gründung  neuer  Etablissements  hielt  sich 
die  Bank  in  den  Krisenjahren  vollkommen  fern  und 
beobachtete  die  größte  Zurückhaltung.  Nur  auf  dem 
Gebiete  größerer  Finanztransaktionen  beteiligte  sie 
sich,  so  bei  der  Übernahme  einer  4^  0*^0  schwe- 
dischen und  einer  4L'., 0/0  Bremer  Staatsanleihe,  sowie 
bei  der  1858  er  Losenanleihe  der  österreichischen  Kre- 
ditanstalt. 

Infolge  der  Krisis  machte  sich  bei  allen  Börsen- 
papieren ein  heftiger  Kurssturz  bemerkbar;  auch  die 
Aktien  der  Darmstädter  Bank  blieben  davon  nicht  ver- 
schont und  wurden  bei  immer  mehr  sinkenden  Kursen 
dauernd  angeboten,  ja,  zeitweise  fielen  sie  bis  47  0/0. 
Da  faßte  wegen  des  niedrigen  Standes  der  Aktien  die 
Generalversammlung  am  4.  Mai  1858  folgenden  Be- 
schluß: „Die  Generalversammlung  ermächtigt  die  Ver- 
w'altung  bis  zu  5 Millionen  fl.  = 20000  Stück  Aktien 
der  Bank  für  Handel  und  Industrie  je  nach  ihrem  Er- 

10 


146 


messen,  bestmöglichst,  jedoch  nicht  über  Pari,  zu  den 
ihr  geeignet  erscheinenden  Zeitpunkten  anzukaufen/‘  In 
kurzer  Zeit  war  die  Bank  in  der  Lage  diesen  Beschluß 
zur  Ausführung  zu  bringen  und  bereits  am  31.  Dezember 
hatte  sie  20000  Stück  eigene  Aktien  angekauft. 

Die  Stagnation  des  Geldmarktes  hielt  auch  noch  im 
folgenden  Jahre  an  und  1859  schloß  die  Bank  zum 
ersten  Male  seit  1853  mit  einem  Verluste  ab,  der  sich 
auf  ca.  800000  fl.  belief.  Die  an  sich  zur  Deckung 
der  Zinsen  und  Handlungsunkosten  ausreichenden  Ge- 
winne waren  durch  außerordentliche  Verluste  und  Risi- 
kos absorbiert.  Die  Bank  hatte  nicht  einmal  die  Zinsen 
verdient.  Da  diese  aber  nach  den  Statuten  ausgezahlt 
werden  mußten,  wurde  das  Bankkapital  um  den  Be- 
trag derselben  reduziert.  Zur  Deckung  wurde  die  Kurs- 
differenz der  außer  Zirkulation  gesetzten  und  zum 
Nominalwert  aufgenommenen  20000  Stück  eigener 
Aktien  verwandt. 

Die  Bank  besaß : 

am  l.jan.  1859  10  527  Stück,  die  fl.  2 548 688.30  kr. 

„ 2.  Mai  2 794  „ „ „ 542  104.40  kr. 

„ 31.  Dez.  6 679  „ „ „ 1 141  566.58  kr. 

20  000  Stück  fl.  4 232  340.8  kr. 
kosteten.  Die  Differenz  bis  zum  Nominalwert  beträgt 

fl.  767  659.52  kr. 

wozu  an  Zinsenüberschuß „ 52  007.05  kr. 

somit  Gewinndifferenz fl.  819  666.57  kr. 

Im  Jahre  1859  sind  für  den  Ankauf  eigner  Aktien 
1683671.38  kr.  verwandt  worden.  Zu  diesem  Zwecke 
zog  man  nur  680000  fl.  aus  den  disponiblen  Mitteln, 
da  es  geraten  war,  dieselben  auf  möglichster  Höhe 
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zu  halten.  Die  übrige  1 Million  wurde  aus  dem  V^er- 
kauf  anderer  Effekten  erlöst.  Dazu  wurden  solche  Titres 
gewählt,  deren  Besitz  die  Gefahr  weiterer  Verluste 
in  sich  trug,  namentlich  österreichische  Werte,  ferner 
sämtliche  Livorno-Florenz-Eisenbahnaktien,  die  bei  Aus- 
bruch des  italienischen  Krieges  gegen  eigene  Aktien 
eingetauscht  wurden. 

Weitere  Verluste  hatte  die  Bank  bei  ihren  Dar- 
lehen und  Außenständen  zu  verzeichnen.  Der  rapide 
Fall  aller  Papiere,  namentlich  der  in  Süddeutschland 
so  verbreiteten  österreichischen  Effekten,  hatte  die 
Sicherheiten  in  den  meisten  Fällen  unzureichend  werden 
lassen.  Nachschüsse  waren  schwierig  und  selten  zu 
erlangen;  vielfach  blieb  nur  die  Wahl  zwischen  einer 
schonungslosen  Exekution  oder  einer  gegen  die  be- 
stehenden Vorschriften  verstoßenden  Nachsicht.  Die 
Verwaltung  hatte  die  Schwierigkeiten  der  in  abnormen 
Verhältnissen  begründeten  Lage  würdigend,  eine  Kom- 
mission mit  ausgedehnten  Befugnissen  ernannt,  welche 
der  Direktion  zur  Seite  stand.  Ihr  gelang  es,  in  den 
meisten  Fällen  mit  Nachsicht  vorgehend,  über  die 
wesentlichsten  Schwierigkeiten  hinwegzukommen  und 
für  mehr  als  D o Millionen  fl.  solcher  Außenstände 
ganz  abzuwickeln,  für  andere  neue  Sicherheiten  zu 
erlangen. 

Einen  weiteren  Teil  ihrer  disponiblen  Mittel  hatte 
die  Bank  noch  in  Darlehen  festgelegt,  zum  Teil  auf 
mehrere  Jahre  in  der  Höhe  von  ca.  4,3  Millionen  fl., 
und  zwar: 


1.  fl.  2000000  bei  einer  Eisenbahngesellschaft,  Rück- 

zahlung am  1.  II.  1862. 

2.  fl.  1 200000  bei  einer  Industriegesellschaft,  Rück- 

zahlung Ende  1863. 
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3.  fl.  1 100000  bei  einer  Transportanstalt,  Rückzahlung 

Ende  1862. 

Diese  Darlehen  sicherten  zwar  einen  hohen  und 
regelmäßigen  Zinsgenuß,  legten  aber  andererseits  die 
Mittel  fest,  und  boten  einer  Flüssigmachung  große 
Schwierigkeiten. 

In  den  von  der  Bank  gegründeten  industriellen  1^ 

Unternehmungen  wurden  die  Gewinne  in  Anbetracht 
der  schwierigen  Lage  größtenteils  zu  Abschreibungen 
benutzt.  In  diesem  Jahre  betrug  die  Beteiligung  nur 
noch : 

fl.  65  000  Bad.  Wollmanufaktur 

fl.  193  250  Württ.  Kattunmanufaktur  in  Heidenheim 

fl.  49000  Darmstädter  Maschinenfabrik 

fl.  50000  Heilbronner  Maschinenfabrik 

fl.  400000  Ludwigshütte  in  Biedenkopf 

Thlr.  157000  Kammgarnspinnerei  und  Weberei  in  ^ 

Marklissa 

Thlr.  34  000  Oldenburg-Ostindische  Rhederei. 

Diese  Beteiligungen  erbrachten  exklusive  vertrags- 
mäßiger Zinsen  ca.  17000  fl.  Rente. 

Alles  in  allem  genommen  hatte  dieses  Geschäfts- 
jahr der  Bank  einen  harten  Schlag  versetzt  und  die 
schmerzlichen  Erfahrungen  sollten  für  sie  in  der  Zu- 
kunft von  Nutzen  sein.  Man  beschloß  jetzt  nur  noch 
solche  Geschäfte  abzuschließen,  deren  Natur  und  Be- 
dingungen ein  Festlegen  der  Kapitalien  auf  ungewisse 
Zeit  ausschloß : kurz,  die  Hauptätigkeit  der  Bank  > 

sollte  nur  in  der  Vermittlung  von  Kapitalien  bestehen. 

Im  folgenden  Jahre  besserten  sich  die  Verhältnisse 
der  Bank  wieder  zusehends.  Infolge  der  Nachwehen 
der  Krisis  lagen  Handel  und  Industrie  noch  vollständig 
nieder  und  jede  Unternehmungslust  war  erstickt.  Da- 
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durch  machte  sich  bei  den  Kreditinstituten  ein  be- 
deutender Geldüberfluß  bemerkbar.  Die  Nachfrage  der 
Industrie  nach  Kapital  war  verstummt,  selbst  das  Be- 
dürfnis nach  Kapital  für  bereits  begonnene  und  der 
Vollendung  entgegengehende  Unternehmungen  war  ge- 
schwunden, und  die  in  der  Zeit  des  Aufschwungs  ge- 
* gründeten  und  nicht  genügend  fundierten  Werke  wurden 

ausgeschieden  und  verschwanden  vollkommen.  Dieser 
Reinigungsprozeß  versprach  wieder  neue  Geschäfte  und 
der  Vorrat  an  flüssigen  Mitteln  stärkte  wieder  die  durch 
die  Spekulation  erschöpfte  Kapitalkraft  des  Landes. 

Eine  vollständige  Erholung  und  ein  Aufschwung 
waren  erst  wieder  zu  vergegenwärtigen  bei  vollkommen 
geklärter  politischer  Lage.  Noch  wütete  der  englisch- 
französische Krieg  gegen  China,  noch  dauerte  der 
italienische  Krieg  fort.  Naturgemäß  bewirkte  die  Geld- 
t flüssigkeit  einen  ungemein  niedrigen  Zinssatz  und  die 

unsichere  poltische  Lage  hatte  eine  dauernde  Entwer- 
tung der  Effekten  im  Gefolge.  Das  eingeschüchterte 
Kapital  wandte  sich  von  den  Spekulationspapieren  ab 
und  den  als  besonders  gesicherten  Wertpapieren  mit 
festem  Zinssatz  zu.  Die  Bank-  und  Industriepapiere  und 
Eisenbahnaktien  wurden  wenig  beachtet,  vornehmlich 
unter  der  Einwirkung  der  österreichischen  Finanzver- 
hältnisse. 

All  diese  Umstände  blieben  natürlich  nicht  ohne 
Einfluß  auf  die  Ergebnisse  der  Darmstädter  Bank  und 
es  sammelten  sich  große  Summen  in  ihren  Kassen 
an,  die  nach  lukrativer  Verwendung  suchten.  So 
flössen  ein  großer  Teil  der  Gelder  zurück,  ca. 
2900000  fl.  aus  eingegangenen  Lombard-  und  Dar- 
lehensforderungen und  1 160000  fl.  für  verkaufte  Ef- 
fekten, so  daß  die  disponiblen  Mittel  bedeutend  ver- 
mehrt wurden;  dadurch  wurde  die  Bank  in  die  Lage 
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gesetzt,  sich  bei  gewinnbringenden  Emissionen  des 
öffentlichen  Staatskredites  zu  beteiligen,  z.  B.  bei  einer 
neuen  schwedischen  Anleihe,  welche  teils  in  Form 
von  festverzinslichen  Obligationen,  teils  in  Form  einer 
Lotterieanleihe  emittiert  wurde. 

Auch  bei  der  Übernahme  von  4 500000  Thlr.  der 
41/2*^  0 Prioritäten  der  Rhein-Nahebahngesellschaft  war 
sie  beteiligt  in  Gemeinschaft  mit  der  Diskontogesellschaft 
in  Berlin.  Diese  war  in  einen  Wettbewerb  mit  den 
Frankfurter  Bankiers  und  besonders  Rothschild  ge- 
treten, und  hatte  schließlich  den  Sieg  davongetragen. 
Die  Frankfurter  Häuser,  die  im  Verwaltungsrat  der 
Rhein-Nahebahn  saßen,  weigerten  sich  mit  der  Darm- 
städter Bank  und  Diskontogesellschaft  gemeinsam  die 
Anleihe  zu  übernehmen.  Die  beiden  Banken  sahen  sich 
infolgedessen  genötigt  allein  vorzugehen  und  es  gelang, 
die  Eisenbahnanleihe  mit  gutem  Erfolge  zu  plazieren. 

Bei  der  Begebung  der  Rhein-Nahebahn-Prioritäten 
wurde  zum  ersten  Male  die  Konsortialbeteili- 
gung angewandt,  ein  Modus,  der  bis  heutigen  Tages 
noch  allgemein  üblich  ist.  Die  Bank  schreibt  selbst 
darüber  im  Geschäftsbericht  vom  Jahre  1861 : ,,A11 
diese  abgewickelten  Geschäfte  sind  im  Verein  mit  an- 
deren Bankhäusern  und  Instituten,  welche  zu  diesem 
Zwecke  eine  Vertragsgesellschaft  — Konsortium  — 
gebildet  haben,  abgeschlossen  worden ; welche  Ge- 
sellschaften teils  durch  die  Bank  (wie  bei  der  Rhein- 
Nahepriorität)  teils  durch  andere  Banken  vertreten 
waren.  Diese  Form  hat  entschieden  ihre  Vorzüge, 
indem  sie  das  Risiko  der  einzelnen  vermindert  und 
zu  gleicher  Zeit  die  Durchführung  erleichtert;  es  ist 
unser  lebhafter  Wunsch  diese  Art  des  Zusammen- 
wirkens auch  fernerhin  zu  pflegen.“ 

War  das  Jahr  1860  infolge  der  Nachwirkung  der 
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Handelskrisen  und  durch  die  Erschütterungen  des 
italienischen  Krieges  ungünstig  verlaufen,  so  brachte 
das  folgende  Jahr  neues  Leben  sowohl  in  kommerziellem 
Verkehr  als  auch  an  der  Börse.  Das  durch  die  Krisis 
eingeschüchterte  Kapital  trat  aus  seiner  Zurückhaltung 
und  rief  eine  aufsteigende  Bewegung  an  den  West- 
börsen hervor. 

Die  Frankfurter  und  Wiener  Börse  dagegen  hatten 
noch  unter  der  Verschlechterung  der  österreichischen 
Valuta  zu  leiden.  Österreich  hatte  1848  wegen  der 
politischen  und  finanziellen  Erschütterungen  zum 
Zwangskurs  übergehen  müssen.  Zwar  begannen  1859 
wieder  die  Barzahlungen  unter  dem  äußerst  fähigen 
Finanzminister  von  Bruck ; aber  infolge  des  italienischen 
Krieges  mußten  sie  wieder  eingestellt  werden  und  im 
Jahre  1860  verschlechterte  sich  die  österreichische 
Valuta  um  weitere  20  O o. 

Diese  Tatsache  war  von  großer  Tragweite  für 
Süddeutschland;  denn  gerade  in  jener  Zeit  war  die 
Frankfurter  Börse  ausschließlich  die  Vermittlerin 
zwischen  Österreich  und  dem  deutschen  Kapitalmarkt 
insonderheit  in  Süddeutschland,  das  seine  Kapitalien 
meistens  in  österreichischen  Werten  angelegt  hatte. 
Das  Frankfurter  Kursblatt  ö verzeichnete  in  dieser  Zeit 
in  österreichischen  Staatsanleihen  allein  zehn  Gattungen, 
darunter  solche,  in  denen  sich  regelmäßig  große  Um- 
sätze vollzogen,  während  im  Gegensatz  hierzu  nur 
4 preußische  Papiere  angeführt  waren,  die  oft  garnicht 
wegen  des  geringen  Umsatzes  notiert  wurden. 

Gegen  Ende  des  Jahres  erfolgte  ein  Rückschlag. 
Der  nordamerikanische  Bürgerkrieg  übte  tiefgehende 
Wirkung  auf  den  Handelsverkehr  und  die  Entwicklung 

1)  Geschichte  der  Frankfurter  Zeitung  a.  a.  O.  S.  100. 
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der  Industrie  aus.  Dazu  kam  noch  im  Herbst  die  mexi- 
kanische Frage,  und  dies  alles  machte  sich  an  den 
deutschen  Börsen  fühlbar,  noch  verstärkt  durch  die 
schlechte  Finanzlage  Österreichs. 

Trotzdem  waren  die  Resultate  der  Bank  befrie- 
digend zu  nennen,  da  sie  durch  die  stets  wachsende 
Geldabudanz  in  der  Lage  war,  sich  auch  1861 
bei  verschiedenen  Anleihen  und  finanziellen  Ope- 
rationen zu  beteiligen,  teils  in  der  Form  von  Kon- 
sortien, teils  in  Konto-Meta-Geschäften.  Die  Bank  war 
beteiligt  bei  der  schwedischen  Hypothekaranleihe  und 
bei  der  Lotterieanleihe  des  Kantons  Bern.  Ferner  ver- 
mittelte sie  den  Verkauf  von  sehr  bedeutenden  Summen 
von  Aktien  und  Prioritäten  der  hess.  Ludwigsbahn 
und  von  Köln-Mindener  Obligationen.  Von  der  Li- 
vorneser  Eisenbahn,  mit  welcher  sie  schon  seit  Jahren 
in  unausgesetzter  Geschäftsverbindung  stand,  übernahm 
sie  mit  einem  Konsortium  die  Emission  Lit.  C ihrer 
Obligationen. 

Auch  das  Effektengeschäft  erbrachte  einen  ansehn- 
lichen Gewinn.  Aber  all  diese  Erträgnisse  wurden 
zum  Teil  wieder  absorbiert  durch  außerordentliche  Ver- 
luste. Wie  bereits  früher  dargelegt,  wurde  die 
Bad.  Wollenmanufaktur  in  Mannheim  liquidiert,  und 
zwar  mit  einem  Verluste  von  ca.  210000  fl.  Dazu  kamen 
noch  die  Schwierigkeiten  bei  der  ansehnlichen  Forde- 
rung von  über  i , Millionen  Gulden,  die  die  Darmstädter 
Bank  an  die 

Kreditanstalt  für  Handel  und  Industrie  ln 

Dessau 

hatte  ^). 

1)  Generalversammlung  vom  27.  Mai  1862. 
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Die  Darmstädter  Bank  hatte  der  Kreditanstalt  zu 
Dessau  in  der  Krisis  von  1857  verschiedene  Effekten, 
namentlich  1 Million  Thaler  Aktien  des  Norddeutschen 
Lloyd  und  Thlr.  100000  Köln-Müsener-Bergwerks- 
aktien  auf  1 Jahr  reportiert  zu  dem  Zwecke,  der  An- 
stalt diese  Werte,  die  zu  jener  Zeit  allgemein  als  sehr 
^ aussichtsvoll  betrachtet  wurden,  in  der  damaligen 

schwierigen  Lage  zu  erhalten.  Dieses  Geschäft, 
welches  ursprünglich  fl.  1 500000  betrug,  mußte,  da 
die  reportierten  Effekten  fortwährend  im  Kurse  sanken, 
mehrmals  erneuert  werden,  indem  es  jedoch  sogleich 
durch  verschiedene  Abzahlungen  ansehnlich  reduziert 
wurde;  am  23.  März  1860  wurde  die  letzte  Abrechnung 
gepflogen,  und  danach  das  Guthaben  der  Darmstädter 
Bank  auf  fl.  533100  festgesetzt,  wofür  eine  Zahlungs- 
frist bis  zum  1.  Oktober  1862  eingeräumt  wurde.  Zur 
k speziellen  Sicherheit  wurden  Wechsel  gegeben  und  der 

Kommanditeinschuß  der  Dessauer  Kreditanstalt  bei  dem 
Bankgeschäfte  Gelpcke,  Keutgen  & Reichelt  in  Neuyork, 
im  Betrage  von  fl.  875  000  verpfändet,  welches  Bank- 
haus damals  allseitig  als  im  blühendsten  Zustande  be- 
findlich angesehen  wurde. 

Außerdem  lag  noch  eine  weitere  Bürgschaft  in  dem 
gesamten  Vermögen  der  Kreditanstalt,  welches  im 
Vertrage  selbst,  als  frei  von  gesetzlichen  und  ver- 
tragsmäßig bevorzugten  Pfandrechten  bezeichnet  wurde. 
Da  wurde  die  Bank  im  Frühjahr  1861  von  der  Nach- 
richt überrascht,  von  der  Suspension  der  Firma  Gelpcke, 
Keutgen  und  Reichelt.  Die  näheren  Recherchen,  welche 
die  Darmstädter  Bank  durch  ein  eigens  zu  diesem 
Zwecke  nach  Amerika  gesandtes  Mitglied  der  Di- 
rektion erheben  ließen,  benahmen  sie  jeder  Hoffnung, 
irgend  eine  Befriedigung  aus  dem  Zusammenbruch  des 
Neuyorker  Hauses  zu  erlangen.  Die  Darmstädter  Bank 
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sah  sich  dadurch  veranlaßt,  auf  neue  Sicherheits- 
stellung und  Zahlung  der  fälligen  Zinsen  in  Dessau 
zu  dringen.  Allein  ohne  Erfolg.  Die  Nachweise,  welche 
die  Kreditanstalt  über  den  Stand  ihrer  Aktiva  gab, 
überzeugten  die  Darmstädter  Bank,  daß  weder  dispo- 
nible Mittel  noch  auch  sofort  realisierbare  Werte  in 
hinreichender  Zahl  vorhanden  waren,  um  die  Passiv^en 
der  Anstalt  zu  decken.  Die  Bestellung  neuer  Sicher- 
heiten verweigerte  die  Kreditanstalt  entschieden  unter 
dem  Vorgeben,  dadurch  eventuell  ihre  sonstigen  Gläu- 
biger zu  beeinträchtigen.  Es  blieb  der  Bank  nichts 
übrig  als  eine  Verständigung  über  die  käufliche  Über- 
nahme von  Aktiven  zur  Kompensation  ihrer  Forde- 
rungen. 

Eine  solche  fand  Anfangs  August  1861  statt,  und 
wurde  von  beiden  Verwaltungen  ratifiziert.  Allein  un- 
erwarteter Weise  verweigerte  die  Kreditanstalt  den 
Vollzug,  darauf  gestützt,  daß  der  Fiskus  in  Dessau, 
welchem  für  eine  eigne  Forderung  generelle  gesetz- 
liche und  vertragsmäßige  bevorzugte  Pfandrechte  zur 
Seite  stünden,  Einspruch  gegen  die  Herausgabe  der 
an  die  Darmstädter  Bank  verkauften  Objekte  einge- 
legt habe. 

Da  die  Behauptung  von  gesetzlichen  und  ver- 
tragsmäßigen Pfandrechten  mit  der  im  Vertrage  vom 
März  1860,  welchem  Vertrage  der  Fiskus  beige- 
treten war,  enthaltenen  Erklärung  im  Widerspruch 
stand,  so  betrat  die  Darmstädter  Bank  den  Weg  der 
Klage.  Im  Prozesse  bestritt  die  Dessauer  Anstalt  einen 
Teil  der  Forderungen.  Die  gegen  die  Darmstädter 
Bank  erhobenen  Einreden  entbehrten  jeder  Begrün- 
dung und  dienten  lediglich  dazu  um  Zeit  zu  gewinnen. 
Monatelang  haben  unausgesetzt  neue  Verhandlungen 
zu  einer  gütlichen  Ausgleichung  der  ganzen  Ange- 
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legenheit  stattgefunden  und  es  gelang  schließlich  einen 
Vergleich  zustande  zu  bringen,  der  auf  folgenden 
Grundlagen  ruhte:  Die  Darmstädter  Bank  hat,  teils 
durch  Übernahme  von  Effekten,  teils  durch  Vermitt- 
lung des  Verkaufs  derselben  (insbesondere  eines  großen 
Posten  Moldauer  Bankaktien)  der  Kreditanstalt  die 
‘ ^ Mittel  geliefert,  ansehnliche  Zahlungen  an  den  Fiskus 

in  Dessau  sowie  andere  bevorzugte  Gläubiger  zu  leisten. 
Andererseits  hat  die  Bank  für  ihre  Forderung  durch 
Überlassung  von  Aktien  der  Kreditanstalt  Befriedigung 
erhalten.  Hierbei  hat  die  Darmstädter  Bank  ansehnliche 
Opfer  bringen  müssen.  Sie  erhielt  folgende  Werte 
zur  Deckung  ihrer  Forderungen : 

Thlr.  250000  Dessauer  Wollgarnspinnereiaktien  ä30oo. 
„ 150000  Luisenthaler  Druckerei-  und  Spinnerei- 

Aktien  ä 550,0. 

„ 115  000  Thüringer  Schieferbauaktien. 

„ 42000  Kölner  Dampfmühlenaktien  ä 25 o/o. 

,,  15  000  Vareler  Eisenindustrieaktien  lOOo/o. 

„ 33000  Einschußkapital  in  die  Hänelsche  Schrift- 

gießerei  und  Buchdruckerei. 

Thlr.  605  000  = fl.  1058057. 

Da  diese  zur  Sicherheit  übernommenen  Effekten 
keine  allzugroßen  Gewinnchancen  boten,  so  stellte  die 
Darmstädter  Bank  dieselben  zu  äußerst  niedrigen 
Kursen  in  die  Bilanz  ein.  Dieses  Geschäftsjahr  war 
mithin  für  die  Darmstädter  Bank  mit  großen  Verlusten 
verknüpft. 

Das  Jahr  1862  dagegen  verlief  verhältnismäßig 
günstig,  ungeachtet  der  Fortdauer  des  amerikanischen 
Bürgerkrieges  und  der  schwierigen  politischen  Lage. 
Naturgemäß  war  durch  die  ungünstige  Zeit  viel  Ka- 
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pital  zurückgehalten  worden,  Unlust  und  Mißtrauen 
hatten  den  Kurs  gedrückt,  so  daß  es  sich  in  den  Zeiten 
der  Zurückhaltung  flüssige  Kapitalien  bildeten,  die  nach 
Betätigung  drängten. 

Die  allmählich  sich  bessernde  Lage  der  Öster- 
reichischen Finanzen  wirkten  überaus  anregend  auf 
den  süddeutschen  Geld-  und  Kapitalmarkt;  dazu  kamen  * 

noch  die  sich  immer  mehr  günstig  entwickelnden 
Eisenbahnen,  deren  Netz  weiter  ausgebaut  werden 
mußte;  kurz  in  diesem  Jahre  setzte  eine  aufsteigende 
Bewegung  ein,  an  der  die  Bank  ebenfalls  beteiligt  war 
und  dieselbe  in  die  Lage  setzte,  ansehnliche  Gewinne 
zu  realisieren. 

Die  stark  steigenden  Eisenbahnwerte  wurden  ab- 
gestoßen zu  günstigen  Kursen  und  dafür  festverzinsliche 
Staatspapiere  und  Prioritäten  gekauft.  Bei  all  diesen 
Transaktionen  ging  die  Darmstädter  Bank  von  dem  ^ 

Grundsätze  aus,  das  Risiko  möglichst  zu  verteilen, 
d.  h.  keine.zu  großen  Summen  in  einem  Effekt  anzulegen 
und  sich  nur  durch  den  inneren  Wert  desselben  beim 
Ankauf  bestimmen  zu  lassen. 

Die  großen  Finanzoperationen  wurden  auch  in 
diesem  Jahre  fortgesetzt;  ausschließlich  für  eigene 
Rechnung  solche,  die  speziell  das  Großherzogtum 
Hessen  betrafen.  Zunächst  übernahm  die  Bank  die  im 
Besitze  der  Großherzoglichen  Regierung  befindlichen 
Gulden  1 200000  1860er  Ludwigsbahn-Prioritäten,  und 
setzte  die  hessische  Regierung  dadurch  in  die  Lage,  die 
letzten  im  Umlauf  befindlichen  41/2  o/o  Hess.  Obli- 
gationen zur  Heimzahlung  zu  kündigen ; zugleich 
wurde  dadurch  die  Regierung  ganz  interesselos  bei  der 
Hess.  Ludwigsbahn  gestellt.  Von  der  Hess.  Ludwigs- 
bahn wurden  zu  Beginn  des  Jahres  ä meta  mit  Ber- 
liner Häusern  fl.  1000000  und  einige  Monate  später 
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1 fl.  2000000  neue  Aktien  übernommen  und  gut  plaziert; 

ebenso  wie  die,  in  Gemeinschaft  mit  italienischen, 
pfälzischen,  deutschen  Bankhäusern  übernommene 
Emission  von  120000  Obligationen  der  Livorneser 
Eisenbahn.  Innerhalb  eines  Frankfurter  Konsortiums 
beteiligte  sich  die  Bank  bei  einer  neuen  schw’edischen 
/ Hypothekaranleihe  und  bei  einer  Anleihe  des  Credit 

communal  Beige.  Mit  der  Diskontogesellschaft  in 
Berlin  führte  sie  die  Konvertierung  der  4^  'o^/o  Thüringer 
Eisenbahnprioritäten  durch.  Auch  plazierte  sie  mit 
günstigem  Erfolg  eine  4 0/0  Wormser  Stadtanleihe. 

Überaus  wichtig  und  von  großem  Vorteile  für  die 
Zukunft  war  die  Übernahme  eines  Teiles  der  1860  er 
österreichischen  Loseanleihe,  welche  in  der  Höhe  von 
insgesamt  83  Millionen  emittiert  werden  sollte.  Das 
Konsortium  der  Darmstädter  Bank  erhielt  zur  Pla- 
a,  zierung  fl.  60100000  zugeteilt.  Bei  dieser  Gelegenheit 

trat  die  Darmstädter  Bank  zum  erstenmal  mit  der  öster- 
reichischen Kreditanstalt  und  dem  Hause  S.  M.  v.  Roth- 
schild in  Wien  in  Verbindung,  und  von  dieser  Zeit  an 
rührt  das  intime  und  freundschaftliche  Verhältnis  zu 
1 Wien,  das  eine  Reihe  von  großartigen  und  glänzenden 

Geschäften  im  Gefolge  hatte.  Hier  wurde  der  eigent- 
I liehe  Grund  gelegt  zu  dem  sogenannten 

Rothschild-Konsortium. 

Die  langjährige  finanzielle  Verbindung  der  öster- 
reichischen Staatsregierung  mit  dem  Hause  Rothschild 
^ in  Wien  und  der  im  Jahre  1855  gegründeten  öster- 

reichischen Kreditanstalt  rühren  daher,  daß  das  Fi- 
nanzministerium infolge  der  politischen  Wirren  und  der 
wirklich  gefährlichen  Lage  der  Finanzen  sich  ge- 
nötigt sah,  in  der  ersten  Zeit  die  jeweiligen  Be- 
i dürfnisse  nur  durch  neue  Anleihen  und  bare  Vor- 
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Schüsse  zu  befriedigen,  wobei  es  aber  naturgemäß  nur 

die  beiden  genannten  kapitalkräftigen  Bankhäuser  in 

Anspruch  nehmen  konnte.  Gleichzeitig  trat  aber  auch 

die  österreichische  Regierung  mit  dem  französischen 

Credit  mobilier  und  mit  dem  Hause  de  Rothschild 

Freres  in  Paris  in  Verbindung.  Der  Credit  mobilier 

rief  bekanntlieh  die  österreichische  Staatseisenbahn-  < 

gesellschaft  und  das  Pariser  Haus  Rothschild  die 

österreichische  Südbahngesellschaft  ins  Leben  zwecks 

Ankauf  der  österreichischen  Staatsbahnen. 

Die  Haupttätigkeit  der  damaligen  Kreditinstitute 
und  Bankhäuser  bestand  hauptsächlich  in  der  Finan- 
zierung der  Eisenbahnen  und  in  der  Emission  von 

Staatsanleihen,  insonderheit  von  österreichischen 
Werten. 

Es  bot  sich  hier  ein  großes  Feld  der  Tätigkeit, 
und  gerade  die  Darmstädter  Bank  konnte  in  dieser 
Zeit  dank  ihrer  guten  Beziehungen  zu  Wien  eine  ganze  ’ 

Reihe  von  lukrativen  und  glänzenden  Geschäften  ab- 
wickeln. 

Mit  Schluß  des  Geschäftsjahres  1863  blickte  die 
Bank  auf  eine  zehnjährige  Tätigkeit  zurück.  In  dieser 
Epoche  hat  sie  sich  vornehmlich  um  den  Ausbau  des 
deutschen  Privateisenbahnnetzes,  um  den  öffentlichen 
Kredit  von  Staats-,  Kommunal-  und  industriellen  An- 
leihen verdient  gemacht.  Kurz  gesagt,  sie  war  einmal 
eine  Emissionsbank  für  Staats-,  Kommunal-  und  Eisen- 
bahnpapiere und  dann  andrerseits  eine  industrielle 
Gründungsbank.  In  einem  allgemeinen  Rückblick  wird 
in  einem  späteren  Kapitel  über  den  Charakter  der 
Bank  ausführlich  zu  sprechen  sein. 
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XL  Kapitel. 

1863—1872. 

In  dieser  Periode  werden  trotz  der  schweren  Kri- 
senzeiten eine  ganz  außerordentlich  große  Reihe  von 
geschäftlichen  Unternehmungen  und  Finanzoperationen 
angebahnt  und  durchgeführt.  Namentlich  bei  der  Über- 
nahme vieler  Staatsanleihen  und  bei  der  Finanzieruno" 

& 

und  dem,  Ausbau  des  deutschen  und  österreich-unga- 
rischen Eisenbahnnetzes  bot  sich  eine  lohnende 
Tätigkeit. 

Die  Darmstädter  Bank  übernahm  in  Gemeinschaft 
mit  der  österreichischen  Kreditanstalt  und  dem  Wiener 
Hause  Rothschild  von  der  österreichischen  National- 
bank fl.  6000000  Grundentlastungen  des  Temeser 
Banats,  deren  Verlosung  1867  begann,  welche  aber  des 
letzteren  Umstandes  wegen  ungerechtfertigt  im  Kurse 
zurückgeblieben  waren.  Man  ging  von  der  Absicht 
aus,  außerhalb  Österreichs  einen  Markt  für  die  ge- 
nannten Werte  zu  schaffen,  was  aber  nicht  gelang,  da 
sie  bei  den  Kapitalisten  wenig  Beachtung  fanden. 
Ebenfalls  wurde  im  Verein  mit  den  genannten  Wiener 
Banken,  zu  der  noch  die  Leipziger  Allgemeine  Deutsche 
Kreditanstalt  trat,  noch  6 Millionen  fl.  ö.  W.  steuerfreie 
Silberprioritäten  der  galizischen  Karl  Ludwigsbahn  auf- 
gelegt und  mit  Erfolg  begeben. 

Das  System,  sich  mit  anderen  Instituten  und  Ban- 
kiers für  größere  Unternehmen  zu  vereinigen,  brachte 
die  Bank  immer  mehr  und  zwar  mit  gutem  Erfolg,  in 
Anwendung.  Der  Geschäftsbericht  von  1863  konstatiert 
mit  Vergnügen,  daß  die  Reihe  von  Bankinstituten  und 
angesehenen  Bankhäusern,  welche  sich  bereitwilligst 
zu  derartigen  Unternehmungen  zusammenschließen, 
stets  zunimmt.  So  übernahm  die  Darmstädter  Bank 
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gemeinschaftlich  mit  der  Diskontogesellschaft  in  Berlin 
und  dem  Hause  Sal.  Oppenheim  jun.  & Co.  in  Köln 
Rubel  1400  000  5o/o  garantierte  Prioritätenanleihe  der 
Moskau-Rjäsan-Eisenbahngesellschaft,  welche  sofort 
willige  Aufnahme  und  guten  Absatz  fanden.  Ferner 
brachte  die  Bank  fl.  3 000000  4 ob  Prioritäten  der  Hess. 
Ludwigsbahn  auf  den  Markt  und  zwar  mit  solchem 
Erfolge,  daß  fast  die  ganze  Anleihe  am  ersten  Tage 
gezeichnet  wurde. 

Bei  allen  diesen  Geschäften  war  die  Bank,  um 
das  Risiko  möglichst  zu  verteilen,  mit  Summen  be- 
teiligt, die  im  Verhältnis  zu  ihrem  Aktienkapital  nur 
als  mäßig  zu  bezeichnen  waren.  Diese  überaus  vor- 
sichtige Beteiligung  sollte  in  erster  Linie  dazu  dienen, 
möglichst  viele  liquide  Mittel  zu  haben,  um  dadurch 
die  Bank  in  die  Lage  zu  setzen,  ungünstige  Konjunk- 
turen vorübergehen  zu  lassen,  ohne  gezwungen  zu  sein 
verkaufen  zu  müssen.  So  betrug  z.  B.  bei  den  zuletzt 
genannten  Emissionen  die  Beteiligungen  der  Bank: 

Rbl.  1400000  5ob  Moskau-Rjäsan  Oblig. 
fl.  3000  000  Grundentlastung  von  Temese. 
fl.  3 000000  4ob  Ludwigsbahn  Prioritäten, 
fl.  2000000  Galizische  Silberprioritäten. 

Außerdem  hatte  die  Darmstädter  Bank  noch  Kon- 
sortialbeteiligungen bei  der  Vergebung  von 

Thlr.  2 500000  4o/o  Luxemburger  Staatsanleihe 
Frs.  20000000  3<>b  Prämienanleihe  der  Stadt  Bordeaux 

und  einige  andere  mehr. 

Das  bedeutendste  Geschäft,  das  die  Darmstädter 
Bank  im  Jahre  1864  abgewickelt  hat,  war  die  Be- 
teiligung bei  der  Emission  der  1864  er  österreichischen 
Staatsanleihe,  bei  welcher  die  Bank  fl.  4 500000  für 
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sich  und  die  mit  ihr  befreundeten  deutschen  Häuser 
übernommen  hatte;  ein  Verkaufssyndikat  zwischen  den 
verschiedenen  Gruppen  der  Übernehmer  war  nicht  zu- 
stande gekommen.  Die  Bank  sah  sich  deshalb  ge- 
zwungen, diese  Effekten  ins  Portefeuille  zu  nehmen. 
Im  Laufe  des  Jahres  erlitt  sie  aber  eine  ansehnliche 
Einbuße  bei  diesen  Titres,  da  der  Kurs  bald  nach  der 
Emission  unter  den  Übernahmepreis  herabging,  ein 
Umstand,  der  dadurch  hervorgehoben  wurde,  daß  die 
einzelnen  Konsortialmitglieder  die  Werte  in  ziemlichem 
Umfang  auf  den  Mark  warfen  und  so  naturgemäß 
den  Kurs  drückten.  Da  aber  der  derzeitige  Preis  keines- 
wegs dem  inneren  Werte  der  Papiere  entsprach,  so 
zog  es  die  Bank  vor,  den  übernommenen  Teil  überhaupt 
nicht  auf  den  Kapitalmarkt  zu  bringen,  sondern  auf 
bessere  Zeiten  zu  warten. 

Eine  willigere  Aufnahme  mit  steigenden  Kursen 
fand  die  von  dem  österreichischen  Staatsministerium 
kontrahierte  Lotterieanleihe  von  fl.  2000000  der  Ru- 
dolphstiftung. Der  Verkauf  der  Lose  geschah  durch 
ein  Syndikat,  dessen  Leitung  der  österreichischen  Kre- 
ditanstalt und  der  Darmstädter  Bank  übertragen  worden 
war. 

In  diesem  Jahre  wurde  auch  der  Grundstein  gelegt 
zur  Bildung  des  sogenannten 

Rothschild-Konsortiums, 

in  welchem  die  Darmstädter  Bank  von  vornherein 
einen  hervorragenden  Platz  eingenommen  hat.  Die 
Diskontogesellschaft  fand  im  Jahre  1864  zum  ersten 
Male  Gelegenheit  in  Österreich  festen  Fuß  zu  fassen 
und  sich  bei  einer  größeren  Anleihe  zu  beteiligen. 
Bei  der  Ausgabe  von  fl.  70000000  der  österreichischen 
Silberanleihe  trat  die  Berliner  Diskontogesellschaft  in 
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Wettbewerb  mit  der  österreichischen  Kreditanstalt  für 
Handel  und  Gewerbe  und  dem  Hause  S.  M.  von  Roth- 
schild in  Wien.  Sie  übernahm  einen  Teilbetrag  der 
Anleihe,  und  als  ihr  gar  der  ganze  Restbetrag  über- 
tragen wurde,  den  sie  mit  günstigem  Erfolge  plazieren 
konnte,  hatte  sie  von  nun  an  bei  der  österreichischen 
Staatsregierung  gewonnenes  Spiel.  Bei  den  weiteren 
großen  Finanztransaktionen  des  österreichischen  Staates 
hatte  sie  stets  eine  führende  Rolle.  Ebenso  wie  die  Darm- 
städter Bank,  trat  sie  mit  dem  Wiener  Hause  Roth- 
schild unter  der  österreichischen  Kreditanstalt  in  enge 
Verbindung,  desgleichen  mit  dem  Bankhause  M.  Wo- 
dianer  in  Wien,  M.  A.  von  Rothschild  in  Frankfurt 
a.  M.,  welchen  sich  meistens  das  I'ariser  Haus  Roth- 
schild anschloß,  zuweilen  auch  N.  M.  Rothschild  and 
Sons  in  London.  Dieses  internationale  Banken- 
kartell war  speziell  wegen  der  (>sterreichisch-unga- 
rischen  Finanzgeschäfte  geschlossen,  und  wurde  all- 
gemein die  Rothschildgruppe  genannt.  Dieser  Gruppe 
gehörten  ferner  noch  an  die  Ungar,  allgemeine  Kredit- 
anstalt in  Pest,  S.  Bleichröder  in  Berlin  und  das  Bank- 
haus Sal.  Oppenheim  jun.  & Co.  in  Köln.  Später  trat 
noch  die  allgemeine  österreichische  Bodenkreditanstalt 
in  Wien  hinzu,  die  bis  dahin  der  Rothschildgruppe 
besonders  bei  Emissionen  der  Goldrente,  Konkurrenz 
gemacht  hatte. 

Das  Rothschildkonsortium  wurde  stets  von  Fall 
zu  Fall  gebildet  und  war  mithin  kein  Kartell,  sondern 
ein  Syndikat.  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  der  Zusammen- 
hang zwischen  den  Einzelhäusern  immer  enger,  was 
ja  auch  bei  der  Abwicklung  gemeinsamer  großer  An- 
leihen eigentlich  selbstverständlich  war.  Dank  ihrer 
Zugehörigkeit  zur  Rotschildgruppe  bot  sich  der  Bank 
für  Handel  und  Industrie  oft  Gelegenheit  sich  mit 
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Erfolg  an  den  Emissionen  namentlich  österreichischer 
und  ungarischer  Werte  hervorragend  und  nutzbringend 
zu  beteiligen. 

Infolge  der  drohenden  Kriegswirren  und  wegen 
der  ungünstigen  Lage  des  Geldmarktes,  enthielt  sich 
die  Bank  in  jener  Zeit  weiterer  Transaktionen;  erst 
gegen  Ende  des  Jahres  1866,  nach  dem  Friedensschluß, 
trat  sie  aus  ihrer  vorsichtigen  Zurückhaltung  hervor, 
indem  sie  sich  wieder  an  einer  Reihe  von  größeren 
Operationen  beteiligte,  z.  B.  bei  den  Bonds  der  öster- 
reichischen Südbahngesellschaft,  bei  sächsischen,  bay- 
rischen und  württembergischen  Anleihen.  Der  groß- 
herzoglich hessischen  Regierung  schoß  sie  gegen  sehr 
mäßige  Bedingungen  einen  Teil  der  nach  Friedens- 
schluß erforderlich  gewordenen  Beträge  auf  kurze 
Zeit  vor. 

Der  nach  dem  Friedensschluß  erwartete  Aufschwung 
und  die  Neubelebung  der  Industrie  trat  nicht  ein.  Das 
durch  die  politische  Unruhe  noch  niedergedrückte  Pub- 
kum  enthielt  sich  auch  fernerhin  jeder  industriellen 
Neugründung  und  Tätigkeit,  so  daß  sich  in  den  Kassen 
der  Banken  flüssige  Mittel  anhäuften.  Der  Zinsfuß 
war  infolgedessen  andauernd  ein  sehr  niedriger,  und 
die  Einträglichkeiten  des  regulären,  d.  i.  des  laufenden 
Bankgeschäftes,  waren  äußerst  gering. 

Auf  der  anderen  Seite  dagegen  drängten  die  reichen 
disponiblen  Kapitalien  zur  Verwendung  bei  neuen 
Emissionen,  besonders  auf  dem  deutschen  und  öster- 
reichischen Geldmarkt.  Gerade  Österreich  war  es,  das 
in  ganz  überraschender  Weise  vorging,  insonderheit 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnbaues.  Dieser  Unter- 
nehmungsgeist Österreichs  war  hauptsächlich  bedingt 
worden  durch  die  reiche  Ernte  und  Ausfuhr,  durch 
die  Vermehrung  der  Zirkulationsmittel  und  durch  den 
Ausgleich  mit  Ungarn.  11* 
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Bei  all  diesen  neu  ins  Leben  gerufenen  öster- 
reichischen Unternehmungen  bot  sich  der  Darmstädter 
Bank  ein  reiches  Feld  der  Tätigkeit.  Sie  nahm  dabei 
einen  hervorragenden  Anteil,  so  dab  sie  dadurch  in  die 
erfreuliche  Lage  versetzt  wurde,  den  Ausfall  im  regu- 
lären Bankgeschäft,  durch  die  Teilnahme  an  gewinn- 
bringenden Emissionen  wieder  auszugleichen.  Die 
Bank  beteiligte  sich  nur  bei  der  Unterbringung  von 
Staatsanleihen  und  Eisenbahnpapieren,  während  sie  in 
dieser  Periode  der  Gründung  von  industriellen  Unter- 
nehmungen ängstlich  fern  blieb.  Die  Plazierung  der 
übernommenen  Werte  ging  immer  gut  von  statten, 
so  daß  die  Bank  nicht  nötig  hatt(“,  ihre  disponiblen 
Mittel  auf  längere  Zeit  bei  diesen  Operationen  festzu- 
legen, und  die  begebenen  Eonds  in  ihr  Porteleuille  zu 
nehmen. 

Gerade  auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens 
waren  die  Jahre  1867 — 70  überaus  vorteilhaft  und  ge- 
winnbringend für  die  Darmstädter  Flank,  beteiligte  sie 
sich  doch  bei  fast  allen  größeren  Operationen  in  hervor- 
vorragender  Weise.  So  übernahm  sie  im  Verein  mit 
der  österreichischen  Kreditanstalt,  S.  M.  von  Roth- 
schild, von  Cramer-Klett  in  Nürnberg  und  der  Donau- 
Dampfschifffahrtgesellschaft,  die  Aktien  und  Prioritäten 
der  Eisenbahnlinie  Eünfkirchen-Barcs,  gegen  die  Ver- 
pflichtung, diese  Bahn  nach  den  Vorschriften  der  Kon- 
zessionsurkunde zu  bauen.  Nach  einer  Baufrist  von 
10  Monaten  konnte  die  Bahn  bereits  abgenommen 
und  eröffnet  werden.  Eerner  partizipierte  die  Darm- 
städter Bank  an  der  Emission  der  großen  österreichi- 
schen Bahnen : Sieberbürgische  Bahn  und  Eranz  Josefs- 
Bahn  ; dann  bei  der  Übernahme  der  Magdeburg-Halber- 
stadt  Stammprioritätsaktien  und  einigen  russischen 
garantierten  Eisenbahnanleihen. 
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Ganz  besonders  nahm  aber  die  Bank  in  den  fol- 
genden Jahren  an  den  österreichischen  Eisenbahnunter- 
nehmen bedeutsamen  Anteil.  So  war  die  Darmstädter 
Bank  bei  dem  unter  Eührung  der  österreichischen 
Kreditanstalt  zustande  gekommenen  Unternehmen  der 
Alföd-Bahn  als  Mitkonzessionärin  eingetreten.  Die  Auf- 
I gäbe  des  Konsortiums  umfaßte  sowohl  den  Bau  der 

Bahn  ä forfait  als  auch  die  Übernahme  und  Plazierung 
der  sämtlichen  Aktien  und  Obligationen,  die  bald  mit 
glänzendem  Erfolge  untergebracht  wurden.  Auch  der 
Bau  der  Bahn  schritt  so  rasch  vorwärts,  daß  sie  bereits 
im  folgenden  Jahre  dem  Verkehr  übergeben  werden 
konnte. 

Ein  Weiteres  interessantes  Geschäft  war  der  Bau  und 
die  Einanzierung  der 

Neumarkt-Ried-Braunauer  Eisenbahn. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  hatte  im  Jahre  1868 
im  Verein  mit  dem  Bankhaus  von  Cramer-Klett  in 
München  den  Bau  und  einen  Teil  der  Effekten  der  Neu- 
markt-Ried-Braunauer Eisenbahn  übernommen,  wozu 
ein  Konsortium  unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  Ma.x 
zu  Arco-Valley  die  Konzessionen  seitens  der  öster- 
reichischen Regierung  erhalten  hatte.  Das  Baukapital 
betrug  6400  000  fl.  ö.  W.  in  Silber,  zur  Hälfte  in 
Aktien,  zur  Hälfte  in  Obligationen.  Der  größere  Teil 
der  Aktien  wurde  zum  Parikurse  in  Silber  fest  plaziert, 
der  Rest  derselben  sowie  die  Obligationen  wurden  von 
der  Bank  in  Zahlung  auf  die  Bauleistungen  über- 
nommen, jedoch  blieb  auch  ein  ausreichender  Betrag 
für  Betriebsmaterial  etc.  reserviert.  Bereits  im  Jahre 
1871  war  die  Bahn  vollendet  und  in  Betrieb  gesetzt, 
und  bildete  ein  wichtiges  Glied  der  Haupteisenbahn- 
route München-Braunau-Wien.  In  Gemeinschaft  mit 
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ihrem  Partner  von  Cramer-Klett  hatte  die  Darmstädter 
Bank  den  Verkauf  der  Linie  Neumarkt-Ried-Braunau 
seitens  der  für  dieselbe  gebildeten  Aktiengesellschaft 
an  die  Kaiserin-Elisabeth-Westbahn  für  die  Summe  von 
fl.  6400000  in  5 o/o  Obligationen  vermittelt.  Für  die 
Übernahme  resp.  Plazierung  dieser  Obligationen  wurde 
mit  Zuziehung  befreundeter  Bankhäuser  ein  Konsor- 
tium gebildet. 

Auch  mit  der  Herzoglich  Braunschweigischen  Re- 
gierung entrierte  die  Darmstädter  Bank  ein  größeres 
Eisenbahngeschäft,  dessen  Abwicklung  sich  über  meh- 
rere Jahre  hinaus  ausdehnte,  und  das  hier  wegen  der 
interessanten  Details  geschildert  werden  soll. 

Als  Vertreter  eines  größeren  Konsortiums  wurde 
durch  die  Darmstädter  Bank  ein 

Anlehen  zu  Eisenbahnzwecken  mit  der  Her- 
zoglich Branschw eigischen  Regierung 

im  Jahre  1868  abgeschlossen,  nämlich: 

Thlr.  10000000  in  unverzinslichen  Prämienanteilen  ä 

Thlr.  20. 

Thlr.  1 287  000  in  31/9O/0  Obligationen. 

Trotzdem  im  allgemeinen  unverzinsliche  Lose  nur 
sukzessive  unterzubringen  w^aren,  gelang  es  doch  der 
Darmstädter  Bank,  den  gesamten  Betrag  in  kurzer 
Zeit  erfolgreich  zu  plazieren. 

Im  folgenden  Jahre  wurde  zwecks  Ankauf  des  ge- 
samten braunschweigischen  Eisenbahnnetzes  zwischen 
der  Darmstädter  Bank  und  der  Braunschweigischen 
Regierung  unter  Mitwirkung  der  Berlin-Potsdam- 
Magdeburg-,  und  der  Bergisch-Märkischen  Eisenbahn- 
gesellschaft ein  Vertrag  abgeschlossen.  Im  Jahre 
1870  wurde  das  Braunschw^eiger  Eisenbahnverkaufs- 
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geschäft  perfekt  gemacht.  Die  Darmstädter  Bank 
kaufte  als  Repräsentantin  eines  Konsortiums,  für  den 
Preis  von  Thlr.  11000000  nebst  einer  Jahresrente  von 
Thlr.  875  000  auf  64  Jahre,  und  übertrug  wieder  zum 
Zwecke  des  Betriebes  und  Erweiterung  die  Eisenbahnen 
einer  neugebildeten  Braunschweigischen  Eisen- 
( bahngesellschaft.  Der  Kaufpreis  an  die  Regierung 

wmrde  teils  in  bar,  teils  durch  Lieferung  von  Effekten 
bezahlt.  Bereits  1870  wurden  3 Millionen  Thaler  ent- 
richtet, die  restlichen  8 Millionen  Thaler  folgten  im 
Laufe  des  Jahres  1871.  Durch  den  hervorragenden 
Anteil,  welchen  die  Berlin-Potsdam-Magdeburg-  und 
die  Bergisch-Märkische  Eisenbahngesellschaft  an  dem 
ganzen  Geschäfte  und  insbesondere  an  der  Begrün- 
dung und  Leitung  der  neuen  Braunschw  eigischen  Eisen- 
bahngesellschaft hatten,  war  die  Darmstädter  Bank  mit 
^ diesen  Gesellschaften  in  nähere  Beziehung  getreten, 

spielte  aber  bei  den  geschäftlichen  Transaktionen  nur 
den  Vermittler. 

Es  würde  zu  weit  führen,  w'ollte  man  alle  die  in 
dieser  Periode  von  der  Darmstädter  Bank  getätigten 
großen  Finanztransaktionen  und  Beteiligungen  aufzählen, 
das  hieße  schließlich  nichts  anderes  als  die  Geschäfts- 
berichte rekapitulieren.  Hier  sei  nur  noch  das  Vor- 
schußgeschäft erwähnt,  das  die  Darmstädter  Bank  mit 
der  Regierung  von  Peru  im  Jahre  1869  abschloß, 
und  aus  dem  der  Bank  in  der  Folge  bedeutende  Verluste 
erwuchsen,  die  sie  zu  großen  Abschreibungen  zwangen. 
Dieses  Vorschußgeschäft  w'ar  äußerst  interessant  und 
soll  deshalb  im  Zusammenhang  hier  folgen. 

Dies  „Guanogeschäft“  beruhte  ursprünglich  auf 
einem  zwischen  der  Firma  Dreyfus  freres  & Co.  am 
23.  August  1869  mit  der  peruanischen  Regierung  ab- 
geschlossenen Vertrage,  w'odurch  die  genannte  Firma 
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sich  verpflichtete,  Vorschüsse  geg-en  Hypothezierung 
gewisser,  damals  noch  im  Besitze  Perus  gewesener 
Guanolager  zu  leisten,  welche  Vorschüsse  alsdann 
wieder  durch  den  Verkauf  des  durch  Dreyfus  ver- 
schickten Guanos  gedeckt  werden  sollten.  Zur  Be- 
treibung dieses  Geschäftes  gründete  die  gedachte  Firma 
unter  Mitwirkung  der  Societe  generale  und  des  später 
in  Vermögensverfall  geratenen  Chefs  der  ehemaligen 
Firma  Leiden,  Premsei  & Co.  in  Paris,  des  Herrn 
B.  Premsei,  ein  Syndikat  mit  einem  Kapital  von 
£ 2400000  = Frs.  60000000.  An  diesem  Syndikat 
hatte  die  Darmtstädter  Bank  seiner  Zeit  bei  der  Firma 
Leiden,  Premsei  & Co.  eine  Unterbeteiligung  über- 
nommen. Nachdem  die  Firma  Premsei  in  Konkurs 
geraten  w'ar,  bestand  die  Syndikatsleitung  nunmehr  noch 
aus  dem  Hause  Dreyfus  freres  & Co.,  und  der  Societe 
Generale  pour  favoriser  le  developpement  du  Commerce 
et  de  Flndustrie  en  France. 

Die  dem  Staate  Peru  geleisteten  Vorschüsse  sind 
eine  Zeitlang  durch  Verkäufe  des  verpfändeten  Guano 
verzinst  und  getilgt  w^orden.  Die  Verschiffung  von 
Guano  für  die  Rechnung  des  Syndikates  wurde  aber 
ganz  sistiert,  nachdem  im  April  1879  ein  Krieg  zwischen 
Peru  und  Chile  ausgebrochen  war,  aus  welchem  letz- 
teres Land  als  Sieger  hervorging  und  in  dessen  Folge 
die  peruanischen  Guanoinseln,  sowie  die  peruanischen 
Provinzen  Tacna  und  Arica  dauernd  von  Chile  besetzt 
wurden.  Durch  ein  Dekret  der  chilenischen  Regierung 
vom  9.  Februar  1882,  w'elches  durch  den  Friedensvertrag 
von  Ancon  vom  20.  Oktober  1883  bestätigt  wurde, 
erklärte  sich  Chile  bereit,  50  Oq  des  Erlöses  von  1 
Million  Tonnen  Guano  zur  Verfügung  von  Peru  bzw. 
dessen  Gläubigern,  zu  halten,  welche  Bestimmung 
durch  das  am  23.  Januar  1892  zwischen  Chile  und  dem 
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französischen  Botschafter  vereinbarte  Protokoll  dahin 
ergänzt  wurde,  daß  alle  Gläubiger  Perus,  welcher 
Nationalität  immer,  deren  Forderungen  durch  Guano 
garantiert  w^aren,  an  diesem  Erlös  teilnehmen  sollten, 
nach  Maßgabe  eines  alsbald  zu  bestellenden  Schieds- 
gerichts. Das  Schiedsgericht  wurde  im  Dezember  1895 
k in  Lausanne  konstituiert.  Die  langwierigen  Verhand- 

lungen vor  dem  Tribunal  Arbitral  Franco-Chilien  kamen 
jedoch  erst  im  Juli  1901  zum  Abschluß,  wobei  dem 

\ d 1 k a t ein  Betrag  von  beinahe  Frs.  10 
Millionen  zugesprochen  wurde,  der  zur  Tilgung  von 
Vorschüssen  der  Syndikatsleitung  Verwendung  fand. 
Es  haben  inzwischen  weitere  Verhandlungen  mit  den 
Regierungen  von  Peru  und  Chile  stattgefunden,  die 
jedoch  zu  einer  definitiven  Regelung  nicht  geführt 
haben.  Die  Darmstädter  Bank  hatte  ihre  Unter- 
^ beteiligungen  bei  diesem  Peru-Guano-Syndikat  infolge 

der  langwierigen  und  aussichtslosen  Verhandlungen 
vollständig  abgeschrieben. 

Nach  wie  vor  blieb  die  Haupttätigkeit  der  Darm- 
städter Bank  auf  Eisenbahnunternehmungen  und  einige 
Regierungsgeschäfte  beschränkt.  Trotz  des  ausge- 
brochenen Krieges  zwischen  Deutschland  und  Frank- 
reich hatte  die  Bank  gar  keine  Verluste  zu  verzeichnen. 
Ihr  Betrieb  erlitt  keinerlei  Unterbrechung  und  trotz  der 
tiefgreifenden  Umw'älzung  in  Frankreich,  dem  Sturze 
der  Napoleonischen  Herrschaft  und  trotz  der  heftigen 
Schwankungen  an  der  Börse,  gelang  es  der  Darm- 
städter Bank  alle  ihre  Geschäfte  glatt  und  ohne  Ver- 
luste abzuw'ickeln,  ja  sie  war  sogar  imstande  neue 
Grundlagen  für  spätere  Erfolge  zu  legen. 

Außer  an  einer  großen  Reihe  von  Eisenbahnge- 
schäften, beteiligte  sich  die  Darmstädter  Bank  an  der 
Emission  der  Norddeutschen  Bundesobligation  und  an 
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der  ersten  Emission  der  5o,o  Schatzscheine  des  Nord- 
deutschen Bundes. 

Die  Darmstädter  Bank  war  im  Kriegsjahr  sogar 
in  der  Lage  der  Großherzoglich  Hessischen 
I Regierung  eine  Summe  von  1800000  fl.  zur  Ver- 

fügung zu  stellen,  zu  äußerst  günstigen  Bedingungen, 
wie  sie  von  keiner  anderen  Regierung  bei  ihren  gleich- 
zeitigen Geldaufnahmen  erzielt  worden  ist. 

Zwischen  dem  Großherzoglichen  Finanzministerium 
im  Einverständnis  mit  der  Direktion  der  Großherzogi. 
Staatsschulden-Tilgungskasse  einerseits,  und  der  Bank 
für  Handel  und  Industrie  in  Darnistadt  andererseits, 
ist  am  11.  August  1870  infolge  des  Gesetzes  vom 
28.  Juli  1870,  die  Aufbringung  der  zur  Feldaufstellung 
und  Unterhaltung  der  Großherzogi.  Division  erforder- 
liche Mittel  betreffend,  folgendes 

Übereinkommen 
abgeschlossen  worden. 

§ ü 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  verpflichtet  sich, 
in  die  Großherzogi.  Hauptstaatskasse  die  nachstehenden 
Beträge  bar  einzuzahlen : 

' am  17.  August  1870  fl.  400  000 

,,  17.  September  1870  ,,  400  000 

,,  17.  November  1870  ,,  400000 

,,  17.  Dezember  1870  ,,  300  000 

,,  17.  Januar  1871  ,,  300000 

fl.  1 800000 

Die  Zahlungen  können,  abgesehen  von  den  gesetz- 
lichen Zahlungsmitteln  resp.  solchen  Zahlungsmitteln, 
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welche  die  Staatskassen  anzunehmen  verpflichtet  sind, 
geleistet  werden : 

a)  In  Preuß.  Kassenanweisungen  und  Banknoten 
zum  Kurse  von  fl.  1.45  = 1 Rt;  jedoch  nicht  mehr  als 
lOo/o  in  Appoints  über  50  Thlr.  und  im  ganzen  nur  bis 
zur  Hälfte  des  jeweiligen  Betrags; 

b)  in  bayrischem,  badischem  und  württembergi- 
schen  Staatspapiergeld ; 

c)  in  Noten  der  Bank  für  Süddeutschland  und 
der  Frankfurter  Bank,  so  lange  die  Regierung  in 
der  Lage  ist,  diese  Noten  an  dem  Sitze  der  respektiven 
Banken  zur  statutenmäßigen  Einlösung  in  Silber  zu 
präsentieren. 


Gegen  die  in  § 1 genannten  Zahlungen  empfängt  die 
Bank  für  Handel  und  Industrie  Schatzanweisungen, 
welche  von  der  Großherzogi.  Staatsschuldentilgungs- 
kasse ausgefertigt  sind,  und  zwar  gegen  jede  Rate 
den  derselben  entsprechenden  Nominalbetrag. 

Diese  Schatzanweisungen  tragen  6oo  Zinsen  und 
sind  mit  den  anhaftenden  Zinsen  3 Monate  nach  der 
Ausstellung  fällig. 

Die  Bank  empfängt  hiernach  z.  B.  gegen  die  Zah- 
lung per  17.  August  den  Betrag  von  fl.  400000  solcher 
Schatzanweisungen,  verzinslich  ä 6ob  vom  17.  August 
1870  und  fällig  am  17.  November  1870. 

Die  Schatzanweisungen  sind  zur  Hälfte  in  Appoints 
ä fl.  10  000  und  zur  Hälfte  in  Appoints  ä fl.  5000  an- 
zufertigen; sie  lauten  auf  den  Inhaber. 

Solange  die  definitiven  Ausfertigungen  nicht  her- 
gestellt sind,  vertritt  deren  Stelle  eine  einzige  Schuld- 
verschreibung der  Großherzoglichen  Staatsschulden- 
Tilgungskasse. 
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§ 3. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  ist  verpflich- 
tet auf  Verlangen  der  Großherzoglichen  Staatsregierung 
bei  Verfall  der  ausgefertigten  Schatzanweisungen  die 
verfallenen  Appoints  gegen  neue  Schatzanvveisungen 
einzuliefern,  welche  im  übrigen  genau  nach  den  Be- 
stimmungen des  gegenwärtigen  Vertrags  anzufertigen 
sind  (6o/o  Zinsen,  3 Monate  laufend). 

Jedoch  erleidet  diese  Verpflichtung  der  Bank  in- 
sofern eine  Beschränkung,  als  sie  gegen  Verfall  der 
Schatzscheine  keine  Appoints  anzunehmen  verbunden 
ist,  deren  Verfallzeit  über  den  31.  Juli  1871  hinausgeht. 

Diejenigen  verfallenen  Schatzanweisungen,  welche 
die  Bank  in  natura  nicht  einzuliefern  vermag,  hat  sie 
am  Verfalltage  in  gesetzlichen  Zahlungsmitteln  bar  zur 
Kasse  der  Staatsschuldentilgungskasse  zu  decken,  wo- 
gegen ihr  die  neuen  Appoints  im  gleichen  Kapitalbetrag 
gebühren. 

§ 4. 

Der  Bank  für  Handel  und  Industrie  steht  das  Recht 
zu,  bei  Verfall,  wenn  insoweit  die  Großherzogi.  Staats- 
regierung eine  Prolongation  der  verfallenen  Schatzan- 
weisungen begehren  sollte,  statt  neuer  Anweisungen 
(§  3)  50/0  Obligationen  der  fundierten  Schuld  zu  ver- 
langen, in  der  Art,  daß  ihr  für  je  fl.  88  der  verfallenen 
Anweisungen  fl.  100  Nominal  in  5 0/0  Hess.  Obligationen 
zu  gewähren  und  zu  liefern  sind. 

Die  Bedingungen  dieser  5ob  Anleihe  sollen  ganz  die- 
selben sein  wie  diejenigen,  zu  welchen  die  5 0/0  Obli- 
gationen des  Anlehens  des  Norddeutschen  Bundes  auf 
Grund  des  Bundesgesetzes  vom  21.  Juli  1870  und  des 
allerhöchsten  Präsidialerlasses  vom  24.  Juli  1870  aus- 
gefertigt worden  sind. 
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Die  an  diesen  Obligationen  anhaftenden  Zinsen 
ä 50/0  bis  zum  Verfalltage  der  Schatzscheine  sind  von 
der  Bank,  insoweit  dies  nicht  durch  Kompensation 
mit  den  Zinsen  der  verfallenen  Schatzscheine  geschehen 
kann,  bar  zu  vergüten. 


8 3- 

Der  Großherzoglichen  Staatsschulden-Tilgungskasse 
steht  das  Recht  zu,  auf  die  Einzahlung  einzelner  oder 
aller  in  § 1 genannter  Raten  ganz  oder  zum  Teil  zu 
verzichten,  womit  auch  das  Recht  des  andern  Kon- 
trahenten auf  den  Bezug  des  gleichen  Betrags  von 
Schatzanweisungen  entfällt.  Die  Finanzverwaltung  hat, 
wenn  sie  von  vorstehender  Bestimmung  Gebrauch 
machen  will,  solches  der  Bank  10  Tage  vor  Verfall 
der  betreffenden  Rate  anzuzeigen  und  hat  der  Bank 
auf  den  von  ihr  nicht  beanspruchten  Betrag  H/oO/o 
Provision  zur  Deckung  der  Kosten  und  Zinsverluste, 
welche  der  Bank  durch  Flüssighaltung  der  ent- 
sprechenden Beträge  erwachsen,  zu  vergüten. 

Wie  wir  aus  diesem  Vertrage  ersehen,  war  dieser 
äußerst  vorteilhaft  für  die  Großherzogi.  hessische  Re- 
gierung, und  beide  Kontrahenten  betrachteten  das  ge- 
genwärtige Geschäft  als  das  Eintreten  in  dauernde 
gegenseitige  Beziehungen  der  Bank  für  Handel  und 
Industrie  und  der  Großherzoglichen  Staatsschulden- 
Tilgungskasse. 

Nach  Beendigung  des  glorreichen  Krieges  und  nach 
der  definitiven  Herstellung  des  Friedens  nahm  das 
Bankgeschäft  einen  ungeahnten  Aufschwung,  der  alle 
Erwartungen  übertraf;  auf  allen  Gebieten  und  auf  allen 
Kapitalmärkten,  machte  sich  eine  fieberhafte  Tätigkeit 
geltend,  die  darauf  gerichtet  war,  zunächst  die  Schäden, 
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die  der  Krieg  gerissen,  wieder  auszubessern  und  neue 
großartige  Unternehmungen  ins  Leben  zu  bringen. 

Auch  das  Jahr  1871  war  für  die  Darmstädter  Bank 
von  eminenter  Wichtigkeit  und  bedeutete  einen  Wende- 
punkt in  der  Geschichte  der  Bank.  Ihr  Wirkungskreis 
wurde  bedeutend  erweitert  und  der  Schwerpunkt  ihrer 
Aktion  wurde  nach  der  Reichshauptstadt  verschoben. 
Durch  den  Zusammenschluß  der  deutschen  Staaten  zur 
politischen  Einheit,  durch  die  Münzreform,  durch  die 
Einführung  der  Goldwährung  und  durch  die  Wirkung 
der  Kriegsentschädigung  wurde  Berlin  das  Zentrum 
der  Spekulation  und  des  gesamten  Bank-  und  Börsen- 
verkehrs. Die  Bedeutung  Berlins  wurde  sofort  von 
der  Darmstädter  Bank  erkannt,  und  durch  die  Gründung 
einer  Filiale  sicherte  sie  sich  dort  eine  angemessene 
Vertretung. 

Hatte  sich  die  Darmstädter  Bank  allmählich  zu 
einer  typischen  Frankfurter  Bank  entwickelt,  so 
wurde  sie  von  1870  ab  eine  ausgesprochene  Berliner 
Bank. 

Frankfurts  Glückstern  begann  mit  dem  mächtigen 
Emporblühen  der  Berliner  Börse  zu  erbleichen  und  zu 
schwinden.  Seine  Größe  und  Macht  war  hauptsächlich 
in  seinen  Geldfürsten  begründet  gewesen,  vornehmlich 
dem  Hause  Rothschild.  Die  Frankfurter  Bankiers,  die 
von  Natur  aus  konservativ  waren,  wußten  nicht  mit  dem 
wachsenden  volkswirtschaftlichen  Aufschwung  gleichen 
Schritt  zu  halten.  Durch  die  großartigen  Kapital- 
assoziationen, durch  die  Gründung  der  mordernen  Kre- 
ditbanken, waren  neue  Mitbewerber  auf  dem  Geld- 
märkte erschienen,  die  mit  den  alten  Frankfurter  Häu- 
sern in  erfolgreiche  Konkurrenz  traten  und  denen  es 
allmählich  gelang,  die  Alleinherrschaft  des  Hauses  Roth- 
schild zu  brechen. 
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Bereits  1867  gelang  es  das  Privileg  Frankfurts  in 
den  süddeutschen  Guldenländern  zu  überwinden,  indem 
die  Diskontogesellschaft  in  Berlin  die  Führung  bei 
der  Übernahme  einer  bayrischen  und  badischen  Anleihe 
erhielt.  Schon  früher,  1851,  war  es  der  Darmstädter 
Bank  und  Diskontogesellschaft  gelungen,  trotz  des 
Widerstandes  Rothschilds  und  der  Frankfurter  Bankiers, 
die  Thlr.  4500000  4Ü2^/o  staatsgarantierte  Obligationen 
der  Rhein-Nahe-Bahngesellschaft,  in  derem  Aufsichts- 
rat die  Frankfurter  Häuser  saßen,  günstig  und  mit 
großem  Erfolg  zu  plazieren.  Das  letzte  Hindernis 
zwischen  Nord-  und  Süddeutschland  wurde  schließlich 
durch  das  Gesetz  vom  4.  Dezember  1871  beseitigt, 
welches  die  Verschiedenartigkeit  der  Währung  aufhob 
und  die  Münzeinheit  im  ganzen  Deutschen  Reiche  ein- 
führte. Von  jetzt  an  waren  die  Berliner  Banken  in 
die  Lage  versetzt,  endgültig  in  Süddeutschland  festen 
Fuß  zu  fassen  und  mit  dem  Frankfurter  Platze  in  er- 
folgreichen Wettbewerb  zu  treten.  Im  Laufe  der  Zeit 
wurde  die  gesamte  Spekulation  und  der  gesamte  Bank- 
und  Börsenverkehr  nach  Berlin  verlegt.  Die  Bedeutung 
der  Frankfurter  Börse  schwand  von  Jahr  zu  Jahr  immer 
mehr  und  heutigen  Tages  ist  sie  in  den  führenden 
Werten  fast  vollständig  abhängig  vom  Berliner  Platze. 

Aber  trotzdem  wäre  es  unrichtig,  die  Bedeutung 
der  Frankfurter  Börse  zu  unterschätzen,  namentlich 
in  Bezug  auf  den  süddeutschen  Kapitalmarkt.  Lange 
Zeit  hatte  sich  Frankfurt  gegenüber  der  Einführung 
industrieller  Werte  abgeneigt  gezeigt;  erst  seit  dem 
Beginn  der  80  er  Jahre  wandte  es  diesen  Unter- 
nehmungen größere  Aufmerksamkeit  zu,  und  besonders 
zog  es  solche  Werte  an  die  Börse,  deren  jeweilige 
Lage  und  Wirkungskreis  es  genau  beurteilen  konnte. 
Diese  überaus  große  Vorsicht  und  Zurückhaltung  war 
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aber  überaus  vorteilhaft  für  den  süddeutschen  Kapital- 
markt geworden.  Denn  dank  der  Abneigung  gegen  diese 
industriellen  Werte,  konnten  die  schweren  Krisen  in 
den  70  er  Jahren  nicht  denselben  verheerenden  Einfluß 
in  Süddeutschland  ausüben  wie  in  Norddeutschland. 
Das  überaus  bedächtige,  nüchterne  und  klare  Urteil 
der  Frankfurter  Bankiers  bewahrte  somit  den  süddeut- 
schen Kapitalmarkt  vor  großen  Verlusten. 

In  demselben  Maße,  wie  die  Abhängigkeit  der 
Frankfurter  Börse  von  der  Berliner  zunahm,  verminderte 
sich  die  Abhängigkeit  Süddeutschlands  vom  Frank- 
furter Platze.  Denn  seit  der  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  entstanden  in  den  süddeutschen  Staaten  eigene, 
kapitalkräftige  Geldinstitute,  die  in  der  Fage  waren, 
die  großen  Finanztransaktionen  im  Verein  mit  den 
Berliner  Großbanken  durchzuführen  und  somit  Frank- 
furt teilweise  auszuschalten. 

Eingedenk  der  Wichtigkeit  des  Berliner  Platzes, 
hatte  die  Darmstädter  Bank  sofort  nach  der  Gründung 
des  Deutschen  Reiches  eine  Zweigniederlassung  dort- 
selbst  errichtet,  weil  sich  bekanntlich  jetzt  das  ganze 
Bank-  und  Börsengeschäft  in  der  Reichshauptstadt  kon- 
zentrierte. Diesesmal  bot  die  Gründung  einer  Ab- 
teilung in  Berlin  keine  Schwierigkeiten  mehr,  da  das 
Gesetz  vom  11.  Juni  1870,  betreffend  die  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  und  die  Aktiengesellschaften, 
endlich  die  vollkommene  Gewerbefreiheit  für  diese 
Erwerbsgesellschaften  herbeiführten. 

Im  Jahre  1871  begann  die  Darmstädter  Bank  ihre 
Tätigkeit  zunächst  damit,  daß  sie  ihr  werbendes  Kapital 
durch  Neuausgabe  der  seinerzeit  aus  dem  Verkehr  ge- 
zogenen Aktien  wieder  auf  die  volle  Höhe  von 
fl.  25  000000  brachte.  Das  Agio,  das  hierbei  erzielt 
worden  ist,  erbrachte  die  sehr  bedeutende  Summe  von 
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fl.  4 600000,  und  wurde  ausschließlich  als  Reservefonds 
verwandt,  und  nicht  als  laufender  Geschäftsgewinn 
betrachtet. 

Die  stets  wachsende  Ausdehnung  ihrer  Operationen, 
besonders  derjenigen  der  Abteilung  in  Berlin,  veran- 
laßte  die  Darmstädter  Bank  bereits  im  folgenden  Jahre 
zu  einer  weiteren  Verstärkung  ihres  werbenden  Kapitals 
zu  schreiten.  Die  Bank  stellte  den  Aktionären  neue 
40000  Stück  Aktien  der  111.  Serie  im  Betrage  von 
10  000000  fl.  zum  Kurse  von  150  o/o  zur  Verfügung.  Von 
diesem  Bezugsrecht  wurde  allgemein  Gebrauch  ge- 
macht, so  daß  das  gesamte  dividendenberechtigte 
Aktienkapital  fl.  35  Millionen  ausmachte.  Es  zerfällt: 

Stück  40  000  Aktien  I.  Serie  = fl.  10  000  000 

„ 60  000  „ 11.  „ = fl.  15  000  000 

„ 40  000  „ 111.  „ = fl.  10  000  000 

Stück  140  000  = fl.  35  000  000 

Hatte  bis  dahin  die  Darmstädter  Bank  durch  ein 
System  von  Kommanditen  im  In-  und  Auslande  ihren 
Wirkungskreis  und  die  Basis  ihrer  Geschäftstätigkeit 
erweitert,  so  betrat  sie  im  Jahre  1871  einen  andern 
Weg,  der  eventuell  geeignet  war,  das  Prinzip  der 
Kommanditen  zu  ersetzen. 

Sie  gründete  im  Verein  mit  befreundeten  Bank- 
häusern und  Banken  eine  Reihe  von  Aktiengesell- 
schaften. Sie  selbst, blieb  durch  einen  großen  Aktien- 
besitz der  neuen  Institute  bei  diesen  lebhaft  interessiert, 
und  suchte  durch  Delegationen  von  Direktionsmit- 
gliedern in  den  Aufsichtsrat  der  betreffenden  Banken, 
sich  einen  dauernden  und  nachhaltigen  Einfluß  zu 
sichern.  Die  von  ihr  in  jener  Zeit  gegründeten  Banken 
waren  die  Amsterdamer  Bank,  Süddeutsche  Boden- 
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kreditbank  in  München  und  die  Süddeutsche  Imino-  ' 

biliengesellschaft  in  Mainz.  Später  traten  in  diesen 
Kreis  noch  hinzu  die  Ungarische  Escompte-  und  Wech- 
selbank in  Pest  und  die  Württembergische  Bankanstalt  ■ 

vorm.  Pflaum  & Co.  in  Stuttgart.  (Vgl.  hierzu  die  aus-  i 

führliche  Abhandlung  im  V.  Kapitel  S.  86  ff.)  ' 

Außer  an  den  Gründungen  der  genannten  Bank-  1 | 

Institute  beteiligte  sich  die  Bank  an  einer  Reihe  von  i 

deutschen  und  ausländischen  Emissionen  von  Staats-  ‘ 

anleihen  und  Eisenbahnpapiereri,  deren  Namhaft- 
machung hier  zu  weit  führen  würde.  ' 

Während  dieser  Zeit  hatte  sich  die  Darmstädter  Bank 
von  jeglichen  eigenen  industriellen  Gründungen  fern- 
gehalten, wie  sie  überhaupt  gerade  damals  sehr  zurück- 
haltend war.  Die  außerordentlichen  Kurssteigerungen 
der  Aktien  der  Erwerbsgesellschaften,  hatten  bei  einem 
großen  Teil  des  Publikums  Illusionen  erweckt,  die 
niemals  verwirklicht  werden  konnten,  und  die  die 
Grenzen  zwischen  Kapitalanlage  und  Spekulation  voll- 
kommen verwischten.  Das  Spekulationskapital  wendete 
sich  namentlich  solchen  Unternehmungen  zu,  die  ihrer 
inneren  Natur  nach  großen  Konjunkturschwankungen 
unterworfen  waren.  Die  Darmstädter  Bank  blieb  des- 
halb dieser  neuen,  die  Börse  beinahe  vollkommen  be- 
herrschenden Strömung  aus  freier  Wahl  fern,  einmal 
weil  dieselbe  von  ihr  nicht  recht  beurteilt  werden 
konnte,  und  dann,  weil  ein  Rückschlag  unvermeidlich 
war.  t 

Im,  Gegensatz  zu  den  anderen  Bankinstituten  hielt  ( <5 

sich  die  Bank  für  Handel  und  Industrie,  gewitzigt  durch 
trübe  Erfahrungen,  fast  von  jeder  Tätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  industriellen  Gründungen  fern.  Nur  in 
den  letzten  Monaten  des  Jahres  1872  beteiligte  sie  sich 
als  Mitbegründerin  bei 
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Der  deutschen  Gold-  und  Silberscheidean- 
stalt vorm.  Rössler  in  Frankfurt  a.  M. 

Die  Beteiligung  bei  diesem  Werk,  dessen  Ressort  mit 
ihrem  eigenen  Geschäftskreis  eng  zusammenhängt,  hatte 
außerdem  die  Bedeutung,  daß  die  Darmstädter  Bank 
in  weitere  enge  Beziehung  zu  dem  Frankfurter  Platze 
trat.  Die  deutsche  Gold-  und  Silberscheideanstalt  hatte 
zum  Zwecke,  den  Ein-  und  Verkauf  von  Edelmetallen 
für  eigne  und  fremde  Rechnung,  das  Schmelzen  und 
Scheiden  derselben,  die  Präparierung  derselben  für  be- 
stimmte Zwecke  und  Fabrikationszweige,  die  Her- 
stellung und  den  Handel  mit  chemischen  Produkten, 
welche  mit  der  Bearbeitung  von  Edelmetallen  in  Be- 
rührung stehen,  sowie  die  Betreibungen  derjenigen 
Bankgeschäfte,  welche  mit  dem  Handel  und  der  Ver- 
arbeitung von  Edelmetallen  Zusammenhängen.  Die  Aktien 
der  ersten  Serie  im  Betrage  von  fl.  700000  Nominal 
waren  von  den  ersten  Zeichnern  fest  übernommen  und 
sofort  mit  der  Konstituierung  voll  bezahlt  worden.  Diese 
Gründung  verfolgte  keinen  Emissionsgewinn,  und  war 

eine  Emission  überhaupt  nicht  beabsichtigt,  sondern  » 

die  Aktien  waren  zum  dauernden  Besitz  bestimmt  und 
blieben  auf  eine  Reihe  von  Jahren  im  Portefeuille  der 
Bank.  Sie  besaß : 

1873  Thlr.  120000 
1890  Mk.  113000 

und  erscheint  dieser  Betrag  in  diesem  Jahre  zum 
letztenmal  in  der  Bilanz  unter  der  Rubrik:  Industrielle 
Beteiligungen. 

Nicht  unerwähnt  bleibe  auch  die  Tatsache,  daß  in 
dieser  Zeit  gerade  Frankfurt  a.  M.  und  der  süddeutsche 
Kapitalmarkt  sich  sehr  für  die 

amerikanischen  Eisenbahnbonds 
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interessierten.  Auch  die  Darmstädter  Bank  beteiligte 
sich  an  einer  Emission  dieser  Werte,  und  zwar  bei: 
70/0  Morris-Essex-Bonds  und  Cincinnati  Springfield 
Bonds. 

Ebenso  wie  die  übrigen  Kreditbanken,  so  besaß 
auch  die  Darmstädter  Bank  in  den  Jahren  des  wirt- 
schaftlichen Aufschwungs  einen  großen  Posten  von 
amerikanischen  Eisenbahnbonds  und  betrug  ihr  Be- 
stand : 


während  die  eigentlichen  Anlagen  in  Staatspapieren 
in  kaum  nennenswertem  Grade  erschüttert  wurden. 

Die  Darmstädter  Bank  besaß  in  den  Krisenjahren 
einen  gewaltigen  Bestand  an  Effekten.  Trotz  des  an- 
sehnlichen Effektenbesitzes  hatte  sie  keine  allzu  großen 
Verluste.  Sie  besaß  folgende  Kategorien  von  Effekten: 


in  1000  fl. 


1871:  834000  fl. 

1872:  665  000  „ 

1873:  1488000  „ 

In  Frankfurt  a.  M.  waren  diese  amerikanischen 
Eisenbahnwerte  heimisch  gewesen  und  hatten  von  hier 
aus  leicht  den  Weg  nach  Süddeutschland  gefunden. 
Die  überstürzte  Aufnahme  der  Bonds  der  noch  im  Bau 
begriffenen  Eisenbahn,  die  ohne  gründliche  Prüfung 
geschehen  war,  hatte  besonders  für  das  süddeutsche 
Publikum  in  der  Börsenkrise  von  1873,  große  Verluste 
im  Gefolge.  Süddeutschland  verlor  große  Summen, 
wurden  doch  die  Bonds  von  55  amerikanischen  Eisen- 
bahngesellschaften mit  einem  Gesamtkapital  von  217 
Millionen  Dollars  notleidend  i). 

Die  Börsenkrisis  von  1873  machte  sich  bereits 
im  Laufe  des  Jahres  1872  bemerkbar,  durch  das  Steigen 
des  Diskonts  sowie  durch  die  schwierigen  Liquidationen 
mit  hohen  Reportsätzen.  Und  in  der  Tat  trat  die  Krisis 
ein,  schärfer  und  nachhaltiger  als  man  allgemein  er- 
wartet hatte. 

Anfangs  blieb  die  Krisis  nur  auf  den  Effektenmarkt 
beschränkt,  und  dort  nur  auf  Papiere  spekulativ^er  Natur, 
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1872 

1873 

1.  Staatsschuldverschreibungen 

1 795 

1 537 

2.  Prioritätsobligationen,  deutscher,  österr. 

ungarischer  und  Schweizer  Eisenbahnen 

1690 

1 685 

3.  Aktien  dieser  Eisenbahnen 

4480 

8486 

4.  Andere  europ.  Eisenbahn-Akt 

1 339 

1315 

5.  Bankaktien 

567 

165 

6.  Pfandbriefe,  Kommunalanleihen  . . . 

1 764 

141 

7.  Amerikanische  Bonds 

664 

1 488 

8.  Diverse  Effekten 

505 

296 

12  804 

15113 

Die  Wertverringerung  bei  den  gewaltigen  Kurs- 
stürzen erreichte  bei  weitem  nicht  die  Grenzen  der 
laufenden  Zinserträge  der  Effekten,  und  wurde  durch 
die  erzielten  Erträgnisse  der  Konsortialoperationen  an- 
sehnlich ausgeglichen. 

Die  Rubriken  5,  6 und  8 weisen  bedeutende  Ver- 
ringerungen auf,  die  sich  daraus  ergaben,  daß  diese 
Posten  mit  großem  Nutzen  verkauft  worden  waren. 
Die  starke  Vermehrung  von  Eisenbahnaktien  rührte 
teils  von  der  Auflösung  bestehender  Syndikate  her, 
deren  Bestände  auf  Effektenkonto  übernommen  werden 
mußten,  teils  von  neuen  Anlagen,  zu  denen  die  Darm- 
städter Bank  mit  Rücksicht  auf  das  eingetretene  sehr 


i 


¥ 


4 


r 


— 182  — 

starke  Weichen  der  soliden  deutschen  und  österreich- 
ungarischen Eisenbahnpapiere  veranlaßt  wurde,  um  ihre 
Bestände  durch  billige  Kurse  zu  vermehren  und  später 
wieder  vorteilhaft  zu  verkaufen.  Die  Bank  wurde  dabei 
von  der  Überzeugung  geleitet,  daß  gerade  die  Eisen- 
bahnaktien durch  die  momentan  ungünstige  Konjunktur 
über  Gebühr  im  Werte  gedrückt  würden,  und  daß 
sich  in  absehbarer  Zeit  die  Gunst  der  Kapitalisten  ihnen 
wieder  zuwenden  müßte. 

Die  Vermehrung  der  amerikanischen  Eisenbahn- 
bonds rührte  lediglich  von  der  Auflösung  bestehender 
Konsortien  her.  Alles  in  allem  genommen  betrug  die 
Gesamtvermehrung  des  Effektenbestandes  ca.  2,7  Mil- 
lionen Gulden.  Über  die  4 o/o  Zinsen  hinaus  wurden 
noch  ca.  291  000  fl.  Gewinne  erzielt,  so  daß  das  Effekten- 
konto  im  Jahre  1873  per  Saldo  nicht  ganz  2oo  erbrachte. 

Im  allgemeinen  überstand  die  Darmstädter  Bank 
die  Krisis  verhältnismäßig  gut,  da  sie  keine  Verluste 
in  der  Kundschaft,  im  Kommissions-  und  Lombard- 
geschäft erlitt.  Die  wesentliche  Wirkung  der  Krisis 
auf  die  Bank  bestand  darin,  daß  die  (jelegenheit  zu  Ver- 
diensten eine  äußerst  beschränkte  war.  War  vorerst  das 
Feld,  auf  dem  sie  sich  vorzugsweise  zu  bewegen  ge- 
wohnt war,  durch  das  überwuchernde  Spiel  in  alea- 
torischen Werten  beengt,  so  war  es  jetzt  durch  das 
eingetretene  Mißtrauen  und  die  notwendige  Zurück- 
haltung, der  über  das  Maß  der  Produktion  hinausge- 
eilten Kapitalanlagen  nach  wesentlichen  Richtungen  hin 
beschlossen. 

Immerhin  hat  die  Darmstädter  Bank  die  Befrie- 
digung gehabt,  daß  sie  selbst  in  den  Krisenjahren  eine 
Anzahl  solider  Prioritätsanleihen,  teils  allein,  teils  im 
Verein  mit  befreundeten  Instituten  abschließen  und  mit 
Erfolg  auf  den  Markt  bringen  konnte.  Von  diesen 


4 


— 183  — 

neu  angeschlossenen  Geschäften  waren  die  bedeu- 
tenderen : 

Die  Begründung  der  mecklenburgischen  Eisenbahn- 
gesellschaft, 

Thlr.  1 200  000  Prioritäten  der  Brünn-Rossitzer 
Eisenbahn, 

fl.  5000000  ö.  W.  Silber  5oo  Obligationen  der  k.  k. 
Elisabethbahngesellschaft, 

fl.  15  000000  ö.  W.  Silber  5 o/o  Prioritäten  der  öster- 
reichischen Staatsbahngesellschaft, 

Thlr.  7000  000  d^/gO/o  Köln-Mindener  Eisenbahn, 

Thlr.  30000000  4i/o0o  Bergisch-Märkische  Eisenbahn. 
Thlr.  15  000000  4Ü2®/o  Magdeburg-Halberstadt- 

Eisenbahn. 

Diese  letzten  drei  wurden  im  Verein  mit  der  Berliner 
Diskontogesellschaft,  der  Königl.  Seehandlung  und  an- 
deren Bankhäusern  emittiert. 

Naturgemäß  konnte  der  zu  erzielende  Gewinn  bei 
diesen  Operationen  nach  der  Lage  der  Dinge  nur  ein 
bescheidener  sein ; aber  trotzdem  erbrachten  diese 
Transaktionen  ein  Resultat,  dessen  sich  nur  wenig 
Institute  dieser  Epoche  rühmen  konnten. 

Dagegen  war  durch  das  fortdauernde  Niederliegen 
des  Handels,  der  Industrie  und  der  Gewerbetätigkeit 
das  eigentliche  reguläre  Bankgeschäft  fast  vollkommen 
stagniert;  zwar  gab  es  keine  Verluste  auf  diesem  Ge- 
biete, aber  andererseits  fortwährend  nur  geringen  Ver- 
dienst. Dazu  kam  eine  langsame,  sich  stetig  ansam- 
melnde Anhäufung  von  Kapitalien,  welche,  da  sie  keine 
Verwendung  fanden,  brach  liegen  mußten  und  dadurch 
niedrige  Diskontsätze  und  geringe  Zinserträge  im  Ge- 
folge hatten.  Auf  dem  Gebiete  der  Börse  zeigte  sich 
eine  andauernde  Zurückhaltung  und  es  fehlte  jegliche 
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Spekulationslust.  Infolge  davon  sanken  die  Kurse,  na- 
mentlich die  Eisenbahnaktien. 

Trotz  alledem  ergab  sich  für  die  Bank  auf  das 
gesamte  Aktienkapital  von  35  Millionen  fl.,  nach  Ab- 
zug der  Handlungsunkosten,  Abschreibungen  und  sta- 
tutenmäßigen Tantiemen,  ein  Gewinn  von  etwas  über 
7o'o;  allerdings  ein  Resultat,  das  zwar  in  Anbetracht 
der  großen  Reserven  der  Bank  und  ihres  ausgebreiteten 
Organisationsfeldes,  ihres  Operatioiiskredites  und  ihrer 
langjährigen  Erfahrungen  nur  als  ein  mäßiges  bezeich- 
net werden  darf. 

Für  das  Jahr  1873  wurde  durch  Verwendung  von 
etwa  1 11  des  Hauptreservefonds  eine  Dividende  von 
10 o/o  ausgeschüttet.  Die  Dividende  betrug  in  dieser 
Zeit  : 


1870: 

1 0 o/o 

1871 : 

1 5 o/o 

1872: 

1 5 o/o 

1874: 

10  o/o 

So  schwer  die  Krisis  nach  vielen  Seiten  hin  ge- 
troffen hatte,  so  vernichtend  sie  für  viele  Existenzen 
gewesen  ist,  so  war  sie  schließlich  doch  eine  Not- 
wendigkeit und  für  die  Allgemeinheit  selbst,  dank  ihrer 
reinigenden  Kraft,  eine  Wohltat  gewesen.  Die  Grenzen 
der  berechtigten  Spekulation  waren  in  jener  Zeit  unver- 
kennbar vorgerückt  worden.  Es  war  klar,  daß  bei 
langer  Andauer  dessen,  was  auf  dem  Gebiete  der  Börse 
von  1871  bis  zu  Anfang  von  1873  vorgegangen  war, 
die  allerschlimmsten  Folgen  für  die  gesamte  Volkswirt- 
schaft hätten  eintreten  müssen.  Durch  den  Börsenum- 
schlag kehrte  das  Publikum  zu  ruhiger  praktischer 
Tätigkeit  und  zu  vorsichtiger  Sparsamkeit  zurück.  Die 
Banken  konnten  in  dieser  Zeit  einen  reichen  Schatz 
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von  Erfahrungen  sammeln,  die  für  die  Zukunft  für 
sie  von  der  größten  Wichtigkeit  waren. 

Der  nach  der  Krisis  betretene  Weg  der  Zurück- 
haltung und  Sparsamkeit  führte  schließlich  wieder  zur 
Gesundung  des  Kapitalmarkts,  die  im  Süden  rascher 
vor  sich  ging  als  im  Norden.  Süddeutschland  war 
Norddeutschland  dabei  um  einen  großen  Schritt  voraus, 
offenbar  weil  es  seinerzeit  sich  von  den  schlimmsten 
Erscheinungen  der  Vorjahre,  den  Gründungen  und  Um- 
wandlungen auf  industriellem  Gebiete  und  in  Terrain- 
spekulationen, ferngehalten  hatte.  Dieser  bessere  Zu- 
stand des  süddeutschen  Kapitalmarkts  dokumentierte 
sich  in  den  folgenden  Jahren  hauptsächlich  in  der 
größeren  Anlagelust  und  Aufnahmefähigkeit  zinstra- 
gender Papiere. 

Diese  günstige  Disposition  der  süddeutschen  Kapi- 
talisten hat  es  auch  der  Darmstädter  Bank  nach  der 
Krisis  erleichtert,  eine  Anzahl  großer  Übernahmen,  in 
soliden  österreichischen  Anlagewerten  zu  einer  befrie- 
digenden Abwicklung  zu  führen  und  andererseits  bei  der 
Durchführung  der  bedeutenden  Operationen,  welche  in 
Österreich-Ungarischen  Staatspapieren  und  ausländi- 
schen Eisenbahnprioritäten  unternommen  wurden,  ge- 
bührenden Anteil  zu  nehmen. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  in  Darmstadt 
begann  nach  der  Börsenkrisis  von  1873  wieder  eine 
lebhafte  und  lukrative  Tätigkeit  auf  allen  Gebieten  des 
regulären  Bankgeschäftes,  wie  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen,  Staats-  und  Kommunal-Kredites  und  auf 
dem  Gebiete  der  Industrie,  wie  auch  ganz  besonders  auf 
dem  Gebiete  des  Eisenbahn-  und  Verkehrswesens. 
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XII.  Kapitel. 

Charakter  der  Bank  für  Handel  und  Industrie. 

Kritik  ihrer  Tätigkeit  von  1853—1873. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  ist  in  der 
ersten  Epoche,  und  ^uch  zum  Teil  an  der  zweiten,  einmal 
eine  industrielle  Gründungsbank  und  dann  eine 
Emissionsbank  für  Staats-,  Kommunal-  und  Eisen- 
bahnu'erte  gewesen. 

Die  Darmstädter  Bank  war  in  der  Absicht  gegründet 
worden,  nicht  nur  dem  Handel  und  der  Industrie  lau- 
fende Kontokorrentkredite  zu  gewähren,  sondern  auch 
selbst  die  Anlage  industriellerUnternehmungen 
ins  Leben  zu  rufen  und  zu  fördern.  Sie  hatte  außerdem 
die  Aufgabe,  das  Kapital,  das  bei  dem  einen  industriellen 
Wert  zeitweilig  disponibel  war,  dem  anderen,  welches 
dessen  bedarf,  zuzuführen  und  so  die  industrielle  Tätig- 
keit zu  beleben  und  zu  steigern. 

Eingedenk  der  Richtlinien  ihres  Programms,  be- 
gründete sie,  ebenso  wie  der  Credit  mobilier  in  Paris, 
eine  Reihe  von  industriellen  Gesellschaften;  jedoch 
ohne  jeglichen  Gründungsgewinn.  Im  Gegensatz  zum 
Credit  mobilier  blieb  die  Darmstädter  Bank  bei  diesen 
Gründungen  durch  namhaften  Aktienbesitz  dauernd 
interessiert  und  behielt  die  Aktien  in  dem  Effekten- 
portefeuille. 

So  übernahm  die  Darmstädter  Bank  zu  Anfang 
dieser  Periode  die  Gründung  von  7 Industriegesell- 
schaften mit  einem  Nominalkapital  von  2580000  fl., 
wovon  sie  selbst  813160  fl.  in  eigenem  Besitze  behielt. 
(Vgl.  hierzu  Kap.  X.) 

Im  Laufe  der  Zeit  sammelte  sich  eine  große  Reihe 
von  Aktien  von  Industriegesellschaften  bei  der  Darm- 
städter Bank  an,  die  in  den  Bilanzen  unter  der  Rubrik 
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„dauernde  Beteiligungen  bei  Aktiengesellschaften“,  fi- 
gurieren. Diese  Beteiligungen  haben  der  Bank  oft 
große  Verluste  gebracht,  wie  folgende  Tabelle  illustriert: 


Dauernde  Beteiligung  bei  Aktiengesellschaften 

in  1000  fl. 


> 

Jahr 

Gesamtbestand 

Gewinn 

Verlust 

1 1857 

1 228 

1858 

1 391 

36 

144 

1859 

1 180 

— 

89 

1860 

1 056 

— 

238 

1861 

990 

— 

110 

1862 

1 156 

63 

190 

1863 

1 040 

101 

— 

1864 

920 

90 

40 

1865 

749 

75 

85 

■*  1866 

620 

22 

58 

1867 

624 

50 

65 

1868 

506 

45 

50 

1869 

429 

92 

65 

1870 

455 

46 

— 

1871 

490 

23 

— 

1 1872 

604 

110 

— 

1873 

1 086 

66 

— 

fl.  14  524 

fl.  819 

fl.  1 134 

Die  Gesamtbeteiligung  an  industriellen  Unterneh- 
mungen in  den  Jahren  1857 — 1873  in  der  Höhe  von 
fl.  14524  000  erbrachte  mithin  in  dieser  Zeit  einen 
Gewinn  von  819000  fl.,  und  einen  Verlust  von 
1 134000  fl.,  was  per  Saldo  einen  Gesamtverlust  von 
315000  fl.  ausmacht. 

Diese  Zahlen  lehren  und  zeigen  deutlich,  daß  in 
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und  Gründungsbank  war.  Diese  Tatsache  und  An- 
schauung kam  auch  bei  der  Verwaltung  der  Darm- 
städter Bank  zum  Durchbruch,  schreibt  sie  doch  in 
einem  Rückblick  auf  die  10jährige  Geschäftstätigkeit: 
„Die  deutsche  Gründlichkeit  und  Bedächtigkeit  gestattet 
in  allen  Zweigen  der  kommerziellen  und  industriellen 
Entwicklung  nur  ein  langsames,  vorsichtiges  Voran- 
gehen ; unsere  Aufgabe  ist  es,  in  dieser  Entwicklung 
zu  folgen,  sie  zu  fördern  und  zu  leiten  und  zu  helfen, 
nur  selten  ist  es  möglich,  sie  mit  Erfolg  hervorzurufen 
und  zu  beherrschen.  Wir  dürfen  auf  dem  Gebiete  der 
deutschen  Industrie  und  des  deutschen  Handels  nur 
auf  langsame,  aber  dauerhafte  nachhaltige  Folgen 

rechnen  i).“ 

Es  paßt  in  der  Tat  nicht  in  den  Rahmen  der 
Geschäftstätigkeit  einer  Kreditbank,  wenn  diese  sich 
dauernd  bei  einem  industriellen  Unternehmen,  sei  es 


durch  großen  Aktienbesitz,  sei  es  durch  Komman- 
ditierung,  beteiligt.  Denn  dadurch  geschieht  in  der 
Regel  ein  Festlegen  der  Betriebsmittel,  und  schließ- 
lich eine  vollständige  Immobilisierung  des  Kapitals, 
die  oft  den  vollständigen  Zusammenbruch  eines  Bank- 
institutes im  Gefolge  haben  kann.  Die  Haupttätigkeit 
einer  Bank  soll  in  der  Vermittlung,  und  nicht  in  der 
Beteiligung  und  schließlichen  Festlegung  von  Kapitalien 
bestehen.  Bei  einer  Beteiligung  läuft  die  Bank  oft 
Gefahr,  in  Zeiten  der  Depression  zu  weitgehende 
Kredite  einzuräumen,  so  daß  sich  schließlich  die  Bank 
genötigt  sieht,  das  industrielle  Unternehmen  in  eigene 
Regie  zu  nehmen.  Dazu  kommt  noch,  daß  die  Bank- 
direktoren nicht  über  die  nötige  Sachkenntnis  und  Er- 


fahrungen verfügen,  ein 


solches  Werk  selbständig  zu 


\ 


1)  Geschäftsbericht  der  Darmstädter  Bank  von  1862. 
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leiten,  denn  jeder  Industriezweig  will  für  sich  be- 
trachtet und  beurteilt  sein,  denn  gerade  die  Industrie 
ist  lebhaften  Konjunkturschwankungen  unterworfen. 

Auch  die  Direktion  der  Darmstädter  Bank  gelangte 
infolge  der  großen  Verluste,  die  sie  erlitten,  zu  der  Ein- 
sicht, daß  der  unmittelbare  Betrieb  industrieller  Etab- 
lissements durch  Banken  ein  in  vielfachen  Beziehungen 
nicht  geeigneter  sei,  und  die  ohnehin  nicht  leichte 
Aufgabe  der  Direktion  bedeutend  erschwere.  Infolge- 
dessen blieb  die  Darmstädter  Bank  der  Neugründung 
von  Banken  und  industriellen  Unternehmungen  in  den 
Jahren  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges  fern,  ob- 
schon erstere  in  große  Nähe  gerückt  waren,  ln  ihrem 
Geschäftsbericht  von  1869  schreibt  sie  darüber:  „Wir 
sind  nicht  gegen  die  Gründung  neuer  Banken  einge- 
nommen, im  Gegenteil,  deren  Vermehrung  ist  uns  er- 
wünscht; wir  scheuen  nur  hierbei,  wie  bei  industriellen 
Schöpfungen,  die  eigne  Teilnahme,  weil  damit  die  Ver- 
antwortlichkeit stark  engagiert  und  die  ohnehin  in  An- 
spruch genommene  Tätigkeit  stark  zersplittert  wird. 
Umstände,  die  nur  da  außer  Betracht  bleiben  müßten, 
wo  ganz  separate  eigene  Zwecke  mit  solchen  Neubil- 
dungen erreicht  werden.  Abgesehen  davon,  bleibt  die 
Tätigkeit  besser  auf  ein  Fach  konzentriert.“ 

Ein  mit  so  reichen  Mitteln  ausgestattetes  Institut, 
wie  die  Bank  für  Handel  und  Industrie,  verfügt  natur- 
gemäß, dank  seiner  Beziehungen  zu  allen  Weltbörsea 
und  seiner  Organisation,  dank  seinem  intimen  Verhältnis 
zu  Handel  und  Industrie,  und  dank  seiner  Emissions- 
tätigkeit, auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen,  wie  des 
industriellen  und  kommerziellen  Kredites,  wie  auch  der 
Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  über 
einen  reichlichen  Eff ekten besitz. 

Bei  dem  ausgedehnten  Netz  von  Zweiganstalten, 
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in  den  vielen  Verbindungen  im  ln-  und  Auslande, 
war  es  in  der  Lage  der  Sache  begründet,  daß 
sich  in  den  Tressors  der  Darmstädter  Bank  eine 
große  Menge  von  Effekten  ansammelte.  Dazu  kamen 
noch  die  Beteiligungen  bei  den  großen  Finanztrans- 
aktionen in  Deutschland  und  Österreich,  die  wesentlich 
zu  einer  Vermehrung  des  Bestandes  an  Titres  bei- 
trugen. Oft  sah  sich  die  Darmstädter  Bank,  nach  Auf- 
lösen der  Syndikate  und  Konsortien  genötigt,  einen 
großen  Teil  der  nicht  plazierten  Emissionswerte  auf- 
zunehmen, da  der  Kapitalmarkt  sich  nicht  für  die  neuen 
Werte  interessiert  hatte.  Oft  mußte  die  Darmstädter 
Bank  bei  der  Liquidation  ihr  nahestehender  Firmen 
und  Gesellschaften  einen  großen  Posten  von  Effekten 
übernehmen.  Dazu  kam  noch,  daß  sie  sich  bei  ihren 
reichen  disponiblen  Mitteln  veranlaßt  sah,  für  eine  lukra- 
tive Verwendung  zu  suchen,  die  sie  in  der  Anlage  von 
Effekten  zu  finden  hoffte.  Daß  sich  die  Bank  dabei,  im 
Verhältnis  zu  ihrem  Aktienkapital,  über  Maß  engagiert 
hatte,  zeigt  deutlich  nebenstehende  Tabelle: 

Dieser  gewaltige  Effektenbesitz  trug  unstreitig  den 
Charakter  einer  dauernden  Anlage  und  blieb  mehr 
oder  weniger  all  die  Jahre  hindurch  stabil.  Daß  in 
den  Zeiten  der  Krisen  dieser  hohe  Effektenbestand  große 
Gefahren  in  sich  barg,  liegt  klar  auf  der  Hand.  Und 
in  der  Tat  erhielt  die  Darmstädter  Bank  empfindliche 
.Verluste,  indem  sie  sich  genötigt  sah  in  der  Zeit  der 
Depression  die  Effekten  mit  Verlust  abzustoßen. 

Der  Gewinn  an  börsengängigen  Effekten  betrug 
in  der  Zeit  von  1859—1873  fl.  4384919  13  kr.,  während 
sich  der  Verlust  in  dieser  Zeit  belief  auf  fl.  1 199  530 
15  kr.  Die  hohe  Gewinnziffer  wurde  wesentlich  be- 
stimmt durch  den  außerordentlichen  Gewinn  des 
Jahres  1871,  in  welchem  Jahre  der  Effektenbestand 
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um  ca.  47 Ob  erhöht  worden  war  und  der  einen  Gesamt- 
gewinn von  ca.  28o;o  des  durchschnittlich  in  Effekten 
verwendeten  Kapitals  ergab  und  betrug  der  Effekten- 
besitz ca.  600,0  des  Aktienkapitals.  Im  Krisen jahr  1873 
waren  dagegen  44o,o  des  Aktienkapitals  in  Effekten  an- 


Jahr 

l 

Aktien- 

kapital 

Börsengängige 

Effekten 

in  ®/o  des 
Aktien- 
Kapitals 

' in  1000  fl. 

( 

1853 

4 000 

864 

21,6 

1854 

4 000 

1 393 

34,8 

1855 

10  000 

2 256 

i 22, 

1856 

25  000 

8 502 

34, 

1857 

25  046 

10  671 

42,5 

1858 

25  046 

8 300 

33,2 

1859 

25  046 

6 966 

25,5 

1860 

25  046 

4 820 

19, 

1861 

25  046 

4 160 

16,2 

1862 

25  046 

4418 

17,2 

1863 

25  046 

5 186 

20,7 

1864 

25  046 

4 146 

16,5 

1865 

25  046 

4 327 

17, 

1866 

25  046 

4 342 

17,3 

1867 

25  046 

3 652 

14,6 

1868 

25  046 

4 965 

19,8 

1869 

25  046 

2 824 

11,3 

1870 

25  046 

3 155 

12,6 

1871 

25  046 

14  738 

59, 

1872 

35  000 

12  765  1 

36, 

1873 

35  000 

15414 

44, 

gelegt,  ein  Umstand,  der  in  den  darauffolgenden  Jahren 
der  Depression,  der  Bank  empfindliche  Verluste  brachte, 
die  allein  in  den  Jahren  1874/75  3,3  Millionen  Mark 
überstiegen. 

Bei  diesen  hohen  Effektenankäufen  ging  die  Darm- 
städter Bank  von  der  Erwägung  aus,  daß  dies  „ein 
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wesentlicher  Weg  zur  Erfüllung  der  Aufgabe  einer 
Kreditbank  und  zugleich  eine  Quelle  berechtigter  Ge- 
winne sei,  Wertpapiere  auf  Grund  sorgfältiger  Prüfung 
anzukaufen,  zu  einer  Zeit,  wo  ihr  Preis  ihrem  inneren 
Werte  noch  nicht  angemessen  ist,  sie  zu  verkaufen, 
wenn  die  Erkenntnis  dieses  Wertes  beim  großen  Publi- 
kum druchdrungen  ist“i).  Bei  all  diesen  Transaktionen 
suchte  die  Darmstädter  Bank  den  Grundsatz  im  Auge 
zu  behalten,  bei  der  Auswahl  nach  bestem  Ermessen 
sich  lediglich  durch  den  inneren  Wert  der  Effekten 
bestimmen  zu  lassen,  der  schließlich  doch  immer  zur 
Geltung  kommen  müsse,  und  diesen  Effektenankauf 
betrachtete  sie  immer  als  den  wichtigsten  und  lukra- 
tivsten Teil  ihrer  Geschäfte  ^). 

Diese  Ansicht  der  Bank  für  Handel  und  Industrie 
muß  entschieden  verworfen  werden.  Die  reinen  Ef- 
fekten- und  Spekulationsgeschäfte,  im  großen  Umfange 
betrieben,  gehören  ganz  und  gar  nicht  in  den  Rahmen 
einer  Kreditbank.  Im  Gegenteil,  es  muß  als  ein  Miß- 
stand bezeichnet  werden,  wenn  eine  Kreditbank  sich  in 
hohen  Summen  in  Effekten  engagiert.  Denn  ein  ge- 
waltiger Effektenbesitz  bürgt  eine  große  Gefahr  in  sich 
und  legt  die  disponiblen  Mittel  der  Bank  auf  Jahre 
hindurch  fest. 

Durch  die  gewaltigen  Schwankungen  an  der  Börse 
wurde  naturgemäß  die  Lage  der  Darmstädter  Bank, 
infolge  ihrer  großen  Effektenengagements  oft  sehr  ge- 
fährdet, und  die  Erträgnisse  wurden  wesentlich  beein- 
flußt durch  den  jeweiligen  Kursstand  der  Effekten. 
Die  großen  Umsätze  auf  dem  E'.ffektenkonto  waren 
selbstverständlich  zu  verurteilen,  weil  durch  sie  die 
Darmstädter  Bank  in  den  ersten  Jahren  ihres  Be- 


1)  Geschäftsbericht  von  1857. 
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Stehens  den  Charakter  einer  reinen  Spekulations- 
bank erhielt. 

Das  1 a u f e n d e oder  reguläre  Bankgeschäft  wurde 

von  der  Darmstädter  Bank  in  der  ersten  Zeit  nicht  in 

dem  Maße  gepflegt,  wie  das  Effektenspekulationsge- 

schäft.  Im  Gegensatz  zum  französischen  Credit  mobilier 

aber  verwendete  die  Bank  für  Handel  und  Industrie 

in  dieser  Epoche  eine  gewisse  Sorgfalt  auf  die  Pflege 

des  eigentlichen  Bankgeschäfts,  wie  die  folgende  Tabelle 
zeigt ; 


Jahr 

Kreditoren 

Debitoren 
(Darlehen  und 
1 Außenstände) 

verzinsliche 
Depositen  auf 
Kündigung 

! in  1000  fl. 

1853 

212 

935 

412 

1854 

632 

2 755 

868 

1855 

388 

5 605 

? 

1856 

2 538 

8 972 

? 

1857 

714 

7 043 

1 308 

1858 

226 

8 668 

1 3 337 

1859 

1 674 

8 000 

1 290 

1860 

620 

5 674 

1 292 

1861 

1862 

571 

936 

4 671 
3 702  ■ 

1 276 
1 292 

1863 

1 228 

2 725 

1 733 

1864 

737 

2 261 

2 

1865 

817 

2 961 

1 184 

1866  ; 

512 

3 465 

2 

1867  ' 

1 

829 

3 244 

2 

1868 

785 

9 137 

21  024 

1869 

2 244 

7 430 

10  800 

1870 

5 572 

2 858 

9 177 

1871 

11  804 

12  225 

13  209 

1872 

13  620 

12  345 

7 087 

1873 

18  250 

1 

t 

12  038 

16  068 

13 
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Die  Tabelle  zeigt  eine  langsame  und  allmähliche 
Entwicklung  des  laufenden  Bankgeschäfts.  Hierbei 
ist  aber  zu  bemerken,  daß  das  Kontokorrentgeschäft 
von  der  Zentrale  in  Darmstadt  und  von  den  Zweig- 
anstalten und  Kommanditen  gepflegt  wurde.  Auch  die 
Depositengelder  weisen  eine  steigende  Tendenz 
auf.  Die  gewaltigen  Summen  in  den  Jahren  1868,69  und 
folgende,  rührten  hauptsächlich  von  größeren  Opera- 
tionen mit  der  braunschweigischen  Regierung  und  der 
Hess.  Ludwigseisenbahn  her.  Gerade  das  intime  Ver- 
hältnis zur  Hess.  Ludwigsbahn  setzte  die  Zentrale  der 
Darmstädter  Bank  in  die  angenehme  Lage,  jederzeit 
über  flüssige  Mittel  zu  verfügen,  wie  denn  überhaupt 
die  jew^eiligen  Tageseinnahmen  der  genannten  Bahn 
immer  an  die  Darmstädter  Bank  abgeführt  wurden; 
ferner  wmrden  sämtliche  finanziellen  Transaktionen  der 
Hess.  Ludwigsbahn  bis  zum  vollen  Ausbau  ihres  Netzes 
bzw.  bis  zu  der  im  Jahre  1897  erfolgten  Verstaat- 
lichung, ausschließlich  von  der  Darmstädter  Bank 
besorgt. 

Im  Gegensatz  zu  den  großen  Finanzoperationen 
wurden  sowohl  das  Kontokorrent-  als  auch  das  Depo- 
sitengeschäft der  Darmstädter  Bank  in  den  beiden  ersten 
Epochen  nicht  systematisch  und  methodisch  gepflegt. 
Wie  wir  bereits  früher  gesehen,  bestand  die  Haupt- 
tätigkeit der  Bank,  wenigstens  in  Darmstadt,  in  ihren 
industriellen  Gründungen,  bei  denen  sie  sich  selbst 
mit  namhaftem  Aktienbesitz  dauernd  beteiligte.  Ihre 
Beziehungen  zur  Industrie  bestanden  mithin  nur  aus 
einer  direkten  Beteiligung,  und  nicht  in  einem  ausge- 
dehnten Kontokorrentverkehr,  der  entschieden  risiko- 
loser und  bei  vorsichtiger  Geschäftsführung  viel  lukra- 
tiver gewesen  wäre. 

Große  Sorgfalt  und  besonderen  Eifer  verw^endete 
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die  Bank  für  Handel  und  Industrie  auf  die  Pflege  des 
öffentlichen  Anleihe-  und  Staatskredits.  Auf  dem 
Gebiete  des  Eisenbahnwesens  entfaltete  sich  in 
dieser  Epoche  ebenfalls  eine  erfolgreiche  Tätigkeit. 

Außer  der  Förderung  von  Handel  und  Industrie  hatte 
sie  sich  in  ihrem  Programm  das  Ziel  gesetzt,  „sich 
1 bei  den  großen  Schöpfungen  der  Staaten  zu  beteiligen, 

und  das  Plazement  fremder  Fonds  auch  auf  diesem 
Gebiete  zu  vermitteln“. 

Durch  ihre  innigen  Beziehungen  zum  Wiener  Platze, 
besonders  zu  dem  Hause  Rothschild  und  der  öster- 
reichischen Kreditanstalt,  sowie  zu  den  österreichischen 
Behörden,  bot  sich  der  Darmstädter  Bank  ein  großes 
und  lohnendes  Operationsfeld.  Dazu  kamen  im  Laufe 
der  Jahre  die  immer  mehr  sich  festigenden  Verbin- 
dungen mit  Frankfurt  und  der  Direktion  der  Diskonto- 
^ gesellschaft  in  Berlin,  die  wesentlich  zu  einer  Erwei- 

terung der  Basis  ihrer  Tätigkeit  beitrugen.  Bei  allen 
großen  Staats-  und  Kommunalanleihen  in  jener  Zeit 
war  die  Darmstädter  Bank,  entsprechend  ihrer  Be- 
deutung, beteiligt,  sei  es  als  alleinige  Unternehmerin, 
sei  es  als  Mitkontrahentin  oder  als  Mitglied  einer  Kon- 
sortiums. Vornehmlich  w'ar  sie  aber  die  Geldgeberin 
des  Großherzogtums  Hessen-Darmstadt,  dessen  sämt- 
liche Staatsanleihen  sie  immer  mit  großem  Erfolge  auf 
den  Kapitalmarkt  brachte. 

Die  Haupttätigkeit  der  damaligen  Kreditbanken  be- 
stand in  der  Finanzierung  und  dem  Ausbau  der  deut- 
schen, österreichisch-ungarischen  und  anderen  aus- 
ländischen Eisenbahnen,  die  große  und  schöne  Erfolge 
auch  für  die  Darmstädter  Bank  hatten. 

Ein  ganz  besonderes  Verdienst  erwarb  sich  die 
Bank  für  Handel  und  Industrie  durch  die  Finanzierung 
und  Erweiterung  des  Netzes  der  hessischen  Ludwigs- 

13* 
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bahn,  sowie  durch  die  Herstellun;j  einer  Eisenbahn- 
verbindung Aschaffenburg-Darmstadt-Mainz-Bingen,  die 
ihre  Fortführung  bis  nach  Nymwegen  erhielt  und  auf 
diese  Weise  eine  überaus  wichtige  Verkehrsader 
zwischen  Süddeutschland  und  den  Rheinlanden  wurde. 
In  jener  Epoche  nahm  der  Ausbau  sowohl  der  deutschen 
Privateisenbahnen,  wie  auch  der  österreich-ungarischen 
Staatseisenbahnen  einen  gewaltigen  Aufschwung,  so 
daß  sich  für  die  Darmstädter  Bank  lohnende  Beschäf- 
tigungen fanden ; dazu  kamen  noch  die  Emissionen 
der  Staatsanleihen,  die  ebenfalls  in  rascher  Aufein- 
anderfolge begeben  wurden,  und  somit  ein  Hauptgegen- 
stand der  Tätigkeit  der  Kreditbanken  wurden. 

Die  hier  folgenden  Tabellen  geben  Aufschluß  ein- 
mal über  die  wichtigsten  Staats-,  Kommunal-  und 
Stadtanleihen,  und  dann  über  die  Eisenbahngesell- 
schaften, bei  denen  die  Darmstädter  Bank  in  hohem 
Maße  beteiligt  gewesen  war  in  der  Zeit  von  1853—1872. 
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Staats-,  Kommunal-  und  Stadtanleihen 

1853—1872. 

1854  41/0  O o Badische  Staatsanleihe. 

41/2  0/0  Bayrische  Staatsanleihe. 

1858  41/2  0,0  Bremer  Staatsanleihe. 

41/9  0/0  I.  Schwed.  Staatsanleihe. 

Lotterieanleihe  der  österreichischen  Kreditanstalt. 

1860  Schwedische  Staatsanleihe. 

1861  Schwedische  I.  Hypothekaranleihe. 
Lotterieanleihe  des  Kantons  Bern. 

1862  4 Ob  Wormser  Stadtanleihe. 

1863  Grundentlastungen  des  Temeser  Banats. 
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1864  Österreichische  Staatsloseanleihe. 

4ob  Luxemburger  Anleihe. 

30/0  Prämienanleihe  der  Stadt  Bordeaux. 
Lotterieanleihe  der  Rudolph-Stiftung. 

1865  50/0  Schwed.  Anleihe. 

1866  Bayrische  Staatsanleihe. 

Württemberg.  Staatsanleihe. 

Sächsische  Staatsanleihe. 

1868  50/0  Hess.  Staatsanleihe. 

41/2  0/0  Hamburger  Staatsanleihe. 

41/2  0/0  Preuß.  Staatsanleihe. 

Braunschweigische  Prämienanleihe. 

1869  50/0  Sächs.  Staatsanleihe. 

Peruanisches  Vorschußgeschäft. 

1870  Meininger  Prämienanleihe. 

50/0  Norddeutsche  Bundesobligation. 

5 Ob  Norddeutsche  Bundesschatzanweisungen. 

1871  6 Ob  Peruanische  Anleihe. 

Hessen-Darmstädtische  Kriegsanleihe  (fl.  1800000). 

1872  90/0  Türkische  Schatzbonds 

40/0  Meininger  Prämienpfandbriefe. 

41/2  Oq  Anleihe  des  Kantons  Freiburg. 

Eisenbahngesellschaften. 

1854  Österreichische  Staatsbahn. 

1855  Rheinische  Bahn  (Bingen  bis  Nymwegen). 
Theissbahn. 

1854  Hessische  Ludwigsbahn  (Aschaffenburg- Darm - 
stadt-Mainz-Bingen). 

Elisabethbahn. 

1859  41/200  staatsgarantierte  Obligationen  der  Rhein- 
Nahe-Bahn  (mit  der  Diskontogesellschaft  in 
Berlin). 
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1861  Prioritäten  der  Köln-Mindener  Eisenbahn. 
Hessische  Ludvvigsbahn.  Freihändiger  Verkauf  der 
Aktien  und  Obligationen. 

1862  Livorneser  Eisenbahnobligationen. 

Hessische  Ludwigsbahn  Eisenbahnprioritäten 
(1  200000  fl.). 

Hessische  Ludwigsbahn-Aktien  (3  000000  fl.). 

Thüringische  Eisenbahnprioritäten-Konven- 
tierung. 

1863  50 0 staatsgarantierte  Moskau-Rjäsan-Eisenbahn- 
prioritäten  (5  000000  Rubel). 

4oo  Hess.  Ludwigsbahn-Prioritäten  (3000000  fl.). 
Steuerfreie  Silberprioritäten  der  Galizischen  Karl- 
Ludwigsbahn  (Rothschild-Konsortium  bOOOOOOfl.). 
500  Obligationen  der  Toskanischen  Zentralbahn. 

1864  Steuerfreie  Silberprioritäten  der  Karl-Ludwigsbahn 
(5  000000  fl.). 

41/of’o  Preuß.  Eisenbahnanleihe  (in  Gemeinschaft 
mit  der  preußischen  Seehandlung  und  dem  Hause 
Erlanger,  Frankfurt  a.  M.). 

1865  Steuerfreie  Silberprioritäten  der  Karl-Ludwigsbahn 
(fl.  2000000). 

1866  Hess.  Ludwigseisenbahn-Aktien. 
Magdeburg-Leipziger-Bahn-Aktien. 
Altona-Kieler-Bahn-Aktien. 

Oberschlesische  und  Südnorddeutsche  Verbin- 
dungsbahn (Reichenberg-Pardubitz)  Prt. 

1867  Fünfkirchen-Bares-Eisenbahn-Aktienprioritäten, so- 
wie Siebenbürger, 

Franz  Josephs-Bahn. 

Magdeburg-Halberstädter  Bahn  Stammprioritäts- 
Aktien. 

1867  Kozlow-Woronesch-  und  Poti-Tiflis-Bahn-Obli- 
Rationen. 
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1868  Hess.  Ludwigs-Eisenbahn-Aktien  (1000000  Thlr.). 
50,0  staatsgarantierte  Obligationen  der  Hess.  Lud- 
w’igsbahn  (4000000  Thlr.). 

5«o  Hess.  Ludwigsbahn-Prioritäten. 

Alföld-Bahn  (Rothschildkonsortium). 
Arad-Temesvar-Bahn  (Rothschildkonsortium). 

I t Österr.  Nord-West-Bahn  (Rothschildkonsortium). 

Rheinische  Eisenbahn-Aktien  Litt.  B.  (5  000000 
Thlr.). 

5<^o  garantierte  russische  Eisenbahnobligationen 
und  Prioritäten  der  Iwanow-Scharkow-Ozow- 
Bahn. 

Zentral-Pacific-Eisenbahn-Obligationen. 

1869  5«o  Berlin-Potsdam-Magdeburg  Eisenbahn-Priori- 
täten (7  000000  Thlr.). 

5«o  Prioritäten  der  Oberschlesischen  Eisenbahn. 
, , 41  garantierte  Thüringische  Eisenbahn-Aktien 

Lit’  C.  (4  000000  Thlr.). 

Köln-Mindener  Eisenbahnaktien  Lit.  C.  (9  068200 
Thlr.). 

Moskau-Smolensk-Eisenbahnaktien-Oblgationen. 
Niederländisch-Indische  Eisenbahngesellschaft. 

50 0 Österr.  Südbahngesellschaft-Obligat. 
Ungarisch-Galizische  Verbindungsbahn-Oblig. 

1870  Kauf  der  gesamten  braunschweigischen  Staats- 
eisenbahn zum  Preise  von  11  000000  Thlr. 

5 o/o  Prioritäten  der  Kaiserin-Elisabeth-Westbahn. 

1871  Ungarische  Westbahn  (Graz-Raab)  Aktien-Oblig. 

^ ^ 50,0  Obligationen  der  Österr.  Südbahn. 

5o'ü  Bergisch-Märkische,  Halle-Sorau-Eisenbahn. 
Amerikanische  Eisenbahnbonds. 

70 ö Morris-Essex-Bonds. 

1872  5o'o  Obligationen  der  Baltischen  Eisenbahn. 

41  2*’"  Obligationen  der  Berlin-Potsdam-Magde- 
I burger  Bahn. 
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Diese  Aufzählung  und  Zusammenstellung  zeigt 
augenscheinlich,  daß  es  sich  bei  der  Übernahme  und 
der  Emission  dieser  Anleihen  fast  ausschließlich  um 
erstklassige  Werte  handelt,  deren  Einführung 
ein  großer  Vorteil  für  den  gesamten  deutschen  Anlage- 
markt gewesen  ist. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  hatte  sich  so  ^ 

zweifellos  große  und  dauernde  Verdienste  erworben, 
und  namentlich  auf  die  spekulativ  e und  dauernde  Anlage 
des  Süddeutschen  Kapitalmarkts  einen  großen  Einfluß 
ausgeübt. 

Bei  all  diesen  großen  Einanzoperationen  erwuchsen 
der  Darmstädter  Bank  ansehnliche  Gewinne.  Diese 
Gewinne,  die  bei  den  großen  Einanztransaktionen  erzielt 
wurden,  wurden  wieder  absorbiert  durch  außerordent- 
liche Verluste  auf  anderen  Konten.  So  ergaben  sich 
aus  diesen  Transaktionen  folgende  Gewinne:  * 


Jahr 

1860 

109000 

fl. 

61 

107000 

) J 

62 

76000 

)) 

63 

1 42  000 

yy 

64 

117  000 

yy 

65 

118000 

yy 

66 

98  000 

yy 

67 

333000 

yy 

68 

522  000 

yy 

69 

337000 

yy 

1870 

525  000 

yy 

71 

1977000 

yy 

72 

1436000 

yy 

73 

696000 

yy 

h 
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Trotz  dieser  hohen  Gewinne  auf  dem  Gebiete  der 
großen  Finanztransaktionen,  konnten  im  Laufe  der 
Jahre  nicht  allzuhohe  Dividenden  verteilt  werden. 
Die  folgenden  Zahlen  geben  ein  anschauliches  Bild 
über  die  Erträgnisse  der  Bank.  Zur  Vervollständigung 
sind  die  Kurse  der  Darmstädter  Bankaktien  vom  31.  De- 
i zember  eines  jeden  Jahres  angegeben,  desgleichen  der 

jeweilige  Diskontsatz.  Hierbei  sei  bemerkt,  daß  die 
Darmstädter  Bankaktien  in  250  fl.  Stücken  gehandelt 
und  zum  erstenmal  am  23.  April  1853  an  der  Frank- 
furter Börse  offiziell  notiert  wurden. 


Jahr 

j Dividenden 

1 Kurs 

Diskont 

1853 

1 — 

231 

\ 

31;2%o 

1854 

51/2% 

237 

4%o 

1855 

102/3";, 

286 

4%o 

1856 

1 15«/o 

346 

4%o 

1857 

i 5% 

I 2361,2 

5% 

1858 

! 51/4% 

1 240 

4% 

1859 

4% 

177 

3%a 

1860 

1 4“/o 

173 

3"« 

1861 

1 5»/o 

188 

4% 

1862 

6V2% 

242 

3% 

1863 

1 SVa-’o 

2151/2 

50/0 

1864 

6% 

223 

3% 

1865 

6V2% 

226V2 

51/2% 

1866 

41,2»/o 

2O6I/2 

31/2''/o 

1867 

203 

3%o 

1868 

8“'o 

2631/2 

31/2«^0 

1869 

10«/o 

325 

4»/o 

1870 

10% 

3241/2 

3V2"/o 

1871 

15%, 

461 

4“/o 

1872 

15% 

405 

5"o 

1873 

10"o  ' 

385 

5%o 
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Die  Durchschnittsdividende  betrug  mithin 


in  der  ersten  Epoche  von  1853 — 1802:  6^/4 o/o. 
in  der  zweiten  Epoche  von  1863 — 18  72:  8V40O/0. 

Die  Tabelle  zeigt  deutlich,  daß  die  Erträgnisse  der 
Bank  sehr  schwankten ; das  rührte  hauptsächlich  daher, 
daß  sich  die  Darmstädter  Bank,  ebenso  wie  der  Credit 
mobilier,  durch  den  hohen  Kursstand  ihrer  Aktien  ver- 
leiten ließ,  allzu  hohe  Dividenden  in  günstigen  Zeiten 
auszuschütten,  anstatt  durch  reichliche  Dotierung  des 
Reservefonds  für  Zeiten  der  Depression  zu  sorgen. 
Auch  die  Diskontogesellschaft  in  Berlin  war  ebenso 
wie  der  Credit  mobilier  und  die  Darmstädter  Bank 
in  denselben  Fehler  verfallen.  Zum  Vergleiche  seien 
die  Dividenden  dieser  drei  Banken  nebeneinander  an- 
geführt : 


Jahr 

Credit  ! 
mobilier 

i 

Diskonto- 

Gesellschaft 

Darmstädter 

Bank 

1853 

13,4 

— 

— 

1854 

11,8 

— 

5V2 

1855 

40,74 

i 

10'^,  3 

1856 

23 

10 

15 

1857 

5 

5 

5 

1858 

5 

5 

5V4 

1859 

7.5 

4 

4 

1860 

10 

5V2 

4 

1861 

10 

6 

5 

1862 

25 

6^, '2 

1863 

25 

6I/2 

5'/2 

1864 

10 

6V2 

6 

1865 

— 

6L2 

6\/2 

1866 

— 

j 8 

4V2 

1867  : 

— 

1 8 

1 

6\2 

Die  deutschen  Kreditbanken  haben  sich,  wie  diese 
Tabelle  zeigt,  nicht  in  demselben  Maße  wie  der  Credit 
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mobilier,  dazu  verleiten  lassen,  allzu  hohe  Dividenden 
zu  verteilen.  Der  Credit  mobilier  brach  schließlich  in- 
folge seiner  wahnsinnigen  Dividendenpolitik  in  sich 
zusammen,  während  die  deutschen  Kreditbanken,  ge- 
witzigt durch  teuer  bezahlte  Erfahrungen,  im  Laufe 
der  Jahre  sich  bemühten,  eine  mäßige  und  vorsichtige 
Dividendenpolitik  zu  treiben,  eventuell  gar  eine  Sta- 
bilisierung der  Dividenden  herbeizuführen,  durch 
Schaffung  eines  angemessenen  Reservefonds. 

Eine  Bankaktie  soll  und  darf  kein  Spekulations- 
papier sein.  Die  Kreditbanken  haben  bei  richtiger  Lei- 
tung und  vorsichtiger  Finanzgebarung,  besonders 
durch  die  Pflege  des  regulären  Bankgeschäftes,  nur  ein 
die  mittlere  Kapitalrente  übersteigendes  Erträgnis.  Sehr 
richtig  charakterisierte  Gustav  von  Mevissen  in  der 
Generalversammlung  vom  4.  Mai  1858  die  Erträgnisse 
einer  Kreditbank  mit  folgenden  Worten : „Von  Bank- 
instituten darf  der  Kapitalist  ebensowenig,  wie  von 
industriellen  Unternehmungen,  eine  über  das  Maß  der 
Durchschnittsrente  des  Kapitals  sich  doppelte  und  mehr 
ergebende  Rente  Jahr  um  Jahr  dauernd  erwarten.  Eine 
solche  Erwartung  ist  der  Natur  der  Dinge  wider- 
sprechend. Wäre  sie  in  irgend  einem  Lande  oder  einer 
Zeit  begründet,  so  würde  sofort  das  ganze  verfügbare 
Kapital  des  Landes  sich  der  Banktätigkeit  solange  zu- 
wenden, bis  durch  wachsende  Konkurrenz  andauernd 
das  Niveau  wieder  hergestellt  sein  würde.  Mit  vollem 
Rechte  aber  dürfen  wir  dem,  in  Kreditbanken  angelegten 
Kapital,  bei  guter  Leitung,  wenn  auch  keine  doppelte, 
doch  jedenfalls  eine  die  Durchschnittsrente  vieler  an- 
deren Anlagen  übersteigende  Rente  vindizieren,  da  die 
vermittelnde  Tätigkeit,  welche  die  Banken  ausüben,  ein 
durchaus  notwendige  und  daher  vorzugsweise  produk- 
tive ist,  und  weil  der  Ertrag  eines  größeren  konzen- 
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trierten  Kapitals  bei  richtiger  Verwendung  notwendig 
größer  ist,  als  der  Ertrag  der  zerplitterten  Teile.  Der 
Ertrag  der  Banken  wird  mehr  oder  weniger  schwanken, 
je  chancöser  der  Wirkungskreis  derselben,  je  größeren 
Einfluß  auf  die  Kapitallage  der  Banken  wie  auf  die 
Geschäfte  derselben  die  allgemeine  Lage  des  Geld- 
marktes und  der  Industrie  ausübt.  Die  Chancen  sind  f 

jedoch  bei  solid  geleiteten  Unternehmungsbanken  kei- 
neswegs größer,  sondern  im  Durchschnitt  geringer  als 
bei  anderen  industriellen  Anlagen  und  im  vollsten 
Recht  werden  daher  die  Bankaktien  fortan  wie  bisher 
als  eine  Geldanlage  von  relativ  großer  Sicherheit  und 
vorzugsweiser  Rentabilität  bezeichnet  werden  können.“ 

Bei  einem  Rückblick  auf  die  langjährige  Tätigkeit 
der  Bank  für  Handel  und  Industrie  können  wir  nicht 
umhin  anzuerkennen,  daß  sie  sich  dauernde  und 
bleibende  Verdienste  um  das  deutsche  Wirtschaftsleben  , 

erworben  hat.  Allerdings  hat  die  Darmstädter  Bank 
manchen  schweren  Fehler  begangen,  wir  erinnern  nur 
an  ihre  hohen  Anlagen  in  Effekten  und  die  berüchtigte 
Enkelaffäre,  die  ihr  große  Verluste  brachten.  Die  Bank 
hat  schwere  Zeiten  durchgemacht,  die  sie  nahe  an 
den  Rand  des  Abgrundes  brachten;  aber  jedesmal  ge- 
lang es  ihr,  dank  der  genialen  Leitung  eines  Mevissen, 
und  dank  ihrer  reichen  flüssigen  Mittel,  sich  wieder 
emporzuarbeiten  und  ihre  führende  Stellung  in  Süd- 
deutschland zu  behaupten. 

Gerade  für  den  süddeutschen  Kapitalmarkt  ist  die 
Darmstädter  Bank  von  ganz  besonderer  Bedeutung 
gewesen.  Eine  nicht  geringe  Anzahl  industrieller  Etab- 
lissements ist  durch  ihre  Initiative  und  Beihilfe  ge- 
schaffen und  erhalten  worden,  von  denen  freilich  einige 
den  Schwierigkeiten  der  Lage  erlegen  sind,  andere  aber 
die  doppelt  schweren  Zeiten  glänzend  bestanden  haben. 
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Die  Darmstädter  Bank  war  auch  in  diesen  Zeiten 
wiederholt  in  der  Lage  der  deutschen  Industrie  in 
Momenten  der  Krisen  die  wesentlichsten  Dienste  zu 
leisten  durch  ihre  jederzeit  reichlichen  disponiblen 
Mitteln. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  hat  sich  aber 
ganz  besonders  verdient  gemacht,  durch  ihre  Mit- 
wirkung bei  der  Ausbildung  des  gesamten  deutschen 
Eisenbahnwesens.  Sie  hatte  direktesten  Anteil  ge- 
nommen an  der  Entstehung  und  Entwicklung  der  wich- 
tigsten Linien,  welche  den  Osten  Deutschlands  mit  den 
Rhein-,  Saar-  und  Moselgegenden,  mit  Holland  und 
Belgien  verbinden. 

ln  der  zweiten  Dekade  ihres  Bestehens  konnte  die 
Bank,  trotz  der  schweren  Kriegszeiten,  eine  ganz 
außerordentlich  große  Reihe  von  Eisenbahngeschäften 
anbahnen  und  mit  Erfolg  durchführen.  Durch  ihre  Mit- 
beteiligung bei  der  Finanzierung  und  dem  Ausbau  der 
deutschen  und  der  österreich-ungarischen  Bahnen,  be- 
sonders der  Gothardtbahn,  sicherte  sie  sich  ein  blei- 
bendes Verdienst,  und  verschaffte  sich  dadurch  einen 
weitgehenden  Einfluß  auf  den  süddeutschen  Anlage- 
markt. 

Die  Darmstädter  Bank  genoß  überhaupt  einen  wohl 
berechtigten  Operationskredit,  dank  ihrer  erfolgreichen 
Tätigkeit  bei  der  Emission  von  Staats-und  Kommu- 
nalanleihen, bei  denen  sie  sich  immer  um  erst- 
klassige Werte  handelte.  Entsprechend  ihrer  Stellung 
in  der  Rothschildgruppe  spielte  sie  eine  hervorragende 
Rolle,  und  erwarb  sich  durch  ihre  Sorgfalt  in  der 
Auswahl  der  zu  emittierenden  Wertpapiere  das  Ver- 
trauen der  süddeutschen  Kapitalisten. 

Die  Bank  für  Handel  und  Industrie  war  zu  Anfang 
eine  reine  Gründungs-Spekulationsbank,  die  aber  all- 


4 
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mählich  diesen  Charakter  in  dem  Maße  verlor,  wie  sie 
sich  der  Pflege  des  regulären  Bankgeschäftes  und  der 
Emissionstätigkeit  von  nur  erstklassigen  Eisenbahn-, 
Staats-  und  Kummunalanleihen  zuwandte. 

Durch  die  Teilnahme  an  der  Ausbildung  des  euro- 
päischen Staatskredites  in  seinen  verschiedensten  For- 
men und  durch  die  Teilnahme  an  dem  Ausbau  sowohl 
des  deutschen  als  auch  des  österreich-ungarischen  Eisen- 
bahnnetzes hat  sich  die  Bank  für  Handel  und  Industrie 
äußerst  verdient  gemacht,  und  so  mit  an  der  Lösung 
der  großen  wirtschaftlichen  Aufgaben  in  dieser  Zeit 
eifrig  und  mit  Erfolg  mitgearbeitet.  Jederzeit  war  sie 
eine  eifrige  Förderin  von  Handel  und  Industrie  ge- 
wesen, eingedenk  ihres  Programmes.  Diese  einfluß- 
reiche und  wichtige  Stellung  behielt  sie  immer  bei, 
wie  sie  denn  auch  heutigen  Tags  unter  den  großen 
deutschen  Banken  einen  hervorragenden  Platz  inne  hat. 


Lebenslauf. 


Ich,  Franz  Lorenz  Knips,  katholisch,  bin  ge- 
boren am  21.  VII.  1884  zu  Fulda  (Kurhessen).  Zu- 
nächst besuchte  ich  die  Städtische  Knabenschule  und 
dann  die  Oberrealschule  meiner  Vaterstadt,  die  ich 
Ostern  1904  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ.  Danach 
erlernte  ich  in  Frankfurt  a.  M.  das  Bankgeschäft.  Hierauf 
studierte  ich  von  Ostern  1905  bis  Ostern  1908  in 
München,  Berlin  und  Halle  a.  S.  Rechtswissenschaften 
und  Nationalökonomie.  In  Halle  gehörte  ich  dem  Se- 
minar von  Geheimrat  Prof.  Dr.  J.  Conrad  3 Semester 
an.  Von  Ostern  1908  bis  Oktober  1910  war  ich  alsdann 
wieder  praktisch  tätig.  (Reichsbank,  Bank  für  Handel 
und  Industrie,  Dresdner  Bank).  Im  W.-S.  1910  bezog  ich 
die  Universität  Heidelberg.  Das  Rigorosum  bestand 
ich  am  24.  X.  1911. 
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Aktiva  der  ,,Bank  für  Handel  und  Industrie**  in  Darmstadt,  genannt:  Darmstädter  Bank.  1853 — 1873. 
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981  369.31 

334056.13 

4374227.21 

885  874.10V» 

22815.—  ' 

9 

1 6 366  090.32 
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1401325  53 

1 630595.;  0 

' 219000.— 

350  841.  1 

198141.53 

1 277644.36 

381  709.53 

1 989462.37 
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Depositen.  i)  Von  1870 — 1873  erscheinen  in  der  Bilanz  unter  dieser 

*)  Forderungen  aus  der  Liquidation  der  Leipziger  Kommandite.  Rubrik  nur  noch  „Kommanditen“.  Die  Bilanz  der  Iweiganstalt 

Guthaben  aus  dem  Braunschweigischen  Eisenbahngeschäft.  Frankfurt  am  Main  erscheint  gesondert.  ^ 
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Passiva  der  „Bank  für  Handel  und  Industrie  in  Darmstadt“, 


1 

Eige  le  Mittel 

Die  Verbindlichkeiten 

Jahr 

QuittungS' 

Spezialreserve 

Tratten 

1 

Verzinsliche  ' 

Diverse 

Konto-Korrent- 

Laufende 

Unkündbare 

; Aktien-Kapital 

bogen 

Haupt-Reserven 

der 

1 

und  Avale 

Depositen  ' 

Kreditoren 

Kreditoren 

Operationen 

Beteiligungen 

1 

III.  Serie 

Kommanditen 

1 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

h. 

fl. 

fl. 

fi. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

1853 

4 000000') 

43  884.45 

212457.21 

4 

4 000  000 

234  362.49 

632  079.21 

5 

10  000  000 

7 594.55 

112199.27 

388  864.34 

6 

25  000000 

214  429.54 

655  276.56 

2 538  430.  8 

7 

; 25  045  750 

249  276.  7 

686  250.17 

1 307  506.30 

713507.58 

401  409.12 

8 

25  046  000 

497  700 

293  641.58 

182  734.27 

3337  067.41 

226  269.39 

1 637  914.58 

9 

! 25  046  000 

497  700 

132  535.58 

1 289  928.  7 

674  ?52.58 

1860 

25046  000 

497  700 

418381.57 

, 80407.57 

1 292170.48 

619384.19 

1 

! 25  046  000 

497  700 

487  475.1 7 V-i 

108  640.49 

1 276218.  5 

570  775.55 

112  642.43 

2 

25  046  000 

497  700 

661  708.40 

141444.54 

1 292  170.48 

935  795.37'/s, 

3 

25  046  000 

762613.17 

] 108971.  2 

1 732  989.33 

1 228  338.14 

32  953.28 

4 

25  046  000 

898  236.14 

87841.31 

736  860.42 

105  691.42 

5 

' 25046  000 

1 067  058.22 

1 128  567,32 

1 183879.18 

81651954 

6 

25  046  000 

1 101  033.14 

119897.49 

511  963.36 

7 

25046  000 

1 266  290.52 

i 144919.45 

828  939.41 

8 

25  046  000 

1 504  600.— 

48  763.18 

164573.21 

21  023421.39 

785  450.58 

673  067.30 

9 

25  046  000 

1 504  600.— 

139  506.48 

146  251.39 

10  800  268.34 

2 244  432.41 

1870 

25046  000 

1 61  1 162.23') 

168928.  3 

301  369.58 

9177  075.51 

5 572  339.33 

I 

' 25  046000 

6 044  097.35*) 

300  395.  6 

6 876  201.44 

13  208  902.53 

11  804  045.52 

2 

35  000000 

i 

11  044  097.35 

226  808.42 

5 753  733.48 

7 087  172.29 

13619019.28 

1873 

35  000  000 

1 

10014352.35 

138163.40 

5565  239.17 

16  068  000.  9 

1 

18250473.51 

>)  Das  Aktien-Kapital  be-  Davon  fl.  6116213  auf  Reserve-Konto  II  gebucht  in  der  Bilanz, 

trug  1853—54  fl.  10  000  000;  Qesgl.  fl.  3544095.35  (Agio  aus  der  Beigebung  von  fl.  95000»)). 

davon  waren  aber  nur  40“/o 
eingezahlt. 


genannt:  Darmstädter  Bank.  1853 — 1873. 


Die  Verbindlichkeiten  | 

( 

Die  Verbindlichkeiten 

1 

Jahr 

Divi- 

denden 

Unerhobene 
Zinsen  und 
Dividenden 

i 

Delcredere-  1 
Konto  1 

i 

Beamten- 

Pensions- 

Fonds 

Diverses 

Abschr.-Konto 
Mobilien  und 
Immobilien 

Gewinn-  und 
Verlust-Konto 

Gesamte  Passiva 

0 

'0 

n 

12 

13 

14 

15 

16 

17  1 

18 

fl. 

fl.  ' 

fl. 

fl.  1 

t 

fl. 

fl. 

fl. 

1 

\ 

( 

^ 1 

4 256  342.06 

1853 

7 887.23 

1 

235949.20 

5110  278.53 

4 

1 

39  109.  8 

4082.  5 

i 781  455.25 

1 1 333  305.29 

5 

10% 

74  833-47 

i 

8 082.  5 

1 774  204.36  ’ 

30  265  257.26 

6 

15 

424  785.42 

144  742.51 

j 

12  082.  5 ^ 

313616.20 

29  298  927.02 

7 

■ 5 

408  043.- 

322  513.30 

16  082.  5 ' 

: 399  292.39 

32  367  259.57 

s ! 

370468.45  i 

935  1 76.45 

1 

20082.  5 

1 

28  966  844.38 

9 

4 

371  815.37'/2 

892916.51 

1 

24  082.  5 i 

29,242  859.34'', 

1860 

4 

539  229.52'/., 

708  502.21 

21  000.— 

29  368  185.03 

1 

5 

787  242.15 

865  683  58'/., 

1 

30  227  746.13 

2 

551  234.23 

527  965.34'/, 

* 

29  991  065.31'/, 

3 

5^  2 

629110.— 

: 593  702.41 

28097  442.50 

4 

6 

697  287.30 

244  205.43 

29183518.19 

5 ; 

; bV. 

397  568.45 

371  430.27 

1 

27  547  893.51 

6 ' 

1 

' 4^% 

698  786.15 

265166.36 

28  250103.09 

7 ' 

' 6‘  ^ 

918996.15 

192518.57 

1 

1 

50  357  391.58 

8 

8 

1 218  252.30 

270  693.  8 

5000.— 

41  375005.20 

9 

10 

1 259  898.45 

300  000.— 

5000.— 

14  700  000.—') 

58141  774.33 

1870 

10 

3 269  087.30 

589777.13 

5000.— 

1 000.— 

50000.— 

67193  507.53  , 

1 

15 

3 267  905.— 

675596.21 

5000.— 

1 000.—*) 

75000.— 

76  755333.23 

2 

15 

2 821  930.— 

681  932.42 

5000.— 

[ 1 1 000.—*) 

75  000.- 

88  627  758.54 

1873 

10 

' 1 6 666.40*) 

4)  Rest  Guthaben  der  Braunschweig.  Regierung  aus  dem  Eisenbahngeschäft. 
Hilfsverein.  ®)  Stipendium. 
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PRECISION®“  RESOLUTION  TARGETS 


A&P  International 
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Aktien-Kapital 


Passiva  der  ^^Bank  für  Handel  und  Industrie  in  Darmstadt^*,  genannt:  Darmstädter  Bank.  1853 


Eigene  Mittel 

JuittungS'  Spezialreserve 

bogen  Haupt-Reserven  der 

III.  Serie  Kommanditen 


Tratten 
und  Avale 


Verzinsliche 

Depositen 


Die  Verbindlichkeiten 


Diverse 

Kreditoren 


KontO'Korrent- 

Kreditoren 


Laufende 

Operationen 


Unkündbare 

Beteiligungen 


Die  Verbindlichkeiten 


Unerhobene 
Zinsen  und 
Dividenden 


Delcredere- 

Konto 


Beamten- 

Pensions- 

Fonds 


Diverse 


fl. 

4 000  000’) 

4 000  000 
10000  000 
25  000000 
25  045  750 
25  046  000 
25  046  000 
25046  000 
25  046  000 
25  046  000 
25046  000 
25  046  000 
25046  000 
25  046  000 
25  046  000 
25  046  000 
25  046  000 
25046  000 
25  046  000 

35  000000 
35  000  000 


497  700 
497  700 
497  700 
497  700 
497  700 


7 594.55 
214  429.54 
249  276.  7 
293  641.58 

418381.57 
487  475.1 7 V-2 
661  708.40 
762613.17 
898  236.14 
1 067  058.22 
1 101  033.14 
1 266  290.52 
1 504  600.  — 

1 504  600.— 

1 61 1 1 62.23  ■') 
6 044  097.35  «) 

11  044  097.35 
10014352.35 


48  763.18 
139  506.48 
168  928.  3 
300  395.  6 

226  808.42 
138163.40 


fl. 

43  884.45 
234  362.49 
112199.27 
655  276.56 
686  250.17 
182  734.27 
132  535.58 
80  407.57 
108  640.49 
141  444.54 
108971.  2 
87  841.31 
128  567.32 
119  897.49 
144  919.45 
• 164  573.21 
146  251.39 
301  369.58 
6 876  201.44 

5 753  733.48 
5565  239.17 


1 307  506.30 
3 337  067.41 
1 289  928.  7 
1 292  1 70.48 
1 276218.  5 
1 292  170.48 
1 732  989.33 

1 183  879.18 


21  023  421.39 
10  800  268.34 
9 177  075.51 
13  208  902.53 

7 087  172.29 
16  068  000.  9 


fl. 

212  457.21 
632079.21 
388  864.34 
2 538  430.  8 


1)  Das  Aktien  Kapital  be- ' 
trug  1853—54  fl.  10  000  000; 
davon  waren  abe-  nur  40®/o 
eingezahlt. 


2)  Davon  fl.  6116213  auf  Reserve-Konto  II  gebucht  in  der  Bilanz. 
Desgl.  fl.  3544095.35  (Agio  aus  der  Beigebung  von  fl.  9500000), 


713  507.58 
226  269.39 
674^52.58 
619  384.19 
570  775.55 
935  795.37’ 

1 228  338.14 
736  860.42 
81651954 
511  963.36 
828  939.41 
785  450.58 

2 244432.41 

5 572  339.33 

1 1 804  045.52 

13619019.28 

18  250473.51 


401  409.12 
1 637  914.58 


1 1 2 642.43 

32  953.28 
105  691.42 


673  067.30 


fl.  ' 

fl. 

fl. 

fl. 

7 887.23 
39  109.  8 
74  833.47 

I 

424  785.42 

144  742.51 

1 

408  043.  - 

322  513.30 

1 

370468.45 

935176.45 

371  815.37’/.2 

892916.51 

539  229.52’/.>! 

708  502.21 

787  242.15 

865  683  58’'.:. 

551  234.23 

527  965.34’/2 

l 

629110.— 

593  702.41 

1 

697  287.30 

244  205.43 

397  568.45 

371  430.27 

698  786.15 

265166.36 

[ 

918996.15  1 

192  518.57 

1 

1 218  252.30 

270  693.  8 

5000.— 

1 259  898.45 

300  000.— 

5000. 

14  700  000 

3 269  087.30 

589777.13 

5000.— 

1 000 

3 267  905.— 

675596.21 

5000.— 

1 000 

2 821  930.— 

681  932.42 

5000.—  ' 

1 1 000 

1 6 666 

Rest  ( 
®)  Hilfsv 


i^Bank  für  Handel  und  Industrie  in  Darmstadt^*,  genannt:  Darmstädter  Bank.  1853 — 1873. 


Die  Verbindlichkeiten 

Die  Verbindlichkeiten 

Die  Verbindlichkeiten 

i 

1 

: Divi- 

i denden 

Verzinsliche 

Diverse 

Konto-Korrent- 

Laufende 

Unkündbare 

Unerhobene 

Delcredere- 

Beamten- 

1 

Abschr.-Konto 

1 

Gewinn-  und 

Jahr 

i 

Depositen 

Kreditoren 

Kreditoren 

Operationen 

Beteiligungen 

Zinsen  und 

Konto 

Pensions- 

Diverses 

Mobilien  und 

‘ Verlust-Konto 

Gesamte  Passiva 

i! 

0 

^0 

Dividenden 

Fonds 

Immobilien 

6 

7 

1 8 

1 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

i 17 

!!  18 

1 : 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

h 

( 

212  457.21 

4 256  342.06 

1853 

1 

632  079.21 

7 887.23 

t 

235949.20 

5 110278.53 

4 

! 5 7.« 

388  864.34 

39  109.  8 

4 082.  5 

781  455.25 

11  333305.29 

5 

i 1073 

i 

2 538  430.  8 

74  833.47 

8 082.  5 

1 774  204.36 

30  265  257.26 

6 

! 15 

1 307  506.30 

713  507.58 

• 

401  409.12 

424  785.42 

144  742.51 

12082.  5 

313616.20 

29  298  927.02 

7 

5 

3337  067.41 

226  269.39 

1 637  914.58 

408  043.  - 

322513.30 

16082.  5 

399  292.39 

32  367  259.57 

8 

574 

1 289  928.  7 

674  ?52.58 

370468.45 

935  1 76.45 

1 20  082.  5 

28  966  844.38 

9 

4 

1 

1 292170.48 

619  384.19 

371  815.37^2 

892916.51 

' 24  082.  5 

I 

1 

29  242  859.347« 

1860 

4 

1 276  218.  5 

570  775.55 

1 1 2 642.43 

539  229.52Vo 

708  502.21 

21  000.— 

29  368  185.03 

1 

1 

5 

1 292  1 70.48 

935  795.37  Va 

787  242.15 

865  683  587« 

i 

30  227  746.13 

1 

2 : 

07-2 

1 732  989.33 

1 228  338.14 

32  953.28 

551  234.23 

527  965.3472 

1 

1 

29  991  065.317.« 

3 

5Va 

736  860.42 

105  691.42 

629110.— 

593  702.41 

! 

i 

; 

f 

28  097  442.50 

4 

6 

1 183  879.18 

81651954 

697  287.30 

244  205.43 

j 

i 

29  183518.19 

5 

6 72 

51 1 963.36 

397  568.45 

371  430.27 

j 

I 

27  547  893.51 

6 

472 

828  939.41 

698  786.15 

265166.36 

] 

i 

28  250103.09 

7 

6 72 

21  023  421.39 

785  450.58 

673  067.30 

918996.15 

192  518.57 

! 

i 

50  357  391.58  ' 

8 1' 

8 

10800  268.34 

2 244432.41 

1 218  252.30 

270  693.  8 

5000.— 

1 

i 

) 

i 

41  375005.20 

9 1 

10 

9 177  075.51 

5 572  339.33 

1 259  898.45 

300  000.— 

5000.— 

14  700000.-7  ; 

58141  774.33  ■ 

1870 

10 

1 3 208  902.53 

1 1 804  045.52 

3269  087.30 

589  777.13 

5000.— 

1 000.— 

50000.—  i 

67  193  507.53  ;; 

1 

15 

7 087  172.29 

13619019.28 

3 267  905.— 

675596.21 

5000.— 

1 000.-7  , 

75  000.  !| 

76  755333.23  i; 

2 

15 

16  068000.  9 

1 

18  250473.51 

2 821  930.— 

681  932.42 

5000.— 

j 1 000.-7 

1 6 666.407 

75  000.- 

tj 

II 

l! 
1 . 

88  627  758.54 

1873 

1 

1 

10 

pcht  in  der  Bilanz. 
h von  fl.  gjiOOOOO). 


Rest  Guthaben  der  Braunschweig.  Regierung  aus  dem  Eisenbahngeschäft. 
®)  Hilfsverein.  ®)  Stipendium. 


